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24 Tote in Abschiebehaft!
Dokumentiert: 24 Nigerianer starben seit 1991 in BRD-Abschiebehaft

ie nigerianische Regierung hat in 
einer offiziellen Protestnote an 
die Bundesregierung Aufklärung 

über den Tod von 24 Nigerianern gefor­
dert, die 1991 bis 1994 in deutschem Ab­
schiebegewahrsam unter mysteriösen 
Umständen ums Leben kamen. Wir do­
kumentieren (leicht gekürzt) einen Be­
richt der französischen Nachrichten­
agentur AFP vom 16. September.

Nigeria hat von der Bundesregierung 
Aufklärung über den Tod von 24 nige­
rianischen Staatsbürgern gefordert, die 
in Deutschland in der Abschiebehaft 
ums Leben gekommen sein sollen. Wie 
das Auswärtige Amt am Freitag in 
Bonn bestätigte, übermittelte die nige­
rianische Botschaft bereits am 9. Sep­
tember eine entsprechende Note mit ei­
ner Liste von 23 Namen. Die nigeriani­
sche Botschaft teilte mit, am Freitag sei 
ein weiterer Fall bekannt geworden. 
Der nigerianische Botschafter in Bonn, 
Ankinjide Osuntokun, sagte der Nach­
richtenagentur AFP, seine Regierung 
sei „sehr mißtrauisch“, was die von den 
deutschen Behörden angegebenen 7b- 
desursachen betreffe. Der nigerianische 
Außenminister Anthony Ani übermit­
telte dem deutschen Botschafter in Abu­
ja, Jürgen Kleiner, bereits am Donners­
tag die Besorgnis seiner Regierung über 
die Ibdesfälle, wie im Außenministe­
rium in Abuja zu erfahren war.

Nach Angaben der Botschaft handelt 
es sich um 24 nigerianische Staatsbür­

Sonderversicherung für Ausländer?
In der Rentenversicherung soll eine Sonderkasse für Ausländer entstehen

Der Plan existiert schon länger: Die 
Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte (kurz: BfA), zustän­
dig für die Rentenversicherung von 

Lohnabhängigen mit Angestelltensta­
tus, soll aufgelöst werden. Die Aufga­
ben sollen von den Landesversiche­
rungsanstalten, die bisher für die Ren­
tenversicherung von Beschäftigten mit 
Arbeiterstatus zuständig waren, über­
nommen werden. Wir hatten schon vor 
zwei oder drei Jahren, als die Arbeits­
und Sozialminister der Bundesländer 
erstmals über die Umorganisation be­
rieten, davor gewarnt, daß mit der Ver­
waltungsänderung ausländerfeindliche 
Absichten verbunden sind: Die BfA soll 
nämlich nicht ganz aufgelöst werden, 
sondern künftig die Rentenversiche­
rung für alle Arbeitnehmer ohne deut­
sche Staatsangehörigkeit sowie für alle 
deutschen Staatsangehörigen, die 
„Auslandsberührung“ haben, überneh­
men. Damit wäre zunächst einmal der 

ger, die zwischen 1991 und 1994 überwie­
gend im Abschiebegewahrsam deut­
scher Behörden ums Leben gekommen 
seien. Bei den Opfern habe es sich vor­
wiegend um Asylbewerber gehandelt, 
aber auch um mit Deutschen verheirate­
te Nigerianer. Der Botschaft sei dabei 
von den örtlichen Behörden als Todes­
ursache stets Selbstmord, Depression 
oder Ertrinken angegeben worden, in 
anderen Fällen habe es überhaupt keine 
Information über die Todesursache ge­
geben.
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Form nach eine Sonderversicherung für 
ausländische Beschäftigte geschaffen; 
eine inhaltliche Füllung dieser Form 
dann nicht mehr auszuschließen. Be­
reits jetzt gibt es diskriminierende Re­
gelungen bei der Auszahlung von Ren­
ten, falls ausländische Arbeitnehmer in 
ihre Heimatländer zurückkehren, bei 
der Anrechnung von Arbeitszeiten au­
ßerhalb der BRD usw. Eine direkte Un­
gleichbehandlung von Rentnern in glei­
cher Lage bloß aufgrund ihrer Staatsan­
gehörigkeit findet bislang allerdings 
nicht statt und wäre eine offene Verlet­
zung von Recht und Gesetz. Ist aber erst 
einmal eine Sonderanstalt geschaffen, 
dann kann die Verwaltung und die Ge­
setzgebung hierfür auch besondere Re­
gelungen erlassen.

Die Sache eilt. Ab 1998, so steht’s in 
einem Gesetzentwurf, den die Konfe­
renz der zuständigen Länderminister 
am 9. September 1994 (soweit bekannt 
einstimmig) beschlossen hat, soll die

Botschafter Osuntokun sagte, nach 
dem Tod eines 30-jährigen Nigerianers 
am 30. August durch eine Betäubungs­
spritze bei der Abschiebung auf dem 
Frankfurter Flughafen sei seine Regie­
rung „mißtrauisch“ geworden. „Wenn 
dieser Fall nicht öffentlich geworden 
wäre, hätten wir womöglich wieder 
nichts davon erfahren“, sagte er. Auch 
unter dem Eindruck der jüngsten Ent­
hüllungen über die Mißhandlung von 
Ausländem durch Polizisten in Ham­
burg und anderswo fordere seine Regie­
rung nun eine vollständige Aufklärung 
der Todesumstände ihrer Staatsbürger. 
„Wir wollen unseren Verdacht aufge­
klärt wissen, daß unsere Landsleute un­
ter mysteriösen Umständen von Leuten 
getötet wurden, die sie nicht als Men­
schen betrachteten“, sagte der Bot­
schafter. (. ..)

Auf der seit Freitag 24 Namen umfas­
senden Liste der Botschaft wird die To­
desursache in 15 Fällen als nicht be­
kannt aufgeführt. In weiteren Fällen 
wird als Todesursache Gehirnblutung, 
Epilepsie, Selbstmord im Gefängnis 
oder Ertrinken angegeben.

Die Todesfälle ereigneten sich in 
Georgsmarienhütte, Konstanz, Fried­
berg, Augsburg, Nettetal, Karlsruhe, 
München, Aurich, Bielefeld, Brunsbüt­
tel, Münsingen, Wildeck, Bremen, Os­
nabrück, Regensburg, Lübeck, Lam­
pertheim, Nürnberg, Mannheim, Erlan­
gen, Würzburg, Paderborn, Frankfurt/ 
Main und Aachen.

Umorganisation in Kraft treten. Eine 
entsprechende Bundesratsinitiative ist 
beabsichtigt.

Proteste gibt es bislang von der Versi­
cherungsanstalt BfA, die nicht nur dar­
auf hinweist, daß eine gut funktionie­
rende Verwaltung aufgelöst werden 
soll, sondern auch auf den „im In- und 
Ausland entstehenden politischen 
Schaden“ durch die Schaffung eines 
Rentenversicherungsträgers für Aus­
länder. Die Deutsche Angestellten Ge­
werkschaft (DAG) protestiert ebenfalls 
und hält diese Absicht für „politisch in­
stinktlos“.

Der DGB und die Einzelgewerkschaf­
ten schweigen bislang, organisations­
politische Interessen — die DGB-Ge­
werkschaften stellen in den Landesver­
sicherungsanstalten die Mehrheit der 
Versichertenvertreter, während bei der 
BfA die DAG die meisten Vertreter hat 
— scheinen leider im Vordergrund zu 
stehen. — (alk)

KURDENVERFOLGUNG

Was folgt auf die Auf­
hebung der Verbote?
Die Abgeordnete Ulla Jelpke 
(PDS/LL) hat im Bundestag am 8.9. 
die folgende Anfrage eingereicht:

Durch Verbotsverfügung des Bun­
desministeriums des Innern (BMI) 
vom November 1993 hatte die Bun­
desregierung unzähligen kurdischen 
Vereinen und Organisationen jegli­
che Tätigkeit in der BRD untersagt. 
(...) Mit Beschluß des Bundesver­
waltungsgerichts vom 6. Juli 1994 
wurde der sofortige Vollzug von er­
heblichen Tbilen der Verfügung auf­
gehoben. Mehr als zwanzig regionale 
kurdische Organisationen können 
nunmehr endlich ihre Arbeit wieder 
aufnehmen.
Wir fragen die Bundesregierung:
1. Haben die kurdischen Organisa­
tionen und Vereine, gegen die der so­
fortige Vollzug der Verbotsverfü­
gung aufgehoben wurde, die be­
schlagnahmten Gegenstände und 
Unterlagen bereits zurückerhalten? 
Wenn nein, wann wird dies gesche­
hen?
2. Wird die Bundesregierung für den 
durch den widerrechtlichen soforti­
gen Vollzug der Verbotsverfügung 
verursachten materiellen Schaden in 
vollem Umfang auf kommen? Wenn 
ja, wird die Bundesregierung von 
sich aus diese Wiedergutmachung 
veranlassen? Wenn nein, warum 
nicht ?
3. Wird die Bundesregierung den 
nichtmateriellen Schaden, wie An­
sehensverlust der kurdischen Bür­
gerinnen und Bürger, oder die allge­
meine Diskreditierung der kurdi­
schen Vereinsarbeit wiedergutma­
chen? Wenn ja, wie wird dies gesche­
hen ? Wenn nein, warum nicht ?
4. Wieviele juristische Verfahren hat 
es im direkten oder indirekten Zu­
sammenhang mit der Verbotsverfü­
gung des Bundesministeriums des 
Inneren bislang gegeben und in wie- 
vielen Fällen ist es bereits zu Verur­
teilungen gekommen ?
5. Wieviele juristische Verfahren, die 
im direkten oder indirekten Zusam­
menhang mit der Verbots Verfügung 
stehen, entbehren nach dem Be­
schluß des Bundesverwaltungsge­
richts nunmehr ihrer Grundlage und 
wurden diese Verfahren bereits alle 
eingestellt?
6. Wird eine Amnestie für die Betrof­
fenen aus diesen Verfahren in Erwä­
gung gezogen, und wenn nein, wa­
rum nicht?

„Hallm Dener—
3. Internationales 
Kurdistan-Festival“: 
24.9. In Landgraaf bei 
Mastrlcht (Niederlande)
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Aufschwung per Export und Ostgeschäft?
Haushaltsdebatte 1995 im Bundestag. SPD versucht sich mit „ökologischer Modernierung“

Die Debatte im Bundestag um den 
Etatentwurf der Bundesregie­
rung für den Haushalt 1995 ist in 
der Presse weitgehend als Wahlkampf­

gefecht zwischen Regierung und Oppo­
sition bewertet worden. Das stimmt nur 
zum Tbil. Die Debatte ergab auch ein 
Bild von den tatsächlichen Vorhaben 
der Regierungskoalition und der Oppo­
sition.

Hauptziel der Regierung ist eine wei­
tere Stärkung der Finanzkraft der gro­
ßen Konzerne durch neue Steuersen­
kungen, verbunden mit weiteren Sen­
kungen der Realeinkommen in den so­
wieso mittleren und unteren Einkom­
mensbereichen. Ziel dabei ist eine be­
schleunigte Expansion der BRD-Unter- 
nehmen vor allem nach Osten, wo große 
Einkaufs- und Absatzmärkte erwartet 
werden. Für diese Steigerung des Ost- 
Geschäfts werden auch extrem hohe In­
frastruktur-Mittel bereitgestellt. Um­
weltminister Töpfer beschrieb dies so: 
„Der Export trägt den Anfang des Auf­
schwungs, flankiert durch staatliche 
Infrastrukturinvestitionen. Allein in 
den neuen Bundesländern haben wir 50 
Milliarden DM für die Verkehrsinfra­
struktur ... eingesetzt ... Exportnach­
frage plus Steigerung der staatlichen 
Infrastrukturinvestitionen, das ist die 
Basis dafür, daß private Investitionen 
folgen...“

Im einzelnen ist für die Kapitalisten 
vorgesehen die Abschaffung der Gewer­
bekapitalsteuer, die Senkung der Ge­
werbeertrags teuer und die Abschaf­
fung der Vermögenssteuer, alles zusam­
men ein Steuersenkungspaket von 
mehr als 20 Mrd. DM. Zur Finanzierung 

wird bereits ab 1.1.95 der — unbefriste­
te — „Solidaritätszuschlag“ von 7,5% 
auf die Lohn- und Einkommenssteuer 
erhoben. Eine Anhebung der Kinder­
freibeträge von derzeit ca. 4000 auf 7000 
DM im Jahr soll die Kinderfreuden in 
den höheren Einkommensbereichen an­
stacheln, der Rechnung von Lafontaine, 
daß Bezieher hoher Einkommen 200 DM 
pro Kind mehr erhalten als Bezieher 
niedriger Einkommen, widersprach 
kein Regierungs-Redner.

In den unteren Einkommensberei­
chen soll dafür die materielle Not wei­
ter gesteigert werden. Die Befristung 
der Arbeitslosenhilfe auf zwei Jahre ist 
dafür das Signal. Da auch CDU-Mini­
sterpräsidenten dem Plan widerspre­
chen, deutete Waigel in der Debatte an, 
evtl, die Befristung der Arbeitslosen­
hilfe je nach Dauer der Beitragszahlung 
zu variieren. Die Folge wäre, daß ältere 
Arbeitslose etwas länger Arbeitslosen­
hilfe beziehen, während der Druck auf 
junge noch härter würde. Weitere Ein­
griffe in der Arbeitslosenversicherung 
werden folgen, was man schon daran 
sehen kann, daß Waigel den Bundeszu­
schuß für die Bundesanstalt für Arbeit 
bis 1998 auf 0 DM senken will (1993: 18 
Mrd. DM Zuschuß).

Die Verarmungsstrategie ist freilich 
selektiv und gezielt. Unions- und FDP- 
Sprecher legten großen Wert auf die 
Anhebung der Renten im Osten, womit 
man sich dort Stimmen erwartet. Die 
Befreiung des „Existenzminimums“ 
von der Lohn- und Einkommenssteuer, 
vom Bundesverfassungsgericht gefor­
dert, soll nach den Plänen der Regie­
rung erst 1996 erfolgen. Wie hoch dieses 

lohnsteuerfreie „Minimum“ liegt, sagt 
die Regierung noch nicht (die SPD 
spricht von 13000 DM im Jahr pro er­
wachsene Person).

Dieser zielstrebig betriebenen „Dere- 
gulierungs-“ und Verarmungsstrategie 
vor allem gegen Lohnabhängige in den 
unteren und mittleren Einkommensbe­
reichen will die SPD mit einem Pro­
gramm der „ökologischen Modernisie­
rung“ entgegentreten. „Wir wollen bes­

sere Rahmenbedingungen für Investi­
tionen und technischen Fortschritt, bes­
sere Abschreibungsbedingungen, Inve- 
stitionszulagen und eine ökologische 
Steuerreform. Wir wollen damit Vor­
aussetzungen dafür schaffen, daß es in 
Deutschland zu einem neuen technolo­
gischen Schub kommt. Wir wollen die 
Brücke ins Solarzeitalter bauen. Wir 
wollen Drei-Liter-Autos auf unseren 
Straßen.“ So Oskar Lafontaine. Schrö­
der ergänzte aus Niedersachsen, daß ge­
rade die Niederlagen deutscher Konzer­
ne z.B. bei Bahnaufträgen im Ausland 
(TGV) und Elektrogeschäften im Nahen 
Osten (wo US-Konzeme Siemens das 
das Geschäft wegschnappten) bewie­
sen, daß die BRD-Konzeme starke 
Staatshilfe auf ihrer Seite brauchten. 
Sodann solle die Regierung durch Ab­
wrackprämien die Autokonjunktur 
verbessern: „Warum gehen wir nicht 
her und belohnen diejenigen, die zur 
Stabilisierung der Binnenkonjunktur 
auf diesem so wichtigen Markt ein zehn 
Jahre altes Auto abstoßen und ein neu­
es, mit Katalysator ausgestattetes kau­
fen?“ Mit einer Prämie von ca. 1000 DM 
je Alt-Auto, die unlängst auch VW-Chef 
Piech erbeten hatte, könne die Regie­
rung eine Zusatz-Nachfrage von 400000 
Autos im Jahr auslösen.

Ob ein solches Programm, verbunden 
mit der Anhebung des Kindergelds, 
einem Sonderprogramm für 200000 So­
zialwohnungen und der Ersetzung des 
„Solidaritätszuschlags“ durch die Er­
gänzungsabgabe, gegen das „Auf- 
schwung“-Gebrüll der Koalition genü­
gend Stimmen mobilisieren wird, wird 
man sehen.— (rül)

AKTUELL IN BONN

Sozialhilfe: 1 Mio. Arbeitspflichtige?
CDU, CSU und FDP drohen, im Fall ih- 
res Wahlsiegs am 16. Oktober den „Um­
bau des Sozialstaats konsequent fortzu­
setzen“. Während die Regierung sinn­
volle Ausgaben beispielsweise im So­
zialen Wohnungsbau kürzte und damit 
Arbeitsplätze zerstörte, sollen Men­
schen ohne Arbeit, die Sozialhilfe erhal­
ten, zu Arbeiten wie Laubfegen und 
Schneeschippen herangezogen werden. 
Genau das zerstört noch mehr Arbeits­
plätze. Laut Deutschen Städtetag könn­
te einer Million Sozialhilfe empfange­
ner Menschen „gemeinnützige Arbeit 
zugemutet“ werden. Bei solchen Di­
mensionen geht es längst darum, eini­
germaßen „normal“ bezahlte Arbeits­
plätze im öffentlichen Dienst durch Ar­
beitspflicht-Arbeitsplätze zu ersetzen 
und mit den hier bezahlten Löhnen von 
zwei bis drei Mark die Stunde die gel­
tenden Thrifverträge noch weiter zu un­
terhöhlen.

Öko-Steuern
Unter dem Titel „Umsteuem in der Kri­
se“ fordern der Bund für Umwelt und 
Naturschutz (BUND) und 16 Unterneh­
men, darunter die AEG Hausgeräte AG 
und der Otto Versand, zu einer „ein­
kommensneutralen Steuerreform“ auf. 
Beispielsweise sollen die Energiepreise 
erhöht werden und die Steuermehrein­
nahmen an die Unternehmen „zurück­
fließen“, indem die Arbeitgeberbeiträ­
ge zur Sozialversicherung gesenkt wer­
den. Exakt so ordnen sich scheinbar 
ökologische Ziele ein in eine Beschleu­
nigung des Sozialabbaus und der Um­
verteilung von unten nach oben. Diese 

Art ökosteuem würden in erster Linie 
von den Verbrauchern bezahlt (bereits 
jetzt ist von Ausnahmen im Fall „beson­
ders energieintensiver Branchen“ die 
Rede). Der Staat wird die Mehreinnah­
men benutzen, um die Löcher im Haus­
halt zu stopfen bzw. den Transrapid zu 
bauen. Die Unternehmen werden ihre 
Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversi­
cherung senken, womit letztere weiter 
ausgehöhlt und neue „Einschnitte“ vor­
programmiert wären.

Gegen Verbrechensgesetz
Datenschutzbeauftragte von fünf SPD­
geführten Ländern sowie aus Berlin 
haben den „Kompromiß“ zwischen 
SPD und Regierung über das sog. „Ver­
brechensbekämpfungsgesetz“ kriti­
siert. Insbesondere kritisieren sie die 
erweiterten Befugnisse des BND, der 
nunmehr seine nachrichtendienstlichen 
„Erkenntnisse“ auch an die Polizei wei­
terleiten darf. Die seit Auflösung der 
Gestapo bestehende Trennung von Poli­
zei und Geheimdiensten ist in dem jetzt 
vereinbarten „Kompromiß“ abge­
schafft.

SPD-Managerkreis für Sozialabbau
Der Managerkreis der SPD-nahen 
Friedrich-Ebert-Stiftung hat weitrei­
chende Änderungen in den Sozialversi­
cherungen verlangt. In der Rentenversi­
cherung wünschen die Manager die Bil­
dung eines „Kapitalstocks“, d.h. weni­
ger Rentenauszahlung, als an Versiche­
rungsbeiträgen und öffentlichen Zu­
schüssen eingeht, sowie die Einfrierung 
der Beitragsbemessungsgrenze. Das 
käme im Ergebnis einer Begrenzung der 
Renten nach oben und einem stärkeren 

Anreiz für private Lebensversicherun­
gen gleich. In der Krankenversicherung 
sollten die von der Versicherung gezahl­
ten Leistungen weiter eingeschränkt 
werden. Dem „Managerkreis“ gehören 
ca. 300 bis 400 Manager an, darunter Ed­
zard Reuter von Daimler-Benz, Friedel 
Neuber von der WestLB, Dr. Simmert 
von Provinzial-Versicherungen.

NATO-Übung in Polen
Insgesamt 620 Soldaten von 13 Staaten 
„üben“ seit dem 12. September auf dem 
polnischen Truppenübungsplatz Bie- 
drusko. Die militärische Leitung der 
Übung liegt bei der NATO, beteiligt 
sind außer polnischen Soldaten u.a. Sol­
daten der Bundeswehr, der USA, Po­
lens, Rumäniens und Litauens. Die Zei­
tung Handelsblatt verweist bei ihrem 
Bericht über die Übung auf den wenige 
läge vorher abgeschlossenen Abzug der 
letzten russischen Truppen aus der 
BRD. Diese rücken ab, die NATO rückt 
nach Osten. Und da behauptet das Blatt 
noch: „In Brüssel achtet man sehr genau 
darauf, keinen falschen Schritt gegen­
über Moskau zu machen“!

Kfz-Gewerbe gegen Alfauto-Prämie
Der Präsident des Zentralverbands des 
deutschen Kfz-Gewerbes, Enning, hat 
staatliche Verschrottungsprämien für 
Alt-Autos (wie sie u.a. VW-Chef Piech 
und Niedersachsens Ministerpräsident 
Schröder vorgeschlagen haben) abge­
lehnt. Sie seien „nicht finanzierbar“ 
und auch kein Weg zu marktwirtschaft­
lichen Lösungen. Stattdessen wünscht 
der Verbandspräsident Steueranreize 
für Fahrzeuge, die „bereits den 96er 
Umweltstandards entsprechen“. Der 

Unterschied: Die Alt-Auto-Prämie wür­
de zumeist Beziehern niedriger Ein­
kommen, die vielfach ein schon viele 
Jahre altes Auto fahren, zufließen, die 
Steuerprämie für Neufahrzeuge dage­
gen auch jenen Kreisen, die sich alle 
zwei Jahre das neueste Modell zulegen 
können’

Waigel und das Geld-Zählen
Daß Finanzminister Waigel ein Experte 
für ständig geänderte Steuerschätzun­
gen — je nachdem, ob Wahlen anstehen 
oder nicht — ist, hat sich inzwischen 
herumgesprochen. Neuester Coup: Noch 
am 6./7. September beriet der Bundes­
tag über Waigels Haushalt 1995 und die 
damit verbundene mittelfristige Fi­
nanzplanung bis 1998. Einen Thg darauf 
langte es dem Finanzausschuß des Bun­
desrats: Da Waigels Zahlen offensicht­
lich geschönt waren, forderte er den Mi­
nister auf, bis 14. Oktober neue Zahlen 
vorzulegen. Zwei läge später meldete 
das Finanzministerium: Das Defizit der 
öffentlichen Haushalte werde 1995 bis 
1998 um 16 Mrd. DM höher ausfallen, als 
bisher „vermutet“.

Was kommt demnächst?
Am 23.9. berät der Bundesrat über die 
letzten Gesetzentwürfe des Bundestags 
in dieser Legislaturperiode, u.a. das 
„Verbrechensbekämpfungsgesetz“ und 
die BAFöG-Novelle. Am gleichen Tbg 
beginnt in Frankfurt/Oder ein zweitä­
giger EU-Ministerrat zum Binnen­
markt. Am 26.9. sind Landtagswahlen 
in Bayern. Am 14.10. berät der Finanz­
planungsrat von Bund und Ländern 
über die Steuereinnahmen. Am 16. Ok­
to ber sind Bundestagswahlen.
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Europäische Unionierung auf Meuten-Art
Zur Diskussion um das Strategiepapier der CDU / CSU-Fraktion zur Europapolitik

Am 1. September, gerade rechtzeitig 
zum Abzug der alliierten Truppen, 
veröffentlichte die CDU/CSU- 
« Bundestagsfraktion ein Strategiepa­

pier mit „Überlegungen zur europäi­
schen Politik“.

Unterteilt in „Die Lage“, „Deutsch­
lands Interessen“ und „Was ist zu tun?“ 
werden darin Ziele neuer deutscher 
Großmachtpolitik formuliert und die 
Bildung eines „Kemeuropas“ mit 
Deutschland, Frankreich und den Bene- 

- lux-Staaten als Kem und Deutschland 
und Frankreich als „Kem des festen 
Kerns“ gefordert.

Frankreich in die deutsche 
Großmachtpolitik einbinden

Nach dem CDU/CSU-Papier steht die 
EU vor der Bewährungsprobe der „... 
Einbeziehung (ost)-mitteleuropäischer 
Staaten in die Union. ... Die Antwort 
der Union wird über die Fähigkeit und 
ihren Willen aussagen, der — neben 
einem wieder stabilisierten, demokra­
tisierten Rußland und im Bündnis mit 
den USA — maßgebliche Ordnungsfak­
tor des Kontinents zu sein.“ Die neu­
deutschen kontinentalen Neuordnungs­
bestrebungen in und mit der EU treffen 
also auf Rußland als Gegenpol. Ange­
sichts dieser Aufgaben konstatiert die 
CDU/CSU aber „... sehr starke Inan­
spruchnahme und Schwächen nationa­
ler Regierungen und Parlamente ...“ 
und „... .regressiven Nationalismus* in 
(fast) allen Mitgliedsländern“ als „Fol­
ge einer tiefen Verängstigung — hervor- 
gerufen durch die problematischen Er­
gebnisse des Zivilisationsprozesses und 
durch äußere Bedrohung wie der Migra­
tion ....**

Quasi herumliegende kontinentale 
Ordnungsaufgaben, Schwäche und Ver­
fall in (fast) allen europäischen Staaten 
wegen „umfassender Zivilisationskri­
se“ und der Ruf nach dem „Willen** zu 
Führung und Ordnungsmacht — das ist 
zunächst einmal die zutiefst reaktionä­
re lebensphilosophische Einstimmung 
der CDU/CSU auf die kommenden 
Aufgaben.

Welche Aufgaben sollen da kommen? 
Hier ist die CDU/CSU in den Details 
vage, aber in der Richtung eindeutig: 
„Nach dem Ende des Ost-West-Konflik­
tes muß eine stabile Ordnung auch für 

den östlichen Teil des Kontinents gefun­
den werden.“ Das kontinentale Schar­
nier aller „Ordnung“ in Europa aber ist 
Deutschland. Aus dieser Grundposition 
begründet die CDU/CSU-Fraktion den 
„Willen“ zur Ordnungsmacht in — ge­
genüber den anderen Mitgliedstaaten — 
infamer Form: Wenn deutsche Interes­
sen nicht in einer EU-Konstruktion auf­
gehoben würden, dann ...: „Ohne eine 
solche Weiterentwicklung der (west-) 
europäischen Integration könnte 
Deutschland aufgefordert werden oder 
aus eigenen Sicherheitszwängen ver­
sucht sein, die Stabilisierung des östli­
chen Europa alleine und in der traditio­
nellen Weise zu bewerkstelligen.“ Die 
„traditionellen“ deutschen Neuordnun­
gen im Osten haben der Welt zweimal 
Millionen von Toten und Jahre der Un­
terdrückung und kriegerischen Verwü­
stung gebracht. Was hat die CDU/CSU- 
Fraktion daraus gelernt? „Die Versu­
che, diese Lage im Zentrum aller euro­
päischen Konflikte durch die Errich­
tung einer Hegemonie zu überwinden, 
scheiterten. Die militärische, politische 
und moralische Katastrophe 1945 als 
Folge des letzten dieser Versuche ließ 
Deutschland nicht nur erkennen, daß 
seine Kräfte hierzu nicht ausreichen 
...“ An anderer Stelle heißt es ergän­
zend, der Versuch, die Stabilisierung 
Europas „allein und in traditioneller 
Weise zu bewerkstelligen .. .** würde 
„... seine Kräfte bei weitem überfor­
dern.** Das ist also die historische Lehre 
aus dem Faschismus: Nie wieder die ei­
genen Kräfte „überfordern**, diesmal 
soll Frankreich dabei sein: „Daher darf 
es keine wesentlichen außen- und euro­
papolitischen Aktionen ohne vorange­
hende deutsch-französische Abstim­
mung geben. (...) Den Kem des festen 
Kems bilden Deutschland und Frank­
reich.“

Aber nicht nur, um den Rücken im 
Westen für den Vormarsch im Osten frei 
zu halten, heißt der „Kem vom festen 
Kem“ Deutschland / Frankreich. Ne­
ben der „Stabilisierung des Ostens“ 
werden weitere strategische Ziele ge­
nannt:
— „Gemeinsame Politik im Mittelmeer­
raum, an dessen Stabilität nicht nur die 
Anrainer, sondern auch Deutschland 
ein grundlegendes Interesse hat.
— Entwicklung einer strategischen 
Partnerschaft mit der Türkei.“

Konfrontation statt Konsens 
in der EU

In der bisherigen Kritik an dem CDU / 
CSU-Papier standen weniger die politi­
schen Ziele als vielmehr die Ablehnung 
eines Europa der „unterschiedlichen 
Geschwindigkeiten“, der „variablen 
Geometrie“ (CDU/CSU) im Vorder­
grund. Das konstatiert auch der Presse­
dienst der CDU/CSU am 5.9.94 und 
kontert: „Der Sache nach hat sich dieses 
Kemeuropa längst entwickelt.“ Zur 
Bestätigung wird Kinkel vom 24. Au­
gust 94 zitiert, der sich diesmal als ver­
baler Schlachtschiffkommandant betä­
tigt: „Die Frage für die Regierungskon­
ferenz 1996 (der EU, d. Verf.) ist: Soll 
sich der Geleitzug auch künftig nach 
dem langsamsten Schiff richten? Oder 
sollen die, die schneller voran wollen, 
das auch tun? Unser Ziel ist ein mög­
lichst starkes Kemeuropa, aber unsere 
Präferenz bleibt eindeutig, alle zwölf — 
oder ab 1995 — hoffentlich alle 16 mit an 
Bord zu haben.“

Die hierarchische Abstufung zwi­
schen den führenden Schlachtschiffen, 
den abgehängten Beiboten und den Län­
dern, die schließlich zu Kinkel und Kohl 
an Bord kriechen dürfen, ist eindeutig.

Die für sich genommen schon exeku­
tivstaatlich organisierte Europäische 
Union (EU) — mit Regierungen und de­
ren Beauftragten als handelnde Subjek­
te — wurde mit den Maastrichter Ver­
trägen in drei wesentlichen staatlichen 
Aufgabengebieten von der Bindung des 
Regierungshandelns einzelner Länder 
an die Gesamtheit der in der EU zusam­
mengeschlossenen Staaten entkoppelt:
— in der Frage der Wirtschafts- und 
Währungsunion — kurz gesagt wird die 
WWU von denjenigen Staaten gebildet, 
die bestimmte „Konvergenzkriterien** 
erfüllen, wobei zum Zeitpunkt des Ver­
tragsschlusses nicht klar ist, wer dies 
sein wird;
— in der Frage der „Gemeinsamen Au­
ßen- und Sicherheitspolitik“ (GASP),
— in der „Innen-und Rechtspolitik“.

Damit wurden zwischenstaatliche 
Vereinbarungen wie das Schengener 
Abkommen oder Einrichtungen wie 
Europol von den Aufgaben der formel­
len Institutionen der EU femgehalten. 
Bei der Wirtschafts- und Währungs­
union bestimmt die Kapitalmacht den 

Fortgang der Unionierung. Bei der Au­
ßen-, Sicherheits-, Innen- und Rechtspo­
litik handelt es sich um „intergouver- 
nementale“ Betätigungsfelder, wie be­
reits das Bundesverfassungsgericht in 
seinem Urteil zu den Maastrichter Ver­
trägen festgestellt hat: „Außerhalb der 
Europäischen Gemeinschaft bleibt die 
Zusammenarbeit intergouvememental; 
dies gilt insbesondere für die Außen- 
und Sicherheitspolitik sowie für die 
Bereiche Justiz und Inneres.“ (Urteil 
des BVG vom 12.10.93).

Die Verträge von Maastricht haben 
also nicht nur in wesentlichen Fragen 
das Einstimmigkeitsprinzip durch das 
Mehrheitsprinzip ersetzt, sie haben 
vielmehr eine vertragliche Grundlage 
für das „Meutenprinzip“ geschaffen, 
nämlich dafür, daß sich einzelne Staa­
ten berufen fühlen, ohne irgendeine 
Pflicht zur Konsenssuche mit den ande­
ren EU-Staaten im Namen angeblicher 
„gemeinsamer Interessen“ der EU auf 
eigene Faust zu handeln.

Auf diese Tatsache bezieht sich aus­
drücklich das CDU/CSU-Papier. Unter 
positiver Hervorhebung des Schenge­
ner Abkommen werden strategische 
Ziele Deutschlands („Stabilisierung des 
Ostens**, Stabilisierung des Mittelmeer­
raumes, „strategische Partnerschaft“ 
mit der Türkei“) zu „vorrangigen Fel­
dern“ der europäischen „Gemeinsamen 
Außen- und Sicherheitspolitik“ er­
klärt. Mit dem Meuten- und „Geleit- 
zug“-Prinzip wird gleichzeitig der in­
nenpolitische Druck nach Rechts in al­
len Mitgliedstaaten drastisch erhöht. 
Über den Druck zum „Mitmachen“ bei 
faktischer Ausschaltung der Institutio­
nen der EU vermitteln sich so die impe­
rialistischen Interessen der europäi­
schen Führungsmächte auch noch als 
innenpolitische Forderung in den ein­
zelnen Ländern an die Regierungen.

Der Vorstoß der CDU/CSU zielt u.a. 
auf die EU-Regierungskonferenz 1996. 
Sie kann sich auch deshalb ihrer Posi­
tion relativ sicher sein, weil die Kem- 
europastrategie nicht gegen die EU- 
Verträge verstößt, sondern durch diese 
gedeckt ist. Auf dieser Grundlage for­
dert sie die Beschleunigung einer Poli­
tik der „hegemonialen Unionierung“. 
Das ist ein weiterer Grund, im Vorfeld 
dieser Konferenz die Auseinanderset­
zung um eine Überprüfung und Revi­
sion der Verträge zu führen.— (ehe) b

Dokumentation: Aus dem Strategiepapier der CDU/CSU
I. Die Lage
„Der europäische Einigungsprozeß 
ist an einen kritischen Punkt seiner 
Entwicklung gelangt. Wenn es nicht 
gelingt, in den nächsten zwei bis vier 
Jahren eine Lösung für die Ursachen 
dieser gefährlichen Entwicklung zu 
finden, dann wird die Union sich ent­
gegen der im Maastrichter Vertrag be­
schlossenen Zielsetzung eines immer 
engeren Zusammenwachsens unauf­
haltsam zu einer lockeren, im wesent­
lichen auf einige wirtschaftliche 
Aspekte beschränkten Formation 
mit verschiedenen Untergruppierun­
gen entwickeln. (...)**

II. Deutschlands Interessen
„Deutschland hat aufgrund seiner 
geographischen Lage, seiner Größe 
und seiner Geschichte ein besonderes 
Interesse, ein Auseinanderdriften 
Europas zu verhindern, durch das es 

in ‘seine alte Mittellage zurückversetzt 
würde. Diese Lage zwischen Ost und 
West hat es Deutschland in der Vergan­
genheit erschwert, seine innere Ord­
nung eindeutig auszurichten und eine 
dauerhaft stabile außenpolitische Ba­
lance zu errichten. (...) Ein stabilitäts­
gefährdendes Vakuum, ein Zwischen- 
Europa darf es nicht wieder geben.
(...)

Dieses deutsche Interesse an Stabili­
tät ist grundsätzlich mit dem Europas 
identisch.

Seine Lage, seine Größe und sein en­
ges Verhältnis zu Frankreich verleihen 
Deutschland eine besondere Verant­
wortung für die Integrierung des östli­
chen Teils Europas und die Chance, eine 
für sich und Europa gute Entwicklung 
maßgeblich zu befördern.

Mit der Übernahme der Präsident­
schaft der Union am 1. Juli 1994 hat für 
Deutschland eine lange währende An­

strengung begonnen, um dieses Ziel zu 
erreichen.

m. Was ist zu tun ?—Vorschläge
„(...) Dazu werden folgende fünf Punk­
te vorgeschlagen, die als eine sich wech­
selseitig bedingende Einheit zu verste­
hensind:
— die institutionelle Weiterentwick­
lung der Union, Verwirklichung der 
Subsidiarität einschließlich Rückver­
lagerung von Kompetenzen,
— die weitere Festigung des Kems,
— die qualifizierte Intensivierung der 
deutsch-französischen Beziehungen,
— die Stärkung der außen- und sicher­
heitspolitischen Handlungsfähigkeit 
der Union,
— die Erweiterung nach Osten.
1. Institutionelle Weiterentwicklung 
Die institutionelle Weiterentwicklung 
der EU durch die Regierungskonferenz 
1996 muß sich an folgenden Grundsät­

zen orientieren: ... Stärkung der 
Handlungsfähigkeit der EU.
(...)
— Dazu ist die Beantwortung der 
grundlegenden Verfassungs-Frage — 
wer macht was? — in einem verfas­
sungsähnlichen Dokument notwen­
dig, das die Kompetenz von Europäi­
scher Union, Nationalstaaten und 
Regionen in klarer Sprache abgrenzt 
und die ideellen Grundlagen der 
Union definiert. (...) Dazu gehört 
auch die Frage, ob das Einstimmig­
keitsprinzip des Art. N des Maastrich­
ter Vertrages für Vertragsänderun­
gen durch ein noch näher zu bestim­
mendes Quorum abgelöst wird. Ent­
scheidend ist, daß die Länder, die in 
ihrer Kooperation und in der Integra­
tion weiter zu gehen willens und in 
der Lage sind als andere, nicht durch 
Veto-Rechte anderer Mitglieder 
blockiert werden dürfen. (...)“

)
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QR RflimitAn T^oiltnnlllonrl Matthias Mücke über die Abschiedsshow für uQ IVIinUien UCUlSCnianil dieWestalliiertenamBrandenburgerTor

er Beginn einer neuen Ära wurde 
am Abend des B. September mit 
deutscher Gründlichkeit in Szene 

gesetzt. Der Abschied der Westalliier­
ten sollte die Entlassung der Deutschen 
in ihre volle Souveränität mit der not­
wendigen Symbolik darstellen. Nach 
den Zwei-Plus-Vier-Verhandlungen 
war der Abzug der Alliierten der letzte 
Akt der deutschen Nachkriegsgeschich­
te. Von jetzt ab gibt es ein neu erstarktes 
vereintes Deutschland, das seine Ver­
antwortung in der Weltgemeinschaft 
wieder wahmehmen möchte. Von nun 
an gibt es keine Reue mehr, keine 
Schuld und keine Erinnerung. Die 
„Gnade der späten Geburt“ bleibt, und 
die Freude darüber wird selbstbewußt 
demonstriert.

Und so entsprachen die Bilder vom 
Brandenburger Tbr diesem Glückstau­
mel. Weiträumig war der Pariser Platz 
vor dem Brandenburger Ibr abge­
sperrt. 5000 Polizisten und eine unbe­
stimmte Zahl von Bundesgrenzschüt- 
zem sicherten die vom Staatsschutz 
handgeprüften 17 000 Besucher und 3 000 
Ehrengäste, die sich schon zwei Stun­
den vorher am Brandenburger Tor ein­
fanden und fröstelnd auf den Tribünen 
saßen. Mit flotten Rhythmen versuchte 
das Stabsmusikkorps der Bundeswehr, 
das Publikum bei Laune zu halten. 450 
Bundeswehrsoldaten, 100 Musiker und 
50 extra für diese Zeremonie zurückge­
holte amerikanische, britische und 
französische Soldaten standen dort in 

ihren schönsten Uniformen. Fackeln 
> erhellten den Pariser Platz und späte­
stens beim Erklingen der National­
hymne stellte sich das Gefühl besonde­
rer Feierlichkeit ein.

Der Mangel an historischer Sensibili­
tät ist erschreckend. Doch die Symbolik 
der Fackel vor dem Brandenburger Ibr 
erinnert nicht zufällig an den Auf­
marsch der Nationalsozialisten am 30. 
Januar 1933 wenige Stunden nach der 
Ernennung Hitlers zum Reichskanzler. 
10000 Stahlhelme marschierten mit 
Fackeln durch das Brandenburger Tor 
unter „Sieg Heil“-Rufen von Tausenden 
Berlinern und feierten ihren Beginn 
einer neuen Ära. Der Zapfenstreich der 
Bundeswehr steht für die Kontinuität 
in der deutschen Geschichte und ist nur 
eine Fortsetzung von Bitburg und der 
Einweihung der Neuen Wache. Wenn die 
Bundeswehr im Fackelschein ihren 
Zapfenstreich unter den Augen der 
Weltöffentlichkeit zelebriert, dann ist 
dies ein Signal: Wir sind wieder wer — 
lautet die Botschaft, die Kohl seinen 
Freunden mit auf den Heimflug geben 
wollte. Der Abschied der „Schutzmäch­
te“ ist deshalb die militärische Macht­
übernahme durch die Bundeswehr. Es 
ist gleichzeitig der Abschied vom deut­
schen Sonderweg. Unverhohlen deutet 
Kohl immer mehr darauf hin, was sein 
Ziel ist: eine neue Dominanz in Europa 
und eine Renaissance des Nationalen im 
eigenen Land.

Um von vornherein auszuschließen,

daß die Bilder des Schweigens, der in­
neren Sammlung, der Andacht, des Re­
spekts und der Ehrerbietung nicht 
durch Proteste verschiedener linker 
Gruppierungen gestört werden, hat 
man umfangreiche Vorbereitungen ge­
troffen. Eine angemeldete Demonstra­
tion der AG „Zapfenstreich“ wurde von 
der Polizei einige läge vorher verboten, 
weil „Störungen jeglicher Art eine un­
mittelbare konkrete Gefahr für die öf­
fentliche Sicherheit darstellten. Trotz­

dem versammelte sich eine kleine 
schenmenge auf dem Alexander^ 
und vor dem Roten Rathaus, um 
Protest gegen diesen Zapfenstre 
Ausdruck zu verleihen. Die P< 
schritt nach wenigen Minuten ein 
löste die Ansammlung auf. Der grö 
Polizeieinsatz seit dem Reagan-F 
sicherte die Bannmeile um das I 
denburger Tor. Nur zu Beginn des 
fenstreichs konnten Pfiffe und Ruft 
20000 Gäste im Ausleben ihrer nati

Hitlers Freunde und Wilhelms Generale
WN - BdA Nordrhein-Westfalen über die Ergebnisse einer Umfrage unter Bundeswehrkaserne

ie erste und dann auch die letzte 
Rede Hitlers als Naziführer vor 
deutschen Soldaten wurde von 

einem Mann ermöglicht und verursacht, 
der noch immer in der Bundeswehr hoch 
in Ansehen steht. Im Juni 1919 holte 
Hauptmann Eduard Dietl Hitler als 
Redner in die Reichswehr. Am 1. Juli 
1944 ehrte Hitler den tödlich verun­
glückten „Helden von Narvik“, den 
Generaloberst, den Putschisten von 
1920 und 1923, den Träger des goldenen 
NSDAP-Parteiabzeichens, den Durch­
halteoffizier und Soldatenschinder 
Dietl mit den Worten: „Eine Stunde, 
nachdem ich damals zur dritten Kompa­
nie seines Regiments gesprochen hatte, 
gab mir dieser Mann seine Hand und er­
klärte, er würde von jetzt ab mein Ge­
folgsmann und Anhänger sein. Und da­
bei ist es dann geblieben Jahr für Jahr.“

Jahr für Jahr seit 1964 ist es auch bei 
dem Namen „Generaloberst Dietl Ka­
serne“ für eine Bundeswehreinrichtung 
in Füssen geblieben. Nun prüft und 
prüft die Hardhöhe schon monatelang, 
ob dies noch länger aufrecht erhalten 
bleiben kann. Wer sich — wie jetzt bei 
einer Umfrage des Journalisten Ulrich 
Sander, die von der Vereinigung der 
Verfolgten des Naziregimes — Bimd der 
Antifaschisten vorgelegt wurde — da­
nach erkundigt, warum eine solche 
Dietl-Verehrung noch heute sein muß, 
bekam bisher zur Antwort: „Eine Na­
mensänderung ist nicht erfolgt. Für die 
Bundesregierung stellt sich die Frage 
der Umbenennung aufgrund des eindeu­
tigen Votums der Stadt Füssen und der 
betroffenen Truppenteile derzeit nicht“ 
(so der Presseoffizier Oberleutnant 
Kalla).

Der Befehlshaber der Bundeswehr 
Ost, General von Scheven, hatte am 3. 

Oktober 1990 in Straußberg den ver­
sammelten und nun zur Entlassung an­
stehenden NVA-Offizieren klarge­
macht, wo es lang geht mit der Bundes­
wehr: „Die Leistungsfähigkeit ihrer 
Soldaten und ihrer Waffen soll nach un­
serer Überzeugung nicht hinter den Lei­
stungen der Wehrmacht zurückstehen.“ 
(lt. Reservistenzeitschrift „loyal“) Als 
er das sagte, hatte der letzte DDR-Ver­
teidigungsminister Eppelmann bereits 
in vorauseilendem Gehorsam sämtliche 
Kasemennamen der DDR abgeschafft, 
auch die von antifaschistischen Wider­
standskämpfern stammenden. Die Tra­
ditionslinie der Bundeswehr des neuen 
großen Deutschlands ist eine anti-anti­
faschistische. Sie läuft vom kaiserli­
chen und Nazi-Generalstab zur Bundes­
wehrführung.

Von den rund 400 Kasernen der Bun­
deswehr (Stand 1990) sind nur elf nach 
Persönlichkeiten benannt, die dem mi­
litärischen Widerstand gegen Hitler zu­
gerechnet werden. Dagegen sind 37 Ka­
sernen nach Helden der Hitlerwehr- 
macht, vor allem Ritterkreuzträgern, 
weitere rund 40 nach preußischen Er­
oberern benannt. Andere geben Interes­
se an fremden Territorien kund: Pom- 
memkaseme, Ostpreußenkaseme, Ost- 
markkaseme, Ihnnenbergkaseme, 
Deutschordenkaseme. Der Rest hat 
landschaftliche und lokale Namen.

In dem noch immer gültigen Tradi­
tionserlaß der Bundeswehr von 1982 
heißt es: „Ein Unrechtsregime wie das 
Dritte Reich kann Tradition nicht be­
gründen.“ Ein Sprecher der WN-BdA 
fragte bei der Vorlage der Dokumenta­
tion „Who is who in der Militärtradi­
tion“: „Warum dann die Ehrung der 
Helden des faschistischen Unrechts? 
Mit dem Ende der Ost-West-Konfronta­

tion wurden Deutschlands Grenzen end­
gültig verankert. Warum dennoch Na­
men, die an ehemalige Eroberungen er­
innern oder neue begründen können ?“

In der vorgelegten Umfrage und Un­
tersuchung werden Bundeswehmamen 
analysiert, die in Westdeutschland bis 
heute beibehalten wurden. Die in der 
Ex-DDR gestrichenen und im Westen 
beibehaltenen Kasemennamen ver­
deutlichen eine ganze politische und mi­
litärische Programmatik und Tradi­
tion. Von Nazi-Rambos wie General 
Hüttner, der den Gegner bis zum letzten 
Mann niedermachte und Gefangene be­
seitigte, bis zu „Geburtshelfern des 
Dritten Reiches“ (so Hitler über Dietl) 
ist alles dabei. Die Hüttner-Kaserne 
steht in Hof. Überall gab es die gleiche 
Auskunft im Westen: „Daß eine Umbe­
nennung dieser Kaserne nicht erfolgt ist 
und derzeit auch nicht beabsichtigt 
wird“. So Herr Gülow vom Führungs­
stab der Streitkräfte im Verteidungs- 
ministerium.

Der Hitler-Förderer Hindenburg ist 
gleich fünfmal als Patron wirksam. Die 
Hindenburg-Kaserne in Kassel wurde 
schon 1935, als Hitler seinen Vorgänger 
mit Staatstrauer in Thnnenberg beerdi­
gen ließ, so benannt — und es blieb bis 
heute bei diesem Namen. Unter den Ka­
semennamen sind „Expeditionskorps“- 
Fachleute stark vertreten — ganz im 
Sinne von „out of area“. Mit fünf Kaser­
nen sind Graf Waldersee und Lettow- 
Vorbeck dabei. Beide waren in China 
zur blutigen Niederschlagung des 
Boxer-Aufstandes und Lettow-Vorbeck 
kämpfte in Afrika im ersten Weltkrieg 
bis fünf nach zwölf und wurde in 
Deutschland auch gegen Arbeiterkämp­
fe aufgeboten. Weitere Hochgeehrte 
sind der baltische Interventionsgeneral 

und Harzburger-Front-Mann Rüdi; 
von der Goltz, die Hitlergenerale 
und Mackensen, der — wie eine Bum 
wehrbroschüre anmerkt — viel vor 
ler, aber wenig von der NSDAP h 
Dabei ist Hitlers Putschkumpan 
Antisemit Ludendorff, dessen Ka 
in Kornwestheim den US-Truppen 
geben wurde, ohne daß sie auf den 1 
men Ludendorff verzichteten. Hirn 
bürg wäre noch zweimal mehr d; 
gewesen, wenn die mit seinem Nai 
gezierten Gebäude nicht in der F 
der Franzosen wären, und zwar in R 
lingen und Tübingen. Deren Colo. 
Wirth hat erschreckt ab gewunken im 
betont, nur die Deutschen nennen d: 
Gebäude nach dem alten Feldherre: 
dem der „Krieg wie eine Badekur“ Ix 
kam, wie er einmal anmerkte

Glaubt man der Festschrift des Par 
zerbataillons 64 (54), dann kam 1963 di 
Stadt Wolfhagen deshalb zu einer Poe 
memkaseme, weil Kommandeu 
Oberstleutnant Siegfried Vehlow, „ei 
gebürtiger Pommer“, darüber „sehre: 
freut“ war. Gefreut hat sich auch de 
Vorsitzende der pommerschen Land* 
mannschaft in Hessen, Rendel, der di 
Patenschaft übernahm. In der Poe 
memkaseme ist auch das Andenken a 
Schlesien wach, denn ein Truppente: 
dort erhielt in den sechziger Jahren vtf 
letzten schlesischen Kommandeur, de: 
Wehrmachtsgeneral a.D. v. Wieten 
heim, den Namen Schlesien verliehe: 
Übergeben wurde an Major Drews, de 
schon unter Hitler und Wietersheim i 
der schlesischen 11. Panzerdivisi- 
diente.

Daß auch ausgewachsene und über 
führte Kriegsverbrecher mit Nametf 
patronaten geehrt werden, kann ua.te 

Fortsetzung nächste Seite uni"
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len Phantasien stören. Eine geplante 
Schweigeminute wurde gerade aus die­
sem Grunde im Vorfeld aus dem Proto­
koll gestrichen. „Eine Schweigeminute, 
in der nicht geschwiegen wird, ist keine 
Schweigeminute.“

Um die größte Polizeiübung im wie­
dervereinten Berlin auch zu rechtferti­
gen, haben örtliche Politiker einige 
Thge vor dem 8. September eine verbale 
Hatz auf die potentiellen Störer begon­
nen. Allen voran Innensenator Heckei­
mann, der in einer Pressemitteilung 
von „destruktiven Neurotikern“ und 
„Schreihälsen“ sprach und die Berliner 
Bevölkerung aufforderte, Zivilcourage 
zu zeigen und die Polizei auf mögliche 
Störungen aufmerksam zu machen. Ein 
Hohn, daß er sich bei seinem Aufruf zur 
Denunziation und „Lynchjustiz“ auf 
die „demokratische Mehrheit“ beruft.

Die Deutschen und die Welt haben 
einen Vorgeschmack bekommen auf das 
neue souveräne Deutschland und wie in 
Zukunft mit historischer Symbolik in 
diesem Land noch umgegangen werden 
wird. Wenn die 35 Minuten, die der Gro­
ße Zapfenstreich dauerte, den Weg in 
die Zukunft unseres Landes darstellten, 
dann möchte ich mit dem Kommentar 
Max Liebermanns zum 30. Januar 1933 
schließen: „Man kann gar nicht so viel 
fressen, wie man kotzen möchte!“

Matthias Mücke arbeitet bei der „Kam­
pagne gegen Wehrpflicht, Zwangsdien­
ste und Militär“ in Berlin.

Fortsetzung von Seite 4 unten:

der Kübler-Kaseme in Mittenwald 
nachvollzogen werden. Generalmajor 
Ludwig Kubier erhielt von Hitler das 
Ritterkreuz für „schneidiges Eindrin­
gen nach Polen“ und wurde in Jugosla­
wien der „Adria-Schreck“ genannt und 
später dort zum Tbde verurteilt. In der 
Bundeswehr gilt er als „beispielgebend 
für unsere Zeit“.

Daß man auch an eine Wiedervereini­
gung mit Elsaß-Lothringen denken 
könnte, machte der Sprecher der 4. Pan­
zergrenadierdivision klar, der die Brüc­
ke von Deutschland im Jahre 1990 zum 
Deutschland der Wilhelms schlug: Zu 
einer Namensänderung der „traditions­
reichen Kaserne“ in Amberg mit Na­
men Kaiser Wilhelm bestehe auch in 
Hinblick auf die am 3. Oktober 1990 
vollzogene deutsche Einheit keine Ver­
anlassung, „war es doch gerade Kaiser 
Wilhelm I., unter dessen Regentschaft 
1871 das Deutsche Reich aus 25 Bundes­
staaten und dem Reichsland Elsaß-Lo­
thringen vereinigt wurde. Dank einer 
von ihm mitgeprägten klugen und weit­
sichtigen Bündnispolitik folgte eine 43 
Jahre währende Friedenszeit.“ Die Ko­
lonialkriege zur Ausdehnung des Rei­
ches nach Übersee ließ der Major Nie- 
baum namens der Wilhelm-Kaserne in 
Amberg ebenso weg wie die Tatsache, 
daß ein anderer Wilhelm die Friedens­
zeit mit einem blutigen Weltkrieg 
krönte.

Laut Erlaß können Kasernen nach 
Personen benannt werden, die „sich 
durch ihr gesamtes Wirken oder eine 
herausragende Tht um Freiheit und 
Recht verdient gemacht haben“. Wer 
die Namen der Bundeswehrpatrons 
liest und ihre Biographien keimt, fragt 
sich, wo und wie diese Leute für Frei­
heit und Recht gewirkt haben.
Quelle: „Pressedienst aktuell“ der 
WN-BdA NRW. Der volle Wortlaut der 
Dokumentation kann bei der WN- 
Bund der Antifaschisten NRW, Gathe 
55, 42107 Wuppertal, Tel./Fax
0202-45 0 6 29 bezogen werden.

Bundeswehr Out-Of-Grundgesetz
Von Holger Paech

Deutschland ist nach dem Ende der 
Ost-West-Konfrontation in einer 
historisch einzigartigen Situa­
tion. Es ist von Freunden und Partnern 

umgeben. Das Risiko, militärisch be­
droht oder angegriffen zu werden, ist — 
zumindest in absehbarer Zeit — äußerst 
gering.

Die Bundeswehrplanung orientiert 
sich jedoch nicht an dieser neuen Lage. 
Während andere NATO-Länder gerade 
ihre planerischen Eckwerte kräftig 
nach unten korrigieren, zeigt sich das 
hiesige Verteidigungsministerium 
hartleibig. Die Bundeswehrführung 
entwickelt neue, weitreichende Ambi­
tionen,. Die politische Debatte zu Out- 
of-area Einsätzen mit deutscher Beteili­
gung hierzulande hat gezeigt, daß diese 
Militärplanung Bestandteil einer au­
ßenpolitischen Neuorientierung der 
Bundesrepublik Deutschland ist. Gerne 
wird dabei das Wort von der gestiege­
nen weltpolitischen Verantwortung 
Deutschlands bemüht. Argwohn muß 
erregen, daß in Tbilen der Unionsfrak­
tion und der Bundeswehrführung im­
mer unverhohlener von deutschen In­
teressen die Rede ist, die mit militäri­
schen Instrumenten gesichert werden 
sollen.

Was die Bundesregierung derzeit be­
treibt, ist die folgenreichste außenpoli­
tische Veränderung seit der Wiederauf­
rüstung der Bundesrepublik in den 50er 
Jahren. Die damals begonnene Remili­
tarisierung mündet heute, nach dem 
Wegfall der Ost-West-Polarisierung und 
den damit verbundenen Sicherheitsin­
teressen, in eine offensive Umsetzung 
deutscher Interessenpolitik im Aus­
land. Ein militärischer Einsatz als au­
ßenpolitisches Mittel wird damit wie­
der möglich. Der langjährigen deut­
schen Kultur der relativen Zurückhal­
tung folgt nun die erneute Demonstra­
tion deutscher Geltungssucht.

Die von Verteidigungsminister Vol­
ker Rühe 1992 erlassenen „Verteidi­
gungspolitischen Richtlinien“ (VPR) 
sind dazu ein gespenstisches Drehbuch. 
In diesem Text definiert das Militär die 
eigenen Zukunftsaufgaben. Es gibt vor,

Revision des
Bunde sw ehr auf trag es

welches ökonomische Prinzip in einer 
globalen „Friedensordnung“ zu gelten 
hat. Die deutschen Generäle und Solda­
ten sind die neuen deutschen Protagoni­
sten einer Weltinnenpolitik militäri­
scher Prägung.

Die deutschen Machthaber orten in 
der ganzen Welt Krisen und vor allem 
Risiken, die der deutschen Wirtschaft 
und deren Profiten abträglich sein 
könnten. Die Antwort und Botschaft 
der Militärs in ihren Äußerungen und 
Schriften ist einfach: Die Bedrohung ist 
jetzt wieder allgegenwärtig. Ziel ist: 
Weg vom Artikel 87a GG, auf in die wei­
te Welt.

Denn die Beurteilung des Risikospek­
trums erfolgt stets mit weltweiter Per­
spektive. In einer recht harmlos wir­
kenden Sprache, einer wohl abge­
stimmten, beliebig zu interpretieren­
den Tbrminologie werden weitreichen­
de Überlegungen über die Sicherheit 
der BRD angestellt. Schon die zugrun­
deliegende Begrifflichkeit setzt neue, 
ungewohnte Maßstäbe. Mit neuen Defi­
nitionen versucht man eine Revision 
des Bundeswehrauftrages.

Deutlich wird, daß die Militärs auf 
einen extensiven Begriff von Sicherheit 

umgeschwenkt sind, der nationale Si­
cherheitsinteressen international defi­
niert wissen will. Mit dem neu definier­
ten und bereits ressortübergreifenden 
staatlichen Sicherheitsbegriff ergeben 
sich „Krisen“ schon bei Rohstoffknapp­
heit, Störung von Handelsstrukturen, 
Flüchtlingsbewegungen, Einschrän­
kungen der eigenen Interessen, religiö­
se Bedrohungsszenarien, Unterbre­
chung der geregelten Entsorgung der 
Wohlstandsgesellschaft (Müll).

Mittels einer. Früherkennung und 
zahlreichen Bekämpfungs- und Aus­
schaltungsvorschlägen der Weltkrisen 
werden auch auf dem eigenen Staatsge­
biet Grenzverschiebungen vorgenom­
men. Beispiele hierfür sind Verfas­
sungsfragen, Staatsnotstände, Militari­
sierung des Staates und der Gesell­
schaft. Das Grundgesetz in seiner ge­
genwärtigen Fassung erlaubt keinen 
Einsatz der Bundeswehr außerhalb des 
NATO-Bereiches. Dennoch haben die 
bisherigen Militäreinsätze in aller Welt 
dazu geführt, daß die verfassungspoliti­
sche Beschränkung der Bundeswehr auf 
die Landes- und Bündnisverteidigung 
faktisch beendet ist. Die Verrechtli­
chung des schon Erfolgten im Nachhin­
ein wird als Formalie gehandelt. Nicht 
die Verfassung ist die Norm, sondern 
deren außenpolitische Tauglichkeit im 
Rahmen der neuen Weltordnung.

Die Weiterentwicklung der westli­
chen Militärbündnisse, NATO und 
WEU, auch ohne Angriffe auf das Tbrri- 
torium des Bündnisses außerhalb des­
selben tätig zu werden, setzen den neu­
en verfassungsrechtlichen Maßstab. 
Die Diskussion über die verfassungs­
rechtlichen Interventionshemmnisse 
wird insofern nur unter dem Gesichts­
punkt ihrer baldmöglichsten Änderung 
und Zurichtung auf die neuen Erforder­
nisse geführt.

Die für die neuen Aufgaben der Bun­
deswehr erforderlichen Umrüstungen 
sind in vollem Gange. Das Kalkül, welt­
weit militärisch intervenieren zu kön­
nen, schlägt sich in den strukturverän­
dernden Planungen für die Bundeswehr 
nieder. Spezielle Eingreiftruppen mit 
der Bezeichnung „Krisenreaktions­
kräfte“ (KRK) werden aufgebaut. Die 
KRK stellen militärische Organisa­
tionselemente dar, die für Einsätze im 
Rahmen der Krisenbewältigung zur 
Mitwirkung bei der „Lösung“ bewaff­
neter Konflikte bereitgehalten werden. 
Sie bestehen aus präsenten Truppen 
und Stäben aller Teilstreitkräfte, die 
nach kurzer Vorbereitungszeit einsatz­
fähig sein sollen. Vorbild für die KRK 
sind die mobilen, national und multina­
tional gegliederten NATO-Reaktions- 
kräfte, welche für den Einsatzfall lage­
gerecht zusammengestellt werden 
(Thsk Force-Prinzip) oder bereits fest­
gelegte Gliederungsformen haben.

Die von Rühe im August 1994 vorge­
legten „Konzeptionellen Leitlinien“ 
geben einen Einblick in den zukünfti­
gen Aufbau der deutschen Streitkräfte. 
Aufgabe der Haupt Verteidigungskräfte 
ist die stufenweise Mobilmachung von 
340000 Mann im Frieden auf bis zu 
700000 Soldaten im Ernstfall. Den KRK 
werden rund 50000 deutsche Soldaten 
zugeordnet, welche in bis zu 30 lägen 
komplett „verlegebereit“ sein sollen.

Künftig 50000 Mann
„Krisenreaktionskräfte“

Die KRK haben die Aufgabe, potentiel­
le Angreifer abzuhalten, in der NATO

und WEU zur Krisenbewältigung und 
zur Verteidigung beizutragen, sowie für 
Einsätze im Rahmen von UN und KSZE 
„im gesamten Spektrum von humanitä­
ren Maßnahmen bis zu militärischen 
Einsätzen“ gemäß UN-Charta bereitzu­
stehen.

Das Heer soll dafür mindestens fünf 
Brigaden zur Verfügung stellen und die 
Luftwaffe sechs fliegende Staffeln für 
Luftangriffe, Luftverteidigung, Auf­
klärung und „nukleare Teilhabe“ mit 
Tbmado-Flugzeugen als möglichen 
Atomwaffenträgem.

Die Marine wird zwei hochseefähige 
Einsatzgruppen aus je zwei bis drei 
Schiffen zur Verfügung stellen, die für 
„Minenabwehr und Unterwasser­
kriegsführung“ ausgerüstet sind.

Vorrangiges Ziel ist bei den Land­
et reitkräf ten die Fähigkeit zum Einsatz 
leichter und luftbeweglicher Kräfte, bei 
den Luftstreitkräften die Fähigkeit zur 
Herstellung regional begrenzter Luft­
überlegenheit sowie die Fähigkeit zum 
Lufttransport und bei den Seestreit­
kräften die Fähigkeit zur Projektion 
militärischer Macht von See aus, sowie 
die Fähigkeit zur Minenabwehr.

Nähere Aufschlüsselungen zur Struk­
tur der neuen Bundeswehr finden sich 
detailliert im neuen Weißbuch von 1994, 
herausgegeben vom Bundesministe­
rium für Verteidigung.

Neben dieser konkreten Umrüstung 
der Bundeswehr für weltweite Einsätze 
betreibt die Bundesregierung eine auf 
ihre „vitalen Interessen“ abgestimmte 
Militärbündnis- und Europapolitik. 
Den Rahmen hierfür bilden u.a. die 
Überlegungen der CDU zu dem Thema 
„Kemeuropa“ und die Äußerungen von 
Volker Rühe anläßlich des NATO- 
„RoundThble“ im Juli 1994.

Ziel ist es, eine euro-atlantische Stabi­
litätszone zu schaffen, in der die beste­
henden Militärbündnisse eine Um­
strukturierung erfahren und je nach 
Bedarfslage optimal genutzt werden 
können.

Die BRD soll demnach als Tbil von 
„Kemeuropa“ aufgrund ihrer Vor­
machtstellung entscheidenden Einfluß 
auf die wirtschaftlichen und militärpo­
litischen Entwicklungen in Europa aus­
üben. Eine Stärkung von EU und WEU 
bietet für die BRD die Möglichkeit, un­
abhängig von den USA weltweit ihre 
Interessen durchzusetzen.

Im Sinne eines euro-atlantischen 
Bündnisses ist ferner die Integrierung 
des Ostblocks in das westliche Wirt­
schafts- und Sicherheitssystem. Bis zur 
Jahrtausend wende sollen die östlichen 
Anrainerstaaten durch gemeinsame Mi­
litärmanöver und wirtschaftliche Ab­
kommen soweit stabilisiert und inte­
griert worden sein, daß sie als kontrol­
lierbare Pufferzonen gegen den fiktiven 
Bedrohungsgürtel aus Südost fungieren 
können.

Diese Abschottung nach außen soll 
gestützt werden durch eine gleichge­
schaltete innen- und rechtspolitische 
Zusammenarbeit innerhalb der EU in 
den Bereichen Ausländer-, Migrations-, 
Asyl- und Visapolitik sowie mit EURO­
POL. Ist die euro-atlantische Festung 
erst einmal gezimmert, so können die 
„vitalen Interessen“ des Nordens belie­
big im Trikont umgesetzt werden.

Holger Paech ist Student der Politi­
schen Wissenschaft und Mitarbeiter in 
der „Kampagne gegen Wehrpflicht, 
Zwangsdienste und Militär“ Berlin.
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Krieg der Sprachen Einige Beobachtungen zur gegenwärtigen 
Sprachpolitik im ehemaligen Jugoslawien

W
enn wir Haß allein erwähnen, 
befinden wir uns schon im 
Magnetfeld einer der bestän­
digsten Mystifikationen des Balkans. 

Denn dieser Haß ist kein Schicksal. So­
lange es keine Interessengruppen gibt, 
die in die Position rücken, aus diesem 
Haß politischen Gewinn zu ziehen, ist 
er nichts weiter als totes / ruhendes 
Kapital.
(Bojan Korenic in der oppositionellen 
Zeitung Feral Tribüne aus Split)

Definition von Sprache

Nach Wahrigs Deutschem Wörterbuch 
von 1986/91 ist Sprache ein System von 
Lauten zum Ausdruck von Gedanken, 
Gefühlen, Willensregungen usw. und 
wichtigstes Verständigungsmittel der 
Menschen untereinander. Sie soll der 
Verständigung dienen.

Definition von 
Sprachreinigung

Nach Wahrig ist das die Bemühung, die 
Muttersprache von fremden, aus ande­
ren Sprachen eingedrungenen Elemen­
ten zu reinigen und das Ausgemerzte 
durch Neubildungen oder Wiederbele­
bung alten Wortgutes zu ersetzen. Ein 
aktuelles Beispiel ist die „Reform“ des 
Französischen Anfang diesen Jahres. In 
der jugoslawischen Sprachpolitik fin­
det zur Zeit eine gewaltige Sprachreini­
gung statt. Freunde, die mit der Lage in 
Afghanistan vertraut sind, erzählen 
ähnliches.

Gewalt der Sprache und 
Gewalt durch Sprache

So könnte man die Situation in der ge­
genwärtigen sprachlichen Landschaft 
im ehemaligen Jugoslawien und 
Deutschland bezeichnen. Es wird ein 
regelrechter Sprachkrieg geführt: die 
bisherige süd-slawische Landesspra­
che, das Serbokroatische / Kroatoserbi- 
sche, wird vehement und rücksichtslos 
verdrängt und durch das Serbische, 
Kroatische und Bosnische ersetzt. So 
wird die Notwendigkeit der „unabhän­
gigen“ Staaten und die ethnische Tbi- 
lung der Menschen besiegelt. Dies ge­
schieht ungeachtet aller Widerstände 
jener Menschen, die den Krieg auf dem 
Balkan und die Aufteilung in Ethnien 
entschieden ablehnen. Sie wehren sich 
gegen die Ethnisierung ihrer Mutter­
sprache, die es plötzlich nicht mehr ge­
ben darf. Um verstehen zu können, was 
da eigentlich vor sich geht, lohnt sich 
ein kurzer Überblick über das Serbo­
kroatische / Kroatoserbische. An dieser 
Stelle erscheint der Vergleich mit der 
deutschen Sprache sinnvoll und sogar 
unerläßlich.

Während in Deutschland trotz deutli­
cher sprachlicher Unterschiede in Form 
von Sprachvarianten an der Einheit der 
Sprache fest gehalten wird, unterstützt 
der überwiegende Tbil der deutschen 
Öffentlichkeit (Presse, TV, Verlage, 
Parteien, Friedensgruppen etc.) die 
gängige Sprachpolitik im ehemaligen 
Jugoslawien, wonach sich die bisherige 
Landessprache in Nationalsprachen 
auflösen soll. Dies geschieht auf unter­
schiedlichste Art: Einführung von Neu­
schöpfungen im Kroatischen, verstärk­
tes Einfließen der Turzismen (Wörter 
türkischer Herkunft) über die bereits 
vorhandenen hinaus und Schaffung 
einer bosnischen Sprache. In der heuti­
gen Bundesrepublik Jugoslawien (Ser­
bien und Montenegro) wird das serbi­

sche Dominant erweitert um antiquier­
te Ausdrücke. Diese Sprachpolitik wird 
von vielen Jugendlichen aus dem ehe­
maligen Jugoslawien mit Spott kom­
mentiert : Sie unterhalten sich in ihren 
„neuen“ Muttersprachen, amüsieren 
sich über den „okolovratni dopupak“ 
(Halsbinde bis zum Bauchnabel) — das 
neue kroatische Wort für „Krawatte“ — 
und nehmen das ganze eher auf die 
leichte Schulter.

Schwierig wird es aber spätestens 
dann, wenn man erkennt, daß das ganze 
kein Witz, sondern bitterer Emst wird. 
In Deutschland wies die Zeitung Frei­
tag1 deutlich auf diese Entwicklung seit 
Kriegsbeginn in einem Artikel Anfang 
’94 hin. In den oppositionellen Medien 
gibt es zahlreiche Infos über diese Art 
von Sprachpolitik: So schreibt der be­
kannte jugoslawische Sprachwissen­
schaftler Ranko Bugarski in der opposi­
tionellen Zeitschrift Vreme2, daß die 
neue Sprachpolitik z. B. in der Republik 
Srpska in Bosnien für die dort lebenden 
Serben die ekavische Variante vorsieht, 
das würde in etwa dem Versuch glei­
chen, einen Amerikaner dazu zu bewe­
gen, britisches Englisch zu sprechen.

Im Bereich des Bosnischen erschienen 
unabhängig von den kurzen Einführun­
gen in die bosnische Sprache auch zahl­
reiche Artikel zur Lage in den letzten

1942: Tagung des „Antifaschistischen Rats der Volksbefreiung Jugoslawiens“

Jahren. An dieser Stelle seien nur die 
Ergebnisse der bisherigen Diskussion 
erwähnt. So sollen in diesem Schuljahr 
erstmals Schulbücher für Grund- und 
Mittelschulen in Bosnien-Herzegowina 
in bosnischer Sprache erscheinen. Es 
wird betont, daß die Vorfahren ihre 
Muttersprache mehr achteten und sie 
durch fremde, verunstaltete Sätze, die 
keine Bedeutung haben, nicht vergifte­
ten. Bereits 1991 erschien auch ein Werk 
über die bosnische Sprache3. Hierbei 
handelt es sich um die Erweiterung des 
serbokroatischen Wortschatzes um wei­
tere Ausdrücke türkischer Herkunft, 
die im Endeffekt die bislang gebräuch­
lichen Wörter ersetzen und somit eine 
neue Sprache vortäuschen sollen, aus 
dem hauptsächlich hervorgeht, daß das 
Bosnische seine Eigenarten im Verhält­
nis zum Serbokroatischen hat und daß 
die Sprache der Moslems im bisher ver­
wendeten Begriff serbokroatisch/ 
kroatoserbisch nicht namentlich inbe­
griffen ist. Interessant ist, daß dieses 
Werk bereits ein Jahr vor dem Krieg in 
Bosnien-Herzegowina erschienen ist.

In Kroatien fand ebenfalls eine 
Sprachreform statt, begleitet von Auf­
klärungsartikeln wie z.B. in der Tages­
zeitung Vjesnik*, die im Frühjahr inner­
halb der Rubrik „Sprachberater“ Infor­
mationen zu umstrittenen und neueren 

Begriffen im Kroatischen brachte, un­
ter Einbeziehung der aktuellen Werke 
zur kroatischen Sprache. Bald sollte 
auch das neueste Werk zur kroatischen 
Sprache und Rechtschreibung erschei­
nen (Autoren: Stjepan Babic, Bozidar 
Finke und Milan Mogus).

Die oppositionelle Belgrader Tages­
zeitung Borba5 beklagt in einem Artikel 
die unnützen Sprachreformen in Ser­
bien-Montenegro, wo es im Augenblick 
drei unterschiedliche Werke zur dorti­
gen Rechtschreibung und Grammatik 
gibt. Im zuletzt erschienenen wird auf 
jegliche Auseinandersetzung und Infor­
mation zum Verhältnis zwischen dem 
Serbischen und Kroatischen verzichtet. 
Die Autoren des Artikels bedauern, daß 
auf zahlreiche Studenten der Südslavi- 
stik im Lande teilweise seltsame 
Sprachreformer losgelassen werden, 
und hoffen, daß dies alles ein baldiges 
Ende findet.

Sprachen im 
ehemaligen Jugoslawien

Vor dem Krieg gab es insgesamt drei 
Amtssprachen: das Serbokroatische/ 
Kroatoserbische, das von 2A der Bevöl­
kerung als Muttersprache benutzt wur­
de und auch heutzutage noch benutzt 

wird, das Slowenische, die Amtsspra­
che in Slowenien, und das Mazedoni­
sche, die Amtssprache in Mazedonien. 
Alle drei gehören der Gruppe der süd- 
slavischen Sprachen an. Das Serbo­
kroatische / Kroatoserbische wird aber 
in ganz Jugoslawien verstanden und ist 
seit etwa 100 Jahren die gemeinsame 
Schriftsprache der Serben und Kroaten 
und aller Menschen in den Tbilrepubli- 
ken Bosnien-Herzegowina, Montene­
gro, Serbien und Kroatien. Die Benut­
zer dieser Sprache schreiben in zwei 
Schriften — in der lateinischen und in 
der kyrillischen, wobei beide in Bosni­
en-Herzegowina und Montenegro 
gleichberechtigt vorkommen, während 
das lateinische Alphabet überwiegend 
in Kroatien und das kyrillische in Ser­
bien und Makedonien benutzt werden.

Vor dem Krieg lernte man in der Schu­
le beide Schriften. In Sarajevo erschien 
die dortige Tageszeitung Oslobodjenje 
wechselseitig in beiden Schriften, was 
die Gleichberechtigung darstellen soll­
te.

Die Sprachvarianten serbo­
kroatisch / kroatoserbisch

Es gibt die westliche und die östliche 
Variante, die sich weitgehend allein 

durch wenige, die Kommunikation 
nicht störende Merkmale unterschei­
den. Zusammenfassend kann man sa­
gen, daß sich diese Unterschiede auf die 
unterschiedliche Realisierung des alten 
Jat-Lautes (Milch: mlijeko — mleko- 
mliko: ijekavisch, ekavisch und ika 
visch) sowie auf gewisse Unterschied« 
im Wortschatz beschränken, was auch 
im Deutschen nicht unbekannt ist: 
voz-vlak = Zug-Bahn 
hiljada-tisuca = 1000 
kruh-hljeb = Brot

Auch im Deutschen gibt es ähnliches, 
für das Brötchen z.B. gibt es im deut 
sehen Sprachraum mehrere Bezeicb 
nungen: Semmel, Schrippe, Rundstück. 
Trotzdem kommt kein Mensch auf die 
Idee, eigene Brötchen zu backen. Die 
Sprecherinnen beider Varianten emp­
finden und empfanden diese Unter­
schiede vor dem Krieg keineswegs als 
sprachliches Hindernis, sondern eher 
als Bereicherung.

Unter den Lehrwerken, die das bestä­
tigen, fällt allein durch seinen Aufbau 
die US-amerikanische introduction to 
the serbian and croatian language6 auf. 
Hier ist eine Gegenüberstellung beider 
Varianten. Den Lesenden sei überlas­
sen, die. Unterschiede zwischen ihnen 
herauszufinden.

1991 erschien auf dem deutschen Bü­
chermarkt das Büchlein Serbokroa­
tisch für Globetrotter, in dem der Autoi 
Dragoslav Jovanovic7 in seiner Einfüh 
rung zur Sprache einfach die Frag« 
stellt: Sprechen Sie serbokroatisch 
kroatoserbischmuslimischmontenegri- 
nisch? Er verweist hiermit auf die Ver 
ständlichkeit und Einheit der jugosk 
wischen Landessprache, eine heute ; 
nehmend unterdrückte Tatsache, d 
die Menschen, die von Jugoslawien v 
nig wissen, dazu veranlassen sollte, 
glauben, daß eine Kommunikation zw 
sehen den Menschen aus dem ehemal 
gen Jugoslawien nicht möglich ist.

Die Folgen dieser neuen Einstellui 
zur jugoslawischen Landessprache sin 
gravierend: Auf dem deutschen Büchei 
markt finden sich nur noch ganz selte 
Sprach- oder Wörterbücher für serbc 
kroatisch, da sie „überholt“ seien. Zu 
gleich erscheinen aber seit 1991 neu 
Lehrwerke, nun aber für das Serbisch* 
und Kroatische in einem Band mit de 
Gegenüberstellung der beiden Sprach 
Varianten und wenigen Veränderungei
— bestes Beispiel z.Z. ist Langen 
scheidts Büchlein Do bar Dan, das siel
— bis auf die Titelseite — kaum verän 
dert hat.

Im Falle des Serbokroatischen/Kroa 
toserbischen gibt es sprachliche Denk 
mäler, welche auf Gemeinsamkeitei 
unter den inzwischen auseinanderdivi 
dierten Sprachen deutlich hinweisen 
Sie werden im Studium der südslavi 
sehen Sprachen herangezogen, docl 
auch im Alltag finden sie populärwis 
senschaftliche Sprachbeschreibungen 
z.B. in Wörterbüchern, Reiseführen 
und Sprachlehren für Interessenten all 
gemein.

Warum ist diese Information über di* 
Sprachpolitik im ehemaligen Jugosla 
Wien und Deutschland wichtig ?

Die Antwort liegt in der Notwendig 
keit, auf die Tendenzen der Spaltun; 
und Hetze mittels Sprache aufmerksan 
zu machen. Pädagogen, die hier und in 
ehemaligen Jugoslawien mit Kinden 
und Jugendlichen arbeiten, tragen ein< 
große Verantwortung für die weiten 
Entwicklung dieser Menschen und be 
wirken gewollt oder — ohne es zu beach 
ten und zu ahnen durch ihre fehlende 
Sensibilität — ungewollt eine weitert 
ethnische Spaltung, dieses Mal übel 
Sprache.
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Die Menschen aus dem ehemaligen 
Jugoslawien kannten vor diesem Krieg 
eine liberale Sprachpolitik, die Wege 
suchte und auch oft fand, die gemeinsa­
me Sprache mit all ihren Abweichungen 
einerseits und die weiteren Sprachen, 
darunter slowenisch und mazedonisch 
und insbesondere die Sprachen der 
zwei- und mehrsprachigen Landesteile 
(italienisch in Triest, albanisch in Koso­
vo und ungarisch in der Vojvodina), als 
gleichberechtigt zu handhaben. Sie be­
zeichnen die Landessprache des ehema­
ligen Jugoslawien als nas jezik = unse­
re Sprache und wollen dieses auch wei­
terhin tun dürfen, statt durch sog. 
Sprachreformen und durch Willkür jet­
ziger Sprachpolitiker gezwungen zu 
werden, sich und ihre Sprache aufzuge­
ben und sich dem Ziel dieses Krieges — 
der endgültigen Spaltung durch die neu­
geschaffene Kategorie der Ethnie — zu 
beugen.
- Yukom (Jugoslawienkomitee) 9 / 94

1 Gewalt der Sprache. Kriegsbeobach­
tungen aus der Etappe, in: Freitag, 
18.2.1994, S. 17-18

2 gledanje u mitsku proslost. (Blick in 
die Vergangenheit der Mythen.) Inter- 
vju: Ranko Bugarski, in: Vreme,
6.12.1993, S. 47

Bereits in der oppositionellen Zei­
tung Borba verweist dieser bekannte 
Sprachwissenschaftler auf die politi­
schen Hintergründe der gegenwärti­
gen Sprachreformen im Bereich des 
Serbischen in den Gebieten außer­
halb der Grenzen Serbiens. Seine Mei­
nung ist in der Überschrift des Arti­
kels topovima na jezik (Mit Kanonen 
auf die Sprache), in: Borba, 25.-
26.9.1993, Beilage s. viii, bildhaft 
wiedergegeben.

3.boskanski jezik u osnovnom i sredn- 
jem obrazovanju. eksluzivno za revi- 
ju naj iz sarajeva lektorica rtv bih i 
prof. indira pendzo. Bosnisch für: 
Grund- und Mittelschulen, Interview 
mit Indira Pendzo, Lektorin des bos­
nischen TV. Naj, Wien 29.7.94, S.7, 
senad halilovic: bosanski jezik, Sara­
jevo: biblioteka kljucanin/bosanski 
krug 1991. Bosnische Sprache, Sara­
jewo: Bibliothek Kljucani/Bosni­
scher Kreis 1991.

Lvjesnik: vjesnikov jezicni savjetnik 
19.3.94. Sprachberater pravpis bez 
bitnih promjena. Rechtschreibung 
ohne nennenswerte Veränderungen. 
Beide erschienen am 19.3.94, S. 32.

5. Hierzu erschien Anfang des Jahres 
ein ausführlicher Artikel, ebenfalls 
in der Borba. Am 14.3.1994 berichtet 
Borba nur kurz über das Erscheinen 
und die Präsentation eines dieser 
Werke zur Grammatik und zum Wort­
schatz des Serbischen. Einer der Au­
toren, Milos Kova Cevic, wehrt sich in 
der Juni-Ausgabe der montenegrini­
schen Studentenzeitung Index, S. 46, 
gegen den Zwang zur Übernahme der 
für Serbien charakteristischen ekav- 
ski in Montenegro und seitens aller 
Serben.

6. Thomas F. Magner, introduction to 
the croatian and serbian language, 
Pennsylvania State University 
Press, 1991, 1. Titel: serbo-croatian 
language — grammar, 1950

7. Dragoslav Jovanovic, Serbokroa­
tisch für Globetrotter, Kauder­
welsch, Bd. 53, Bielefeld, Peter Rump 
Verlags- und Veftriebsgesellschaft 
m.b.H. 1991, S. 9-10.

Eine ausführliche Lehrwerkanalyse ist 
nicht Gegenstand dieses Artikels. Es 
seien nur einige von ihnen genannt: 
Dragoslav Jovanovic und Th. F. Magner 
(s.o.), Langenscheidt: Dobar Dan. Ein 
Lehrwerk für serbisch und kroatisch. 
Die neueste Ausgabe unterscheidet sich 
von der vorangegangenen lediglich am 
Umschlag, versucht aber, aufgrund der 
sprachlichen Bezeichnung aktuell zu 
sein.

Indonesien: Polizeiterror des herrschenden Regimes

BRD-Regierung und 
Zeitungsverbot in Indonesien
Folgenden offenen Brief richtete die In­
itiative, für die Menschenrechte aller 
Bürgerinnen der ASEAN-Staaten (Post­
fach 600422, 60334 Frankfurt) am 15. I September an Außenminister Klaus 
Kinkel:

„Sehr geehrter Herr Außenminister, 
wie Ihnen bekannt sein dürfte, wurden 
in Indonesien im Juni diesen Jahres die 
bekannten Zeitschriften Tempo, Editor 
und Detik verboten. Anhaltende Prote­
ste und Demonstrationen dagegen wur­
den brutal niedergeknüppelt, Demon­
strantinnen zeitweise verhaftet.

Anlaß für diese Zensur war die Be­
richterstattung dieser Zeitungen über 
Auseinandersetzungen um die Finan­
zierung des Kaufs von NVA-Schiffen 
aus der Bundesrepublik. Begründet 
wurde das Verbot damit, daß eine kriti­
sche Berichterstattung über diesen 
Handel mit der BRD den indonesischen 
Staat gefährde.

In der Öffentlichkeit wird dort nun 
die Frage diskutiert, weshalb denn ein 
so mächtiger Staat wie der indonesische 
durch eine solche Berichterstattung ge­
fährdet sein könne und welche Rolle die 
in Indonesien als „deutsche Mafia“ be­
zeichnete Gruppe, nämlich die Clique 
um Forschungsminister Habibie, und 
die deutschen Firmen Ferrostahl und 
Bremer-Vulkan-Neptun-Werft bei die­
ser drastischen Zensurmaßnahme ge­
spielt haben.

Die Bundesregierung war bisher sehr 
zurückhaltend: Es sind uns keine kon­
kreten Maßnahmen und Forderungen in 
bezug auf diese Verletzung von demo­
kratischen Rechten bekannt. Das Image 
von deutschen Wirtschaftsuntemehmen 
in der indonesischen öfffentlichkeit 
hat durch diese Vorgänge sehr gelitten. 
Deutsche Unternehmen gelten zuneh­
mend als brutale Geschäftemacher, 
ohne jede Skrupel und Moral.

Das Verbot der Zeitungen Tempo, 
Editor und Detik stellt für einen mögli­
chen politischen „Frühling“ in Indone­
sien und für die Intellektuellen einen 
großen Verlust dar: Sie waren die wich­
tigsten und populärsten Presseorgane, 
die Werte wie die Humanisierung und 
Demokratisierung der indonesischen 
Gesellschaft auf ihre Fahnen geschrie­
ben hatten. Sie bildeten das wichtigste 
Forum für alle diejenigen, die für eine 
Liberalisierung und Reform der Gesell­
schaft eintreten.

Angesichts der Tatsache, daß ein Han­
del mit der BRD der Anlaß für das Ver­
bot der Zeitungen war, ist die Bundesre­
gierung geradezu in der Pflicht, bei der 
indonesischen Regierung gegen diese 
Einschränkung der Pressefreiheit mas­
siv Einspruch zu erheben.

Wir fordern Sie dazu auf, auf dem Au­
ßenministertreffen der EU- und 
ASEAN-Staaten Ende September in 
Karlsruhe dieses Problem auf den Tisch 
zu bringen und der indonesischen Regie­
rung konkrete Sanktionsmaßnahmen 
anzudrohen, wenn sie das Verbot der 
Zeitungen nicht umgehend aufhebt.

Wir wünschen Ihnen bei Ihren Bemü­
hungen viel Erfolg und wären Ihnen 
sehr verbunden, wenn Sie uns über de­
ren Ergebnisse möglichst bald infor­
mieren würden.
Mit freundlichen Grüßen
G. Vogel“ 
(aus: CL-Netz)

Dev-Sol-Funktionär 
in Frankreich verhaftet
Das Özgür Halklar Komitesi (Informa­
tionszentrum für freie Völker e.V.) teil­
te am 15. September mit:

„Dursun Karatas, ein führendes Mit­
glied der Befreiungsbewegung Devrim- 
ci Sol, wurde am Freitag, den 9. Septem­
ber 1994 an der französisch-italieni­
schen Grenze festgenommen. Mit ihm 
wurden auch die Rechtsanwältin Zerrin 
Sari und Kemal Kayar festgenommen. 
Am 12.9. wurde er in Anwesenheit sei­
ner Rechtsanwältin, Irene Tbrrel, dem 
Haftrichter vorgeführt und mit der Be­
gründung der illegalen Einreise, des 
Besitzes gefälschter Dokumente und 
Mitgliedschaft in einer terroristischen 
Vereinigung verhaftet.

Seine politische Identität hat den un­
beugsamen Kampf der Befreiungsbe­
wegung Devrimci Sol entscheidend mit­
geprägt. Im Kampf gegen die Gewalt­
herrschaft der Türkischen Republik 
wurden nach dem Militärputsch 1980 
über tausend Sympathisanten der De­
vrimci Sol angeklagt. Der Prozeß dau­
erte elf Jahre und endete mit 200 Todes­
urteilen. Dursun Karatas konnte nach 
jahrelanger Haft 1989 aus dem Bayram- 
pasa Gefängnis fliehen. In Abwesenheit 
wird 1991 gegen ihn die Todesstrafe ver­
hängt, die später in lebenslange Haft 
umgewandelt wurde.

Jetzt befindet er sich in den Händen 
der französischen Justiz, die darüber zu 
entscheiden hat, ob Dursun Karatas in 
die Hände der Folterer ausgeliefert 
wird oder nicht. Nach einer Stellung­
nahme des obersten Polizeipräsidenten 
der TR, Mehmet Agar, ist das Rechtshil­
feersuchen für die Auslieferung in Vor­
bereitung. In diesem Fall wäre Dursun 
Karatas in unmittelbarer Lebensge­
fahr. Um eine Auslieferung zu erzwin­
gen, sind die Behörden der TR dabei, 
den Fall zu entpolitisieren*, mit der Ab­
sicht, damit den Artikel 3 des Europäi­
schen Auslieferungsabkommen zu um­
gehen. Die in Frankreich gegen Dursun 
Karatas vorgebrachten Strafvorwürfe,

vor allem Unterstützung einer terrori­
stischen Vereinigung, dienen einzig und 
allein dem Versuch, kriminelle Hand­
lungen zu unterstellen.“

Das Komitee fordert die Freilassung 
von Dursun Karatas und verlangt von 
der französischen Justiz, daß er nicht an 
die TR ausgeliefert wird.

Haider noch keineswegs 
geschlagen: Zugewinne bei Wahl
Bei der Landtagswahl in Vorarlberg am 
18. September hat die nationalistische 
FPÖ 18,4 Prozent der Stimmen erzielt 
gegenüber 16,1 Prozent bei der vorigen 
Wahl. Sie ist damit vor den Sozialdemo­
kraten zweitstärkste Partei geworden. 
Etwas überraschend war das Ergebnis, 
weil Haider nach dem deutlichen Refe­
rendum in Österreich für einen EU-Bei­
tritt — die FPÖ hatte zu einem Nein auf­
gerufen — politisch geschwächt er­
schien. Nachdem auch die mehr liberal 
angehauchte FPÖ-Abspaltung Libera­
les Forum wie schon in drei anderen 
Bundesländern nicht die Fünf-Prozent- 
Hürde erreichte, ist nun mit einem^o- 
hen Wahlergebnis für die Haider-Partei 
bei den Nationalratswahlen am 9. Okto­
ber zu rechnen.

Die entsprechenden Umfrageergeb­
nisse lauten: SPÖ 40%; ÖVP 29%; FPÖ 
18%; GRÜNE 7%; Liberales Forum 
4%; andere 2%.— (alk)

Schnelle Eingreiftruppe 
in Italien
Auch schnelle Eingreiftruppen haben 
jetzt ihre Tbskanafraktion. Dort soll 
nämlich eine französisch / spanisch / 
italienische Task Force aufgebaut wer­
den, wie der italienische Verteidigungs­
minister Previti verkündete. Über­
haupt wird das italienische Militär um- 
und vor allem aufgerüstet. Der Wehr­
pflichtigenanteil wird von 215000 auf 
125000 fast halbiert — durch eine 
schrittweise Verkürzung des Grund­
wehrdienstes von jetzt zwölf auf sechs 
Monate. Dafür werden die Zeitsoldaten 
verfünffacht, von 21000 auf 125000. Als 
Lockmittel ist die bevorzugte Übernah­
me in den Staatsdienst geplant. Vor al­
lem neue Waffensysteme werden Geld 
verschlingen. So soll der Rüstungsetat 
von 1,63 % auf 2% des Bruttoinlandpro- 
dukts steigen, während sonst ange­
sichts der enormen italienischen Staats­
verschuldung Sparen angesagt ist, so 
z.B. eine massive Rentenkürzung. Pre­
viti begründete sein Gesetzesvorhaben 
mit den großen internationalen Ver­
pflichtungen und insbesondere mit der 
islamischen und afrikanischen Gefahr 
sowie der Rolle Italiens in EU und UNO. 
Quelle: „la Repubblica“, 6. August 1994 
— (B.M. in: CL/Frieden/Rüstung am 
9.9.94)
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Rationalisierung: 
Gruppenarbeit
Firma Bosch blockt selbst „Reförmchen“ ab

Welchen Weg nimmt die Rationali­
sierung in den Konzernen? 
Kommt die Roll-back-Strategie, 
die die zunehmende Massenarbeitslo­

sigkeit und den Konkurrenzdruck als 
Gunst der Stunde nutzt, um die Kon­
trollen zu verschärfen, Hierarchien aus­
zubauen, Poren des Arbeitstages zu 
schließen, Arbeitsbedingungen zu de­
regulieren, Betriebsräten ihre Rechte 
streitig zu machen und Gewerkschaften 
aus den Betrieben auszusperren ?

Oder greift der Rationalisierungstyp 
um sich, der — um weltweit den Wett­
bewerb zu gewinnen z.B. durch Null- 
Fehler-Qualität — auf Qualifizierung 
der Produktionsarbeiter setzt (Verbe- 
ruflichung), der die Trennung von pla­
nender und ausführender Tätigkeit auf­
hebt, der den Produktionsteams Auto­
nomie zubilligt, der Betriebsräte im 
Stil vergangener Jahre einbindet und 
auf Zusammenarbeit mit den Gewerk­
schaften setzt ?'

Gewerkschafter und Betriebsräte 
müssen sich mit diesen Themen befas­
sen, weil sie die Richtung der Rationali­
sierung durchaus in den Grenzen der 
kapitalistischen Profitwirtschaft be­
einflussen können. Eine Gewerk­
schaftspolitik der Verweigerung ist mit 
Aussicht auf Erfolg derzeit nicht durch­
zuhalten.

Ein wichtiger Bestandteil des Ratio­
nalisierungskonzepts „schlanke Ferti­
gung“ ist die Einführung von Gruppen­
arbeit. Gruppenarbeit soll ermögli­
chen, schnell und flexibel auf Kunden­
wünsche zu reagieren bei größtmögli­
cher Qualität und geringsten Kosten. 
Welche Rechte soll nun die Gruppe er­
halten? Der Bosch-Konzern ist im Ge­
gensatz zu Mercedes-Benz und Opel 
nicht bereit, auch nur geringe Entschei­
dungsbefugnisse an Ibams zu delegieren.

Sondern im Stil des Herr-im-Haus- 
Standpunkts krempelt Bosch die Orga­
nisation um und blockiert Vereinbarun­
gen mit dem Konzembetriebsrat:
O So hat Bosch im Werk Waiblingen die 
Gruppe der Meister beseitigt. Die Be­

fürchtung unter den Industriemeistem 
in den anderen Werken ist groß, daß 
dies der Anfang vom Ende war. Schon 
hat die Geschäftsführung angekündigt, 
daß das Meisterbild sich stark wandeln 
müsse.
O An allen Standorten wird der Einbe­
zug von Wartungs- und Instandset­
zungsarbeiten unter die direkte Regie 
der Produktion betrieben. Dies stößt 
auf Widerstand in den Facharbeiterab­
teilungen, die einen Verlust ihres be­
trieblichen Fachansehens befürchten. 
Auch hier ist die Frage, wie der Einbe­
zug funktioniert: Werden die Werkzeug­
macher und Mechaniker in den Streß 
der Fertigung als qualifizierte Arbeiter 
abgeordnet, um zusätzlich zu Reparatu­
ren und Werkzeugbau als „Malocher“ 
die Maschinen zu bedienen, oder bilden 
sie zusammen mit Produktionsarbei­
tern und Ingenieuren Tbams, um die 
Verfahren und die Tbchniken zu verbes­
sern? Werden sie zu spezialisierten Spe­
zialisten in der Produktion an bestimm­
ten Transferstraßen oder Bearbeitungs­
zentren ohne Chance auf Weiterbildung, 
oder werden sie ausgebildet, im Iharn 
fachübergreifende Probleme zu lösen, 
und nehmen dazu an einem breiten 
Schulungsprogramm teil ?

Die Frage scheint zuungunsten der 
Beschäftigten entschieden zu sein. Des­
halb hat sich Anfang September die zu­
ständige Arbeitsgruppe des Konzernbe­
triebsrats in einer Information an die 
Belegschaft gewandt und berichtet, daß 
trotz aller Bemühungen und Kompro­
mißbereitschaft des Konzembetriebs- 
rats die Firmenseite nicht zu einer Ver­
einbarung bereit ist, die folgenden For­
derungen des Konzembetriebsrat ent­
gegenkommt:
O Wahl des Tbam-/Gruppensprechers 
durch die Ibam-/Gruppenmitglieder.
O Keine Vorgesetztenfunktion des 
Sprechers.
O Verdienstsicherung und Abgruppie­
rungsschutz für die Gruppen.
O Ausschluß betriebsbedingter Kündi­
gungen b ei Tbamarb eit.

O Aufgabenbeschreibung des Diszipli- 
narvorgesetzten (z.B. des Meisters).
O Finanzieller Anteil der Gruppe am 
Erfolg.

Warum verweigert die Bosch-Ge­
schäftsführung die Wahl des Gruppen­
sprechers und besteht darauf, daß er 
Disziplinarvorgesetzter ist? Weil Bosch 
trotz aller vollmundigen Versprechun­
gen den Produktionsarbeitern miß­
traut. Mit der Bestimmung des Grup­
pensprechers zum Disziplinarvorge- 
setzten will Bosch die Kontrolle in die 
unterste Ebene der Hierarchie aus wei­
ten. Ist bislang der Meister als Diszipli­
narvorgesetzter für fünfzig bis 200 Ar­
beiterinnen und Arbeiter zuständig, 
soll zukünftig die Gruppe nur noch ma­
ximal 15 Personen umfassen. Der Grup­
pensprecher soll als Ausführungsorgan 
der Werkleitung direkt an den Arbeits­
plätzen für Ordnung sorgen. Der Kom­
mandoweg wird kürzer, und der Zugriff 
der Manager wird direkter. Reibungs­
verluste zwischen den Hierarchieebe­
nen werden abgebaut.

Damit setzt sich Bosch sogar in Ge­
gensatz zum Arbeitgeberverband 
VDW/VDMA (Verband Deutscher Ma­
schinen- und Anlagenbau e.V, Verein 
Deutscher Werkzeugmaschinen e.V). 
Der hat zusammen mit der IG Metall 
Grundsätze zur Gruppenarbeit erstellt, 
empfohlen und verbreitet, wo es heißt: 
O Die Gruppensprecher sollen durch 

die Gruppe gewählt werden. Ihre Amts­
dauer soll zwischen ein und zwei Jahren 
betragen.

Der Konflikt bei Bosch spitzt sich an 
der Frage Wahl oder Bestimmung des 
Gruppensprechers zu. Das ist eine ge­
fährliche Vereinfachung, denn selbst 
bei einer Wahl wären die Auswirkun­
gen der Rationalisierung keineswegs 
gebremst. So stellt sich die Frage, wer 
über den „Gruppenauftrag“ entschei­
det, wer die Personalplanung macht, an 
welcher Leine die Gruppen geführt wer­
den. Auch wenn der Gruppensprechei 
gewählt ist, kann er trotzdem als ver­
längerter Arm des Vorgesetzten han­
deln. Die Arbeitsgruppe überwindel 
zwar die Vereinzelung der Arbeitenden 
gleichzeitig wird sie aber zur kollegia 
len Kontrollinstanz des Betriebes. Be 
triebsräte, die mitbestimmen dürfen 
werden als Co-Manager eingebunden 
Und bei aller Euphorie über Gruppen 
arbeit darf man nicht vergessen, daß die 
Anwendungsgebiete von Gruppenar 
beit noch sehr begrenzt sind. Arbeits 
intensive Tätigkeiten wie Montagear 
beiten (Bandsystem) sind von den Qua 
lifizierungsmaßnahmen und Ibambil- 
düngen noch weitestgehend ausgeklam- 
mert. — (rkw)

Verwendete Quelle: Rationalisierung 
im Übergang, vonM. Schumann u.a. in: 
WSI-Mitteilungen 7/1994, S. 405 ff.

Stuttgart. Zur konstituierenden Sitzung des Gemeinderats versammelten sich 
ca. 60 städtische Beschäftigte vor dem Sitzungssaal zu einer Protestaktion 
gegen die neue Sparrunde in der Stadtverwaltung. Aufgerufen hatten ÖTV- 
Vertrauensleute und Personalräte; es kamen vor allem Beschäftigte aus dem 
Jugendamt und den Kindertagesstätten, um die Pläne zur Privatisierung des 
Reinigungsdienstes anzugreifen. — (Bild: mok)

Druckindustrie will 
Tarifabschluß unterlaufen
Hamburg. In einigen Betrieben der 
Druckindustrie sind den Betriebsräten 
vom Verband der Druckindustrie Nord 
(VDN) erarbeitete Betriebsvereinba­
rungen vorgelegt worden, mit denen die 
vereinbarte Einführung der 35-Stun- 
den-Woche ab 1.4.1995 unterlaufen wer­
densoll.

„... wegen der damit verbundenen 
Kosten (und den damit verbundenen 
Wettbewerbsnachteilen) mit der Folge 
drohender Arbeitsplatzverluste“ sollen 
die Betriebsparteien vereinbaren, „daß 
für die ersten 10 Überstunden pro Be­
schäftigtem und Kalendermonat keine 
Überstundenzuschläge gemäß §8 MTV 
zu zahlen sind“.

Ferner sollen die Betriebsräte auf ihr 
Mitbestimmungsrecht bei der Genehmi­
gung von Überstunden verzichten und 
ihre Zustimmung pauschal für die be­
sagten ersten 10 Überstunden pro Be­
schäftigtem im voraus erteilen. Damit 
würde den Unternehmern praktisch auf 
betrieblicher Ebene ein Freibrief gege­
ben, die Ibrif Vereinbarung über die 
Arbeitszeitverkürzung nicht durchzu­
führen.

Wie die IG Medien in einem Schreiben 
an die Betriebsräte mitteilt, entspre­
chen solche Betriebsvereinbarungen 
nicht der tarifvertraglichen Vereinba­
rung. Die IG Medien erklärt, daß kein 
Grund besteht, solche Vereinbarungen 
abzuschließen. Sie will den Betriebsrä­
ten in Kürze eine Handlungsanleitung 
geben, anhand derer die Arbeitszeitver­
kürzung verteidigt werden kann. 
- (ulj)

„Beschäftigte standen wie 
eine Eins“
Köln. Die Stimmung nach dem Streik ist 
„blendend“ erklärte der Kölner Vertre­
ter der Gewerkschaft NGG, Henrik Zui- 
dema gegenüber der Redaktion der Lo­
kalberichte Köln. Der positive Streik­
verlauf macht die Tür zu einer’lhrifeini- 
gung auf. „Das Diktat der Arbeitgeber 
wurde durchbrochen“ erklärt die Ge­
werkschaft in einer Erklärung an die 
Beschäftigten. Die Tarifkommission 
der Gewerkschaft hat jetzt die Urab­
stimmung über den Abschluß eingelei­
tet. Die Einigung sieht vor, daß der 
Manteltarifvertrag erstmal bis zum 31. 
Mai 1995 verlängert ist. Die Ihrife wer­
den ab dem 1. Oktober um 2,3% erhöht
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Wahlrechtskampagne

Jeder hat eine Stimme!“
Am 16. Oktober findet in Köln, organi­
siert von der „Aktion Doppelbürger“, 
eine Bürgerbefragung zur Erweiterung 
und Stärkung der Bürgerrechte für aus­
ländische Mitbürger und Ermöglichung 
der doppelten Staatsbürgerschaft statt.

Schon einmal führte die „Aktion Dop­
pelbürger“ im Oktober 1993 in nur ei­
nem Kölner Stadtteil eine solche 
„Wahl“ durch: 3000 Menschen stimmten 
damals mit „Ja“ für das Recht auf dop­
pelte Staatsbürgerschaft. Das Ergebnis 
wurde allen 662 Bundestagsabgeordne­
ten mitgeteilt. Ein großer Teil der Ab­
geordneten sprach sich damals für die 
Forderung aus, aber geschehen ist 
nichts. 1 Million Unterschriften wurden 
im gesamten Bundesgebiet gesammelt 
und der Bundesregierung übergeben. 
Gesetzentwürfe der SPD und der Aus­

DVU-Kundgebung in Passau

DVU-Zentrale in München unter Druck
Bekanntlich sitzt der DVU-Bundesvorsit- 
zende Dr. Frey in München in der Paoso- 
str. 2 und betreibt von hier seine rechts­
extremistischen Aktivitäten, ohne daß es 
bisher gelungen wäre, diese wesentlich 
einzuschränken. Er sammelt nach wie vor 
Geld von alten und jungen Kameraden.

In einem — hier dokumentierten — 
Brief ruft er zu großzügigen Spenden 
auf, um hauptsächlich die DVU-Groß- 
kundgebung mit einem „aufwendigen 
Prozeß“ durchzusetzen. Im Klartext 
heißt dies insbesondere, einen bayeri­
schen Richter zu finden, der diese De­
monstration faschistischer Politik un­
ter das Grundrecht auf freie Meinungs­
äußerung stellt — einen Thg vor der 
Landtagswahl in Bayern. Auf dieser 
Kundgebung am 24.9. soll Schirinows­
kij sprechen, der aber von der Bundes­
regierung kein Einreise-Visum erhalten 
hat. Ebenso weitere 19 rechte Abgeord­
nete aus seiner Duma-Fraktion. Die 
Stadt Passau klagte gegen die Durch­
führung der Veranstaltung wieder ein­
mal erfolglos. Der Bayerische Verwal­
tungsgerichtshof in München lehnte die 
Klage ab. — (dil, jod)

länderbeauftragten dazu wurden trotz­
dem auf Eis gelegt und werden in dieser 
Legislaturperiode nicht mehr behan­
delt. Der Entwurf für ein Antidiskrimi­
nierungsgesetz, den die PDS/Linke 
Liste einreichte, wurde von allen Par­
teien abgelehnt.

Nun nimmt die „Aktion Doppelbür­
ger“ einen erneuten Anlauf: Eine Ab­
stimmung vor möglichst allen Kölner 
Wahllokalen — immerhin ca. 250 Stück 
— soll mehr Stimmen mobilisieren, 
mehr öffentlickeit schaffen, mehr 
Druck ausüben. Wer als Wahlhelfer ak­
tiv werden will, ist eingeladen zu einer 
„Wahlhelfer-Party“ am 30.9. im Zelt 
auf dem Rudolfplatz. — (u. b.) 
Kontakt zur „Aktion Doppelbürger“ 
e.V: c/o Ev. Gemeinde Köln-Luther­
kirche, Martin-Lutherplatz 4, 
50677Köln.

O-Ton Frey: „Sehr geehrter Herr ..., 
die Meinungsindustrie verstärkt der­
zeit den Druck gegen unsere gerechte 
Sache.

Vertrauensvoll schildere ich Ihnen 
die Lage:

1. Die DVU-Großkundgebung ... wird 
durch vielseitige, teils rechtsbrecheri­
sche Methoden erschwert. Sollen Spit­
zenanwälte unser Recht auf Versamm­
lungsfreiheit in aufwendigen Prozessen 
durchsetzen, müssen wir enorme finan­
zielle Mittel aufbringen. Um die Einrei­
se von Wladimir Schirinowskj, der auch 
als Redner auftreten soll, zu ermögli­
chen, müssen zahlreiche Hürden genom­
men werden. Obwohl wir im Recht sind, 
versuchen unsere Gegner, die DVU fi­
nanziell auszutrocknen. Auch meine 
Mittel sind natürlich begrenzt.
2. Ferner erfahre ich, daß emstzuneh­
mende. Bemühungen laufen, das Er­
scheinen unseres neuen Werkes Ver­
heimlichte Dokumente Band 2 zu ver­
hindern ...
3. Boykottaufrufe gegen Deutsche Na- 
tional-Zeitung und Deutsche Wochen- 
Zeitung nehmen ständig zu.“

Bild:af/mz
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Hackmann geht, die Polizeiführung bleibt
Vor gut eineinhalb Jahren zog ein Autor 
in der Zeitschrift Geheim in einem Auf­
satz über die Hamburger Polizei das Re- 
sumö: „Die nach außen hin weltoffene 
und vermeintlich liberale Hansestadt 
verabschiedet sich — gedeckt und for­
ciert durch die SPD-Politiker in Senat 
und Bürgerschaft — langsam, aber si­
cher vom Rechtsstaat. Der Trend zum 
Polizeistaat Ist beängstigend real.“1

Der Rücktritt des bisherigen Innense­
nators Hackmann widerlegt diese Be­
wertung nicht, er bestätigt sie.

Ausgelöst wurde der Rücktritt da­
durch, daß ein schon Monate zurücklie­
gender rassistischer Angriff von zwei 
Polizeibeamten auf einen Afrikaner 
und die anschließende Vertuschung ent­
hüllt wurden. Es scheint, daß Hack­
mann hier und in anderen Fällen, so im 
Zusammenhang mit brutalen Polizei­
übergriffen gegen Demonstrierende auf 
einer Haider-Kundgebung, auflief, ab­
geblockt von einer sich politischer Kon­
trolle weitgehend entziehenden Polizei­
führung. Sein Rücktritt kommt einer 
Kapitulation gleich vor den Folgen 
einer Entwicklung, die er selbst nicht 
zum wenigsten mitzuverantworten hat.

Er war es, der 1991 das neue „Sicher- 
heits- und Ordnungsgesetz“ (SOG) 
durch die Bürgerschaft peitschte und so 
u.a. dafür sorgte, daß illegale Polizei­
methoden legalisiert und die Polizei zu 
geheimdienstlichem Vorgehen und zu 
weitreichenden Eingriffen in Grund­
rechte ermächtigt wurde. Er hat sich 
lange vor die für ihre zügellose Gewalt 
berüchtigte E-Schicht an der Polizeiwa­

che 16 gestellt. Er war zumindest mit­
verantwortlich, daß polizeiliche Über­
griffe und Mißhandlungen auf Men­
schen ohne deutschen Paß vertuscht, 
geduldet und damit begünstigt wurden. 
Er hat damit der Verselbständigung des 
Polizeiapparates und der damit unver­
meidlich einhergehenden Brutalisie­
rung Vorschub geleistet.

Die Fraktion der GAL hat als erste die 
Themenkomplexe formuliert, die ein zu 
bildender Parlamentarischer Untersu­
chungsausschuß — über dessen Einrich­
tung noch nicht beschlossen wurde — zu 
behandeln habe: Sie reichen vom jüngst 
bekannt gewordenen Angriff auf den 
Afrikaner über andere Übergriffe bis 
zur Informationspolitik und den Wei­
sungsstrukturen der Innen- und Justiz­
behörde.

Die Reaktionen der politisch Verant­
wortlichen auf den Rücktritt Hack­
manns lassen bisher jedoch gründliche 
Änderungen nicht erwarten. Bürger­
meister Voscherau suspendierte 27 Poli­
zeibeamte, darunter die 24 Angehörigen 
des Einsatzzuges Mitte, dem seit langem 
rassistische Übergriffe vorgeworfen 
werden. Die rechtlich wohl kaum halt­
bare Maßnahme nimmt sich aber eher 
aus wie eine Entlastungsaktion für die 
Polizeiführung, deren Abblocken in 
mehr als einem Fall die Züge eines re­
gelrechten Putsches trägt. Kommen sie 
in ihrer Verantwortung für die systema­
tischen Übergriffe gegen vor allem Aus­
länder und die politische Opposition 
davon, dann hat wird sich der Trend 
zum Polizeistaat enorm beschleunigt 
haben.— (scc)

und durch einen Nullmonat auf 2,1 % ge­
senkt. Immerhin hat die Gewerkschaft 
nur über ein Jahr abgeschlossen, so daß 
im nächsten Jahr die Gewerkschaft die 
Auseinandersetzung um Manteltarif 
und Lohntarif wieder gemeinsam füh­
renkann.— (aus Lokalberichte Köln)

Kurdenprozesse gehen weiter 
Harte Linie der Justiz
Mönchen. Allein in Bayern wird derzeit 
gegen ca. 800 Kurdinnen im Zusammen­
hang mit Protesten gegen das Verbot 
der Newrozfeiem ermittelt. Während 
bei Prozessen in Baden-Württemberg 
wegen der Autobahnblockade bei 
Mannheim Bewährungsstrafen ver­
hängt wurden, bleibt die bayerische Ju­
stiz, gedeckt von der Regierung, auf ih­
rer hartenLinie.

Wenige läge vor dem 3. Prozeß gegen 
einen Kurden im Zusammenhang mit 
der verbotenen Newrozfeier in Augs­
burg erkrankte dessen Verteidiger. Der 
Antrag auf Verschiebung der Verhand­
lung wurde abgelehnt, stattdessen ein 
Pflichtverteidiger berufen, der somit 
keine Möglichkeit hatte, sich in den Fall 
einzuarbeiten. Obwohl auch dieser für 
einen Freispruch plädierte, wurde der 

Kurde zu 2 1/2 Jahren Gefängnis ver­
urteilt.

In einem weiteren Prozeß vor dem Ju­
gendschöffengericht wurde ein 18jäh- 
riger kurdischer Asylbewerber zu einer 
Jugendstrafe von neun Monaten auf 
zwei Jahre Bewährung verurteilt. Er 
soll durch Trommeln und Handzeichen 
andere Kurden am Verlassen des Plat­
zes gehindert und so den Tatbestand des 
Landfriedensbruches erfüllt haben.

Und weil er bei seiner Festnahme mit 
einem Holzknüppel Widerstand gelei­
stet haben soll, muß ein 22jähriger Kur­
de für 22 Monate ins Gefängnis.

Der in den Medien aufgeputschte Vor­
wurf des Mordversuchs gegen einen 
Kurden, der Polizeibeamte mit Benzin 
übergossen haben soll, wurde bei einer 
Vorverhandlung des Schwurgerichts 
Augsburg nicht zur Verhandlung zuge­
lassen. Die Beweise des Staatsanwalts 
waren dem Richter zu dürftig. Die 
Staatsanwaltschaft, die in den bisheri­
gen Prozessen trotz mangelhafter und 
zum Tbil fehlender Beweise Verurtei­
lungen erreichte, muß nun neue Fakten 
vorlegen.

Die nächsten Prozesstermine sind am 
29.9. (1. Verhandlungstag), 30.9. (2. Ver­
handlungstag) und am 10.10.94. — (sts)

Essen. In etlichen Städten fanden in den letzten Wochen Aktionen der Bauarbei­
ter statt. Ihre Wut richtet sich gegen die Streichung des Schlechtwettergeldes. 
Ab 1995 soll es ganz wegfallen, wenn es bei der von der konservativ-liberalen 
Bundesregierung durchgesetzten Gesetzesänderung bleibt. Das Bild wurde am 
3.9.1994 in Essen aufgenommen. — (Foto: M. Scholz)
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Im Spinnennetz der HEW Broschüre von Umweltinitiativen zum 100. Geburts­
tag des HamburgerStrom-Monopolisten

Im „electrum“, dem Museum der 
Elektrizität im Klinikweg, zeigt sich 
Museumsbetreiber HEW von seiner

Schokoladenseite. Im Erdgeschoß sieht 
man Benjamin Franklin seinen Dra­
chen steigen lassen und Luigi Galvani 
läßt die Froschschenkel zucken. Im 
zweiten Stock zeigt die HEW Omas 
Hausgeräte. Jedem soll klar werden, 
daß die Geschichte des elektrischen 
Stroms eine des Fortschritts ist. Im drit­
ten Stock wird dann darauf hingewie­
sen, daß auch die von der HEW mitbe­
triebenen Atomkraftwerke im Ham­
burger Umland zu dieser Erfolgsge­
schichte dazugehören.

Selbstkritik ist nicht gerade die star­
ke Seite der HEW. Deshalb haben sich 
anläßlich des 100jährigen Jubiläums 
der HEW andere ins Zeug gelegt, um für 
die notwendige kritische Begleitmusik 
zu sorgen. Eine Reihe von Umweltin­
itiativen haben kürzlich eine Broschüre 
„100 Jahre HEW — ein alternativer Be­
richt“ herausgegeben. Trotz des etwas 

/ steifen Stils ein durchaus lesenswertes 
I Heft von 44 Seiten.

I Die Umwelt initiativen arbeiten zum
einen die Geschichte der HEW aus ver­
schiedenen Perspektiven auf: Die HEW 
wurde 1894 als rein privatkapitalisti­
sches Unternehmen gegründet. Sofort 
bekam sie von der Stadt Hamburg ge­
gen eine Produktionsabgabe und Ge­
winnbeteiligung die Konzession zur 
Elektrizitätsversorgung zugestanden. 
Damit entschied der Senat gegen die de­
zentrale Versorgung mit Blockkraft­
werken, deren Leitungen die Straßen 
nicht überqueren durften. Stattdessen 
waren die Weichen gestellt für eine zen­
tralistische Stromversorgung durch ei­
nen einzigen Monopolisten — eine Kon­
struktion, die nicht nur Linke und Al­
ternative erschaudern lassen müßte, 
sondern auch aufrechte Marktliberale, 
so es solche nach hundert Jahren Mono- 
polismus noch geben sollte.

Ab 1914 beteiligte sich die Stadt an 
der HEW, zunächst mit 50 Prozent des 
Aktienkapitals, heute hält die Stadt 
über Umwege drei Viertel der HEW- 
Aktien. Gleichwohl blieb die Grund­
struktur eines profitorientierten, kapi­
talistischen Unternehmens erhalten, 
der Senat freut sich über die jährlichen 
saftigen Dividenden. Als Monopol­
unternehmen setzte die HEW auf Ex­
pansion nach innen und außen. Rich­
tung Altona, Wandsbek und Harburg 
dehnte sich die HEW bereits vor dem 
Groß-Hamburg-Gesetz der Nazis aus 
dem Jahre 1937 aus. Die Nazis sicherten 
auch 1935 mit dem Energiewirtschafts­
gesetz die bis dahin entstandenen Ge­
bietsmonopole der wenigen großen 
Energieversorgungsuntemehmen ab.

Die HEW profitierte seit den dreißi­
ger Jahren immer wieder von dem rassi­
stisch-imperialistisch überformten Ka­
pitalismus der Nazis und der Nach­
kriegswirtschaftsordnung. Für die Ar­
beiten am neuen Kraftwerk in Alt-Gar­
ge wurden ab 1941 immer wieder 
Kriegsgefangene und KZ-Häftlinge ein­
gesetzt. Mit den Ausländem und Wider­
standskämpfern machte die SS zum 
Nutzen der HEW nicht viel Federlesens. 
So wurde im Dezember 1944 ein Häft­
ling trotz schweren Fiebers, Rippenfell­
entzündung und Geschwüren zur Arbeit 
geschleppt. Sicher kein Einzelfall. Doch 
die Forderungen vori Überlebenden, für 
ihre Torturen entschädigt zu werden, 
ließ die HEWbisher stets abblitzen.

Die Nachkriegsordnung sorgte zwar 
dafür, daß solche Zustände auf deut- 

p schem Boden unmöglich wurden, ob­
wohl viele der alten Top-Manager der 
HEW in Lohn, Brot und Butter blieben. 
Aber in der Peripherie werden weiter­

hin auf Kosten von Mensch und Umwelt 
billige Rohstoffe für die Industrie der 
sogenannten entwickelten Nationen 
produziert. Die Broschüre der Umwelt- 
inititiativen macht das vor allem an­
hand der Urangewinnung deutlich. Die 
großen Uranfördergebiete der Welt lie­
gen in der sogenannten Dritten Welt 
oder in den Reservaten nordamerikani­
scher Indianer. Die HEW bezieht den 
größten Teil ihres Jahresbedarfs von 
4500 Tonnen Uran aus Kanada. Das 
Uranerz wird dort ohne Rücksicht auf 
Verluste auf dem Gebiet der Cree-India- 
ner an der kanadischen Hudson-Bay 
abgebaut. Die 12000 Indianer sind dem 
beim Abbau entstehenden radioaktiven 
Rodon-Gas und verseuchtem Wasser 

praktisch schutzlos ausgeliefert. In 
Deutschland wird eine solche Umwelt­
verschmutzung bei der Rohstoffgewin­
nung nicht mehr geduldet, wie die 
Schließung der Uranminen in Wismut 
zeigt. Nur durch menschen- und um­
weit verachten de Produktionsmetho­
deri kann der Rohstoff auf dem Land der 
Ureinwohner und in der Dritten Welt 
konkurrenzlos billig abgebaut werden. 
Ähnliches gilt freilich auch für Bauxit, 
Kupfer, Zinn und auch Bananen.

Auch für die angeblich umwelt­
freundliche Energieversorgung mit 
Wasserstoff sollen Ureinwohner wie die 
kanadischen Creebluten. Es ist z.B. ge­
plant, den Wasserstoff aus Strom zu ge­
winnen, der aus großen Wasserkraft­
werken an den Flüssen des Stammes 

produziert wird. Dabei ist heute das Ge­
biet der Indianer bereits mit Wasser­
kraftwerken verschandelt. Kein Wun­
der, daß sie derzeit um ihre Unabhän­
gigkeit von Kanada kämpfen. Sie for­
dern unter anderem: „Das Uran muß in 
der Erde bleiben.“ Alte Tabus verbieten 
bei den Cree wie bei anderen Naturvöl­
kern, es anzutasten.

In Deutschland wurde der Energie- 
und Rohstoffverbrauch, der die Aus­
beutung von Ressourcen in der soge­
nannten Dritten Welt erzeugt, auch von 
der Politik massiv gefördert. Die Ham­
burger Sozialdemokraten setzten bei­
spielsweise in den sechziger Jahren auf 
eine ziemlich phantasielose Industriali­
sierung der Unterelbregion. Rohstoff - 

und energieintensive Grundstoffindu­
strie wie Stahl, Aluminium, Kupfer, 
Chlor- und Petrochemie sollte im Groß­
raum Hamburg angesiedelt werden. Se­
nat und HEW setzten und setzen diese 
Vorgaben aus grauer Vorzeit auch nach 
ihrem Veralten konsequent um. Sie 
trieben den Bau von angeblich billigen 
Atomkraftwerken voran, und sie sub­
ventionierten diese Dreckschleudern 
und Energiefresser. Derzeit zahlen bei­
spielsweise die Hamburger Alumini­
umwerke ganze 2,8 Pfennig pro Kilo­
wattstunde Strom. Der Durchschnitts­
haushalt zahlt fast das Zehnfache. Wäh­
rend die Haushalte damit mit die höch­
sten Strompreise in der Bundesrepu­
blik haben, wird der Großverbraucher 
Hamburger Aluminiumwerke auf Ko­

sten der Kleinverbraucher jährlich mi 
80 bis 120 Mio. Mark subventioniert.

Mit den Atomkraftwerken erreicht? 
der Widerspruch zwischen individuel 
ler Aneignung und Entscheidung einer 
seits und gesellschaftlicher Produktion 
andererseits eine neue Dimension 
Dachte man früher bei diesem Wider 
spruch vor allem an die ungerechte Ver 
teilung des Profits, kam nun die Dirnen 
sion des Risikos hinzu, das einzelne mii 
ihren Entscheidungen der gesamten Ge 
Seilschaft auf erlegten. Und zwar eii 
neuartiges Risiko, das im Gegensatz zi 
den klassischen Risiken weder versi 
cherbar noch eingrenzbar ist. Solche Ri 
siken dürfen nach Ansicht der Autorer 
der Broschüre nur bei einem gesell 
schaftlichen Konsens eingegangen wer 
den. Da der nicht bestünde, müßten di? 
Atomkraftwerke abgeschaltet werden.

Neben den Unfallrisiken und den Ge­
fahren der Niedrigstrahlung ist bei 
Atomkraftwerken vor allem das Pro 
blem der Endlagerung des radioaktiver 
Mülls problematisch. Das deutsch? 
Atomgesetz schreibt für das Betreiber 
von Atomkraftwerken einen gesicher 
ten Entsorgungsnachweis vor. Der ist 
längst zur Makulatur verkommen. Mitt­
lerweile wird auch die Zwischenlage­
rung als Entsorgungsnachweis aner­
kannt. In Ahaus, Greifswald, Gorleben 
und eventuell in Wackersdorf soll der 
Strahlenmüll in Transportbehältern in 
einfachen Lagerhallen abgestellt wer 
den. Die Entsorgung auch der HEW- 
Atomkraftwerke ist nur noch auf den 
Papier gesichert.

Im nächsten Jahr läuft der Atomwai 
fensperrvertrag aus. Deutschland hat 
aufgrund seiner Nuklearindustrie i 
nug Plutonium und Know How, um ' 
derzeit die Atombombe zu bauen. Aue 
die HEW trug zu beidembei. Die militi 
rischen Großmachtphantasien deut 
scher Nationalisten können daher je 
derzeit in die Tat umgesetzt werden.

Die notwendige Energiewende ruh 
für die Umweltinitiativen auf drei Pfei 
lern: Es soll Energie gespart werden 
durch Kraft-Wärme-Kopplung bei 
spielsweise in Blockheizkraftwerken 
soll die Energieerzeugung rationeller 
werden, und regenerative Energien 
müssen verstärkt zum Zuge kommen. 
Die profitorientierte HEW hat aber heu­
te an nichts von dem Interesse. Deshalb 
fordern die Autoren der Broschüre, 
HEW und Gaswerke zu einem staatli­
chen Dienstleistungsuntemehmen zu­
sammenzufassen. Statt möglichst viel 
Energie zu verkaufen, um Profit zu ma­
chen, sollen diese Stadtwerke dann ge­
brauchswertorientiert wirtschaften - 
d.h. dafür sorgen, daß jeder eine warme 
Bude und Licht in seiner Wohnung hat, 
ohne daß Mensch und Umwelt dabei 
über Gebühr geschädigt werden. Ener­
gieberater würden dann durch die 
Haushalte, Wohnungsuntemehmen und 
Betriebe ziehen, um Energiesparlam­
pen, Kraft-Wärme-Kopplung und spar­
same .Energieanwendung zu propagie­
ren. Die Initiativen rechnen vor, daß so 
die Atomkraftwerke im Hamburger 
Umland, ohne die gegenwärtige Wirt­
schaftsordnung fundamental anzuta­
sten, noch 1996 stillgelegt werden könn­
ten.
(thomas kilian, aus: Lokalberichte 
Hamburg)
Bestelladresse für die Broschüre: 
Anti-Atombüro/Gewaltfreies Aktions­
bündnis
Tel.: 040/3909222 
oder:
Robin Wood
Tel.: 040/3909556
beide :
Nemstweg 32,22765 Hamburg
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Landtagswahlergebnis in Brandenburg — 
wie weiter bei der PDS? Bernhard Tschernig

Die Paukenschläge von Sachsen 
und Brandenburg hallen nach — 
vor allem in verschiedenen Kom­
mentaren, weshalb welche Partei, wel­

che Person wieviel Prozent von wel­
chem Wählertyp erhalten hat, weshalb 
sich wer aus den Landesparlamenten 
verabschieden mußte und wie welche 
Partei nun in den Parlamenten wirken 
könnte oder sollte.

Ich will dem keine weitere (unmaß­
gebliche) Interpretation hinzufügen, 
sondern mich auf das beschränken, was 
für uns, die PDS in Brandenburg, zu­
nächst einmal auf der Hand liegt: Die 
PDS hat gegenüber den Landtagswah­
len 1990 5,3% zugelegt auf nun 18,7%, 
sie hat die Ergebnisse der Kommunal­
wahl ’93 und der Europawahl — alle Be­
denken über Vergleichbarkeit einmal 
außer acht gelassen — in etwa bestätigt, 
ebenso die Wahrscheinlichkeit, wieder 
in den Bundestag einzuziehen, wenn 
noch einmal kräftig „gearbeitet“ wird.

An Stimmen zugelegt, 
aber keine Direktmandate

Das alles wurde von den Mitgliedern 
mit Befriedigung zur Kenntnis genom­
men. Für die Oppositionsrolle — und 
die wollte die Partei ja einnehmen — 
hat der Wähler der PDS ausreichend 
Plätze im Landtag gegeben. Enttäuscht 
waren nur jene, die die PDS im Geiste 
schon bei 25% sahen. Zu bedenken 
bleibt für uns aber, daß unsere Kandi­
daten es in keinem der 44 Direkt Wahl­
kreise geschafft haben, vom zu sein. 
SPD und Landesvater Stolpe, soweit 
las Auge reicht...

Noch drei wichtige Zahlen und dann 
keine mehr: Bis zum Mittag waren in 
Brandenburg landesweit 21,4% der 
Bürger wählen gegangen, 1990 waren 
das 67,1%, zehn Prozent mehr, als dies­
mal überhaupt bis zum Abend an der 
Wahlurne erschienen. Man muß sich das 
mal auf der Zunge zergehen lassen: Die 
ersten fünf Jahre der Volkskammer der

Niedrige Wahlbeteiligung

DDR waren spannend. Danach kamen 
35 Jahre unsäglicher parlamentarischer 
Langeweile. Die Leute hatten Heißhun­
ger aus diesen Jahrzehnten auf öffentli­
chen Streit in den Parlamenten, auf 
Kampfabstimmungen und anderes Ge­
dröhn. Dieser Appetit ist ihnen offen­
bar innerhalb von vier Jahren vergan­
gen! Nein, da gibt es bei uns keine „hi­
storische“ Schadenfreude nach dem Re­
zept: „Das haben wir Euch ja immer ge­
sagt über bürgerlichen Parlamentaris­
mus“. Diese Partei der Nicht Wähler 
fällt auch uns auf die Füße, auch wir 
haben sie nicht erreicht, haben sie nicht 
für gesellschaftliche Angelegenheiten 
engagieren können. Offensichtlich wa­
ren wir bei unseren Kundgebungen und 
Sommerfesten, zu denen tausende ka­
men, auf denen Kluges gesagt wurde 
und prächtige Stimmung herrschte, 
doch zu sehr unter uns. Diejenigen, die 
desinteressiert sind oder resigniert ha­
ben — sie sind auch zu uns nicht gekom­
men.

Und kann man die große Mehrheit für 
Stolpe bei den Wählern nicht auch in 
ähnlicher Weise sehen: „Jetzt mal 
Schluß mit dem parlamentarischen Ge­
sülze, hier hast Du unsere Stimmen zu 
einer satten Mehrheit, und nun mach 
mal endlich was draus für uns!“

Was die PDS betrifft, mündet das zu­
nächst in Bekanntem. Im Landtag wird 
es eine sehr kritische Opposition geben. 
Das Wahlergebnis fordert dazu auf, kei­
nerlei falsche parlamentarische Rück­
sichten zu nehmen. Sachbezogene Mit­
arbeit auch aus der Opposition heraus, 
wo das im Interesse der Bürger ist. Aber 
eine SPD-Regierung, die durch keiner­
lei Koalitionsrücksichten gehindert ist, 
muß immer wieder auf die Realisierung 
ihrer Wahlversprechen konsequent ge­
prüft werden, und das in aller Öffent­
lichkeit. Wir kennen sie ja, die „gute 
alte SPD“...

Die Landtagsfraktion der PDS hat 
zum Ende dieser ersten Wahlperiode 
eine Bilanz ihrer Arbeit veröffentlicht: 
Welche Gesetze und Beschlüsse hat sie

Gegen die Verdrängung 
von Frauennamen
Berlin. Das Berliner Abgeordneten­
haus hatte 1993 sein Domizil im Rat­
haus Schöneberg verlassen und über­
siedelte in den Ostteil der Stadt, kon­
kret in den extra hierfür wiederherge­
stellten Preußischen Landtag. Doch 
einen Schönheitsfehler hat der Preußi­
sche Landtag. Seine Adresse lautet: 
Niederkirchner Straße. Das soll sich 
ändern. Vorgeschlagen ist der einfalls­
reiche Name „Am Preußischen Land­
tag“. Gegen die Umbenennung macht 
u.a. der Frauenkreis 8. März mobil. 
Am 28.9.1944, also vor 50 Jahren, wur­
de Käte Niederkirchner im Frauen­
konzentrationslager Ravensbrück 
ermordet. „Bereits von frühester Ju­
gend an setzte sie sich für Gerechtig­
keit und Gleichberechtigung ein, sie 
leistete Widerstand gegen den Faschis­
mus und protestierte gegen den Abbau 
demokratischer Rechte. 1932 wurde 
sie während des BVG-Streiks als Red­
nerin in einer Frauenversammlung 
verhaftet und als .Ausländsdeutsche* 
ausgewiesen. Aus dem sowjetischen 
Exil heraus ließ sie sich im Oktober 
1943 als Kundschafterin mit dem Fall­
schirm hinter der deutschen Front ab­
setzen. Schon auf dem Weg zu ihrem 
Einsatzort Berlin wurde sie von der 
Gestapo entdeckt und verhaftet ...“ 
Der Frauenkreis 8. März“ ruft auf zur 
Protestkundgebung am 28. Septem­
ber, 17 Uhr, Ecke Niederkirchner-/ 
Wilhelmstraße, Berlin-Mitte. — (har)

ORWO der westdeutschen 
Konkurrenz geopfert
Wolfen/Sachsen-Anhalt. In der Filmfabrik 
ORWO wurde vor 55 Jahren der erste 
Farbfilm der Welt produziert. Diese tra­
ditionsreiche Firma, in der zu DDR-Zei­
ten rund 15000 Personen beschäftigt 
waren, wird am 31.3.95 noch 67 Beschäf­
tigte haben. Dies ist das Ergebnis von 
fünf Jahren praktizierter Treuhandauf­
sicht.

Am 7. September fand die letzte Be­
triebsversammlung statt. Von den noch 
etwa 750 Beschäftigten werden 300 
durch Teilprivatisierungen weiterhin 
einen Arbeitsplatz haben. Ebensoviele 
werden über Arbeitsbeschaffungsmaß­
nahmen oder andere Fördermaßnah­
men des Arbeitsamtes für ein bis maxi­
mal drei Jahre mit Sanierungsarbeiten

in den vier Jahren eingebracht und 
durchgesetzt, woran hat sie mitge­
wirkt, was ist nicht erreicht worden. 
Sie wird eine solche Bilanz auch in der 
kommenden Wahlperiode mehr als ein­
mal vorlegen. Ohne durch parlamenta­
rische Existenz erzwungene Öffentlich­
keit geht es eben nicht mehr in der Me­
diengesellschaft.

Das Nicht-Wahlverhalten von hun­
derttausenden Brandenburgern macht 
aber auch eindringlich klar, daß es viel-

Die PDS bleibt eine 
„Partei für den Alltag“

leicht doch Wichtigeres gibt als Wahlen 
und Parlamente. Unsere Mitglieder

beauftragt und teilen somit das Los von 
bereit 2700 ehemaligen ORWO-Beschäf- 
tigten. Die durchschnittliche Abfin­
dung nach 40 Jahren Betriebszugehörig­
keit wird etwa 7 500 Mark betragen, 
radezu „beneidet“ werden die rund

Wilhelm-Pieck-Straße bleibt 
trotz Protesten umbenannt

Berlin. Die „Wilhelm-Pieck-Straße“ 
bleibt in „Tbrstraße“ umbenannt.. £ rö­
teste der Anwohner und ein Antrag 
der PDS-Fraktion in der Bezirksver­
ordnetenversammlung auf Rückbe­
nennung hatten keinen Erfolg. Inzwi­
schen hat auch das Verwaltungsge­
richt die Umbenennung für rechtens 
erklärt. Die nächste Namensänderung 
soll den „Marx-Engels-Platz“ treffen. 
Nach den Vorstellungen von Ver­
kehrssenator Haase (CDU) soll er spä­
testens ab nächstem Jahr „Schloß­
platz“ heißen. Einmal mehr greift der 
Senat hier mithilfe des Hauptstadtbe­
schlusses in die Befugnisse des Be­
zirks ein, der gegen die Umbenennung 
ist. Die PDS-Fraktion im Abgeordne­
tenhaus hat ein Änderungsgesetz zum 
Straßengesetz eingebracht. Danach 
sollen Umbenennungen in der Zustän­
digkeit der Bezirke bleiben und Bür­
gerbefragungen durchgeführt werden.
— (har)

müssen wieder Zeit und Kraft für die 
tagtägliche Arbeit in den Kommunen, 
in Vereinen und Verbänden finden, ih­
ren Mitmenschen zuhören und mit ihnen 
reden können, mit ihnen leben. Und das 
eben nicht wegen der Partei, sondern 
sich selbst und ihrer Mitmenschen we­
gen.

„Alternativen sind machbar“ ist si­
cherlich eine etwas abstrakte Losung. 
Aber abstrakt oder konkret — Worte 
und Argumente müssen in der Iht be­
wiesen werden. Wir müssen Alternati­
ven leben, soweit das heute möglich ist. 
Das gilt über alle Wahltage hinaus.

Bernhard Tschernig ist Pressesprecher 
der PDS Branden bürg

Beschäftigten, die bereits mit 54 in den 
Vorruhestand gehen können und 80% 
des Verdienstes erhalten.

Das Aus für ORWO hat System. Be­
reits vor Jahren wurde in der Treuhand 
die Auffassung vertreten, daß Deutsch­
land keine zwei großen Filmproduzen­
ten brauche. Nach Angaben des Be­
triebsratsvorsitzenden hat die Treu­
hand jede Investition verweigert und 
ORWO gezielt sterben lassen. Dem 
mußte sich wohl auch der einstige Mi­
nisterpräsident Bergner (CDU) unter­
ordnen, der leichtsinnigerweise 20 Mio. 
Mark für Investitionen versprach, dann 
aber einen Rückzieher machte. Auch 
verschiedene Interessenten aus dem 
Ausland wurden listenreich vom Kauf 
abgebracht. Der große Gewinner ist 
wieder einmal die BASF — ihr gehört 
die Konkurrenz, die Filmfabrik Agfa. 
Quelle: verschied. Ausgaben des „ND“ 
von August und September — (har)

Verschuldung nimmt zu
Berlin. Die Deutschen haben 4 Billio­
nen Mark auf der sogenannten hohen 
Kante. Nur einen ganz kleinen Bruch­
teil davon wünschen sich sicherlich 
die 120000 Berliner Haushalte, die 
hoffnungslos überschuldet sind und 
deren Anzahl beängstigend schnell 
zunimmt. Jede Woche wird beispiels­
weise in Ostberlin 200 Haushalten der 
Strom abgedreht. In Westberlin waren 
es 1993 rund 19000. Allein im Bezirk 
Hohenschönhausen (Ostberlin) erhal­
ten Woche für Woche etwa 25 Haushal­
te Räumungsklagen, wird 45 Haushal­
ten der Strom abgestellt. Folge: Wegen 
Überschuldung gab es in diesem Be­
zirk schon 10 Selbstmordversuche. Die 
durchschnittliche Schuldensumme 
stieg von 5000-10000 Mark im Jahre 
1992 auf 12000-23000 Mark im vergan­
genen Jahr.

Alleinige Gewinner sind die Ban­
ken. Die Schuldnerberatungsstellen • 
verurteilen insbesondere ihr Verhal­
ten. Sie kritisieren, daß die Banken 
durch massive Werbung Verschuldun­
gen provozieren. Geraten Kunden 
dann in Probleme, werden die Bank­
konten oftmals gekündigt. Dies hat in 
einigen Fällen wiederum zu Kündi­
gungen am Arbeitsplatz geführt. Statt 
„sozialen Anstand“ zu zeigen, kassie­
ren die Banken dann aufgrund der Di­
rektzahlungen nochmals zusätzlich. 
— (har)
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Sachsens Monarchie gefestigt Die PDS konnte ihr Ergebnis 
aber wesentlich verbessern

Mit einer massiven „Biedenkopf-
Wahl“ konnte die CDU ihre ab­
solute Mehrheit bei der Land­

tagswahl in Sachsen ausbauen und alle 
60 Direktmandate gewinnen. Nur 3 
Mandate fehlen ihr an der Zweidrittel­
mehrheit im Landtag. Als Opposition 
stehen den 77 Abgeordneten der CDU 
nur noch die SPD und die PDS mit 22 
bzw. 21 Sitzen gegenüber.

Seit der Wahl hat es viel Diskussion 
und Schuldzuweisungen gegeben. Die 
FDP kämpft vergeblich um eigenes Pro­
fil, selbst in Kommunen, wo sie den 
Bürgermeister stellt und die stärkste 
Fraktion im Stadtrat, erzielte sie nur 
wenig mehr als 3 % der Listenstimmen.

Die Bündnis 90/Grünen erhielten ih­
ren letzten Stoß einen Thg vor der Wahl 
mit großen Schlagzeilen in den Tages­
zeitungen über eine beabsichtigte Koa­
lition mit der CDU.

Am meisten Sorgen machen die Nicht­
wähler, immerhin etwa 42%. Dabei ist 
auffällig, daß vor allem in kleineren 
ausgeprägten Industriestädten Wahlbe­
teiligungen von nur knapp 40 % erreicht 
wurden.

Das Problem für die CDU ist, daß das 
Wahlergebnis im wesentlichen durch 
die Person Biedenkopfs erreicht wurde. 
Die Direktbewerber erhielten bis auf 
wenige Ausnahmen (Innenminister 

Heinz Eggert) bis zu 10 % weniger Stim­
men als die Liste. Nach dem Amts ver­
zieht des bisherigen Fraktionschefs Go- 
liasch geht nun die Suche nach geeigne­
ten Personen los.

Lange Gesichter gab es bei der SPD. 
Sie war darauf angewiesen, mit einer 
sehr geringen Zahl von Parteimitglie­
dern große Massen zu mobilisieren, 
ohne diese Situation real zu sehen. Am 
schwersten zu verdauen ist für sie der 
Umstand, daß die PDS fast gleichgezo­
genist.

Einer der Ge­
winner dieser 
Wahl war die 
PDS. Sie er­
reichte gegen­
über 1990 abso­
lut 70000 Stim­
men mehr. In 
den Wahlkrei­
sen betrug der 
Stimmenzu­
wachs zwischen 
3,6 und 10,3%. 
In 24 der 60 
Wahlkreise 
wurde sie zweit­
stärkste Partei. 
In 36 Wahlkrei­
sen errangen 
die Direktkan­

didaten der PDS ein besseres Ergebnis 
als die Liste. Dabei ist zu berücksichti­
gen, daß durch Formfehler in 8 Wahl­
kreisen, davon alle 6 der Landeshaupt­
stadt, keine PDS-Direktkandidaten auf 
dem Stimmzettel standen.

Hauptproblem für die PDS bleibt 
weiterhin das Stadt-Land-Gefälle. Er­
reichten die Parteien CDU, SPD und 
PDS im Wahlkreis Leipzig 1 49,3% zu 
19,5% zu 21,7%;, sieht das Ergebnis im 
Wahlkreis Leipziger Land 1 folgender­
maßen aus: 58,2 % zu 20,1 % zu 14,7 %.

Die Haupt­
aufgabe für die 
kommende 
Bundestags­
wahl besteht 
für die PDS 
jetzt darin, er­
neut alle ihre 
Wähler zu mobi­
lisieren und ein 
ähnliches oder 
besseres Ergeb­
nis (gegenüber 
den Europa­
wahlen wurden 
58000 Stimmen 
eingebüßt) zu 
erreichen.

Für die neuge­
wählte Land­

tagsfraktion, ihr gehören 10 bisherige 
Landtagsabgeordnete und 11 neue an, 
beginnt nun die schwere Aufgabe, mit 
ihrer Rolle im neuen Landtag klar zu 
kommen. Die schwere Geburt bei der 
Konstituierung der Fraktion, der Vor­
sitzende wurde erst im dritten Wahl­
gang mit knapper Mehrheit gewählt, 
macht deutlich, daß dies keine leichte 
Aufgabe sein wird.

Zum Fraktionsvorsitzenden wurde 
der PDS-Landesvorsitzende Prof. Peter 
Porsch im dritten Wahlgang mit 13 zu 8 
Stimmen gewählt. Zu stellvertretenden 
Fraktionsvorsitzenden wurden Angela 
Schneider und Klaus Bartl, bisheriger 
Fraktionsvorsitzender, gewählt; Par­
lamentarischer Geschäftsführer ist er­
neut Detlef Wehnert, und die Funktion 
der Schatzmeisterin bekleidet Maria 
Gangloff.

Als Mitglieder für das Landtags-Prä­
sidium wurden Brigitte Zschoche und 
Christine Ostrowski vorgeschlagen.

Auf einer zweitägigen Klausurtagung 
am 23. September bzw. 25. Oktober 
wird sich die neugewählte Fraktion 
über die Struktur der parlamentari­
schen Arbeitsweise, über die Besetzung 
der Ausschüsse, über die Anzahl und 
das Aufgabengebiet von Arbeitskreisen 
sowie über deren Vorsitz verständigen. 
— (sta)

Wi(e)der ein Land der Junker? (!)
Lutz Scherling zum „Entschädigungs- und Ausgleichsgesetz", zu Bodenreform und «Junkern

Die Auseinandersetzung um die 
künftigen Eigentumsverhältnisse 
in der Landwirtschaft wurden 
wohl in den zurückliegenden vier Jah­

ren in keinem anderen Bundesland mit 
solcher Schärfe und Emotionsgeladen- 
heit geführt wie in Mecklenburg-Vor­
pommern. Kein Wunder, stehen doch in 
dem agrarisch geprägten Land seit dem 
Anschluß der DDR nahezu 500000 Hek­
tar land- und weitere 250000 Hektar 
forstwirtschaftliche Flächen zur Dispo­
sition. Dieser ehemals volkseigene 
Grund und Boden stammt aus der Bo­
denreform und wird durch die Treu­
handanstalt bzw. deren Bodengesell­
schaft zum Zwecke der Privatisierung 
verwaltet.

Im Einigungsvertrag und im Artikel 
143 des Grundgesetzes ist festgeschrie­
ben, daß Enteignungen auf besatzungs­
rechtlicher oder besatzungshoheitlicher 

r Grundlage nicht rückgängig gemacht 
werden können. Die Bodenreform wur­
de also bei der Herstellung der deut­
schen Einheit als historisches Ergebnis 
des zweiten Weltkrieges anerkannt. 
Seither wird der Einigungsvertrag in 
der Bodenfrage torpediert. Das Objekt 
der Begierde der Erben und Erbeserben 
der Junker und Großgrundbesitzer so­
wie kapitalkräftiger Landwirte aus 
dem Westen sind die aus der Bodenre­
form stammenden Flächen.

Der politische Kampf für die Unan­
tastbarkeit der Ergebnisse der Boden­
reform ist in erster Linie ein Kampf für 
die legitimen Rechte der Menschen in 
Mecklenburg-Vorpommern und den an- 

1 deren ostdeutschen Bundesländern, die 
in der Landwirtschaft tätig sind. Sie 
sollen den Boden behalten, den sie vier­
zig Jahre lang bewirtschafteten und 
dessen Wert sie gesteigert haben.

Eine eigenständig bestimmte Agrar- 
•r Strukturpolitik wird zuallererst mit der 

Bodenfrage entschieden. Sind die „al­
ten Herren“ erst zurück, haben sie bald 

auch wieder das Sagen in den Dörfern, 
und die hiesigen Bäuerinnen und Bau­
ern werden moderne Mägde und Knech­
te.

Das neue Gesetz

Deshalb tritt die PDS vehement gegen 
einen Rechtsanspruch auf Rückerwerb 
von Bodeneigentum im lange umstritte­
nen „Entschädigungs- und Ausgleichs­
gesetz“ (EALG) ein. Das Verknüpfen 
von Entschädigungs- bzw. Ausgleichs­
leistungen für Bodenreform-Enteignete 
mit der Verwertung der ehemals volks­
eigenen landwirtschaftlichen Flächen 
hat fatale Folgen. Es ist der juristische 
Winkelzug, um die Enteignungen Stück 
für Stück und damit die Bodenreform 
als Ganzes gegenstandslos werden zu 
lassen. In dieses Konzept paßt der Ge­
dächtnisverlust von Gorbatschow, der 
übef diese Frage „auf seiner Ebene“ nie 
etwas gehört habe. „Die UdSSR hätte 
bei den Verhandlungen über die Her­
stellung der deutschen Einheit die Un­
antastbarkeit . der besatzungsrechtli­
chen Enteignungen zwischen 1945-1949 
nicht zur Vorbedingung gemacht.“

Also wäre das Bundesverfassungsge­
richt bei seinem Bodenreformurteil 
vom 23. April 1991 von falschen Voraus­
setzungen ausgegangen. Diese Äuße­
rung des Ex-Staatsmannes hatte dann 
auch den gewünschten Initialeffekt, um 
die Kritiker des Gesetzes im Vermitt­
lungsausschuß von Bundesrat und Bun­
destag am 31. August 1994 kompromiß­
fähig zu stimmen.

Nun wird das Entschädigungs- und 
Ausgleichsleistungsgesetz noch in die­
ser Legislaturperiode die Bonner Ab­
stimmungsmaschinerie durchlaufen.

Im Ergebnis dessen haben die Junker 
und deren Nachkommen nun doch den 
Rechtsanspruch auf den Erwerb von 
Bodenreformland. Dem dient das Land­

erwerbsprogramm, welches einzig und 
allein für diese Personengruppe vorge­
sehen ist. Pro Hektar durchschnittli­
cher Güte brauchen sie lediglich 3000 
DM zu zahlen. Der Verkehrswert ist be­
deutend höher. Das ist besonders be­
merkenswert in Anbetracht der Ihtsa- 
che, daß nur wenige Begünstigte das 
Land selbst bewirtschaften werden. Die 
meisten werden Jahr für Jahr lediglich 
die Bodenrente in Form der Pacht ab­
schöpfen, ohne dafür auch nur einen 
Finger zu krümmen.

Obwohl Bund, Länder und Kommu­
nen hoch verschuldet sind, verzichten 
die Regierenden und die SPD gegen die 
Interessen der Allgemeinheit auf dauer­
hafte Pachteinnahmen zu Gunsten der 
B o denref orment eigneten.

Der eigentliche Kompromiß betrifft 
das Siedlungskaufprogramm. Es regelt 
im Kem die Verwertung des ehemals 
volkseigenen Grund und Bodens. Wäh­
rend ursprünglich die juristischen Per­
sonen und ihre Gesellschafter von die­
ser günstigen Bodenerwerbsmöglich­
keit ausgeschlossen bleiben sollten, 
sind sie nunmehr einbezogen. Die SPD 
und auch die CDU-geführte Landesre­
gierung Mecklenburg-Vorpommern fei­
ern das als ihren Erfolg.

Die augenscheinliche Gleichbehand­
lung aller Betriebsformen ist bei nähe­
rem Hinsehen jedoch eine erneute Un­
gerechtigkeit.

Wenn in einer eingetragenen Genos­
senschaft beispielsweise 30 Landwirte 
Zusammenarbeiten, so dürfen sie nicht 
mehr Boden als ein einziger Einzel­
bauer begünstigt einkaufen.

Nach dieser Regelung können die 704 
LPG-Nachfolgeuntemehmen in Meck­
lenburg-Vorpommern, die im Durch­
schnitt 1130 ha bewirtschaften, nur et­
wa ein Achtel der Wirtschaftsfläche 
über das Siedlungskaufprogramm er­
werben.

Süffisant wird inzwischen von regie­

rungsoffizieller Seite erklärt, daß sich 
die Unternehmen ja nur teilen brauch­
ten, um in den Genuß von mehr Eigen­
tumsland zu gelangen.

Beabsichtigt ist also offensichtlich 
auch über diesen Weg die weitere Zer­
splitterung von Gemeinschaftsunter­
nehmen. Das ist die politische Nötigung 
zur Betriebsauflösung.

Das Bundesverfassungsgericht hat 
bereits angekündigt, sich 1995 erneut 
mit der Bodenreform zu befassen. Be­
kanntlich ein Jahr ohne Wahlen. Nicht 
über die Festlegungen des Einigungs­
vertrages, sondern über das EALG wird 
dann befunden. Der jetzige Kompromiß 
steht sozusagen vor Gericht.

Man muß kein Prophet sein, um vor­
her zu sagen, daß der Kampf um den ost­
deutschen Grund und Boden mit unver­
minderter Härte weitergeführt wird.

Diverse „Alteigentümer“, die mit 
Hilfe der Verpachtungspraxis der Treu­
handanstalt bereits wieder in Mecklen­
burg-Vorpommern seßhaft sind, wer­
den nichts unversucht lassen, ihre Gier 
nach Eigentum und Macht zu stillen. Sie 
verbindet das Ziel, die Bodenreform für 
Unrecht zu erklären und ihre Lände­
reien möglichst in vollem Umfang zu­
rückzuerhalten .

Der Protest und der Widerstand gegen 
die Aushebelung der Bodenreform muß 
sowohl in den Parlamente, aber vor al­
lem auch außerhalb fortgesetzt werden. 
Unser Anliegen ist es, das Nutzungs­
recht am landwirtschaftlichen Boden 
für die einheimischen Landwirtschafts­
unternehmen dauerhaft zu sichern, da­
mit Mecklenburg-Vorpommern nicht 
wieder zu einem Land der Junker und 
Gutsbesitzer wird.

Lutz Scherling ist Direktkandidat der 
PDS für den Bundestag im Wahlkreis 
263 Schwerin-Hagenow. Sein hier abge­
druckter Artikel erschien am 8. Septem­
ber auch im „Neuen Deutschland“
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Der Widerstand in Osteuropa
Auch für Millionen Menschen in den EG-Ländern ist das eine Lebensfrage

ii Von Judith Dellheim

Die Malerin Heidrun Hegewald for­
mulierte treffend: „Europa durch­
zieht ein Kreuz. Nord — Süd. Ost 
( -West.“

•? Deutschland liegt in Mitteleuropa 
s und in Deutschland gibt es die PDS. 
I „Wir—mitten in Europa“ ...
: Zu unseren zahlreichen, unzulänglich 
«genutzten Vorzügen gehören Sensibili- 
? tat für die Völker Osteuropas, Kontak- 

teund Freundschaften mit Menschen in
* den einstigen Bruderstaaten der DDR, 
! Kompetenz bezüglich dortiger Proble- 

me von gestern und heute.
I Diese Erfahrungen, Bindungen und 
Kenntnisse sind vonnöten, geht es um 

i den Kampf für die Lösung menschlicher 
Existenzprobleme, der ohne eine sozia- 

! listische gesamteuropäische Linke 
■ nicht wirksam geführt werden kann.

Widerstand in Osteuropa gegen De­
gradierung und Marginalisierung, ge­
gen Armut, Ressourcen-, Kultur- und 
Naturzerstörung ist auch für Millionen 
Menschen in den EG-Ländem zu einer 
Lebensfrage geworden. Diese nimmt 
für breite Bevölkerungskreise in den 
osteuropäischen Staaten sehr konkrete 
Züge an: Entsprechend der Angaben na­
tionaler Statistiken leben in Bulgarien 
ca. 54 % der Bevölkerung unter der Ar­
mutsgrenze, über 40 % in Rußland, 
nachdem dieser Grenzwert dort wesent­
lich gesenkt wurde, ca. 20 % in Tsche­
chien, Ungarn und in der Slowakei, ca. 

43% in Polen und etwa die Hälfte der 
rumänischen Bevölkerung. Über die 
Nachfolgestaaten Jugoslawiens wage 
iich gar nicht zu sprechen.

Die traurigen Einzelschicksale, die 
sich hinter all diesen Daten verbergen, 
betreffen insbesondere Frauen, Kinder 
und Jugendliche, Menschen in höherem 
Lebensalter und nationale Minderhei­
ten. Besonders tragisch ist der Lebens­
abend zahlreicher Opfer des deutschen 
Faschismus, die heute in den Ex-So- 
wjetrepubliken zum Betteln gezwun­
gen sind. Was müssen die denken und 
fühlen, wenn sie heute auf den Bücherti­
schen Hitlers „Mein Kampf“ sehen?

Nicht wenige von diesen leidgeprüf­
ten Menschen mußten ihr Überleben 
von deutschen Konzentrationslagern 
mit Leiden im GULAG bezahlen. Auch 
das gehört zur Geschichte des Sozialis­
mus.

Die Ressourcensteuerung in diesem 
System erfolgte vorrangig über mehr 
oder weniger mit der Schattenseite ver­
quickte Staatsmonopole, die die Wirt­
schaft bis zur Unfähigkeit steuerten, 
die einfache Reproduktion zu realisie­
ren. Diese Ressourcensteuerung mußte 
mit Repressionen und Naturzerstörung 
verbunden sein.

Zum Zeitpunkt der endgültigen poli­
tischen Umbrüche in den ehemaligen 
RGW-Mitgliedsländern traten folgende 
Tatsachen zu läge:

Es gab einen Hunger nach Wohnungen 
sowie Konsumgütem und Leistungen, 
ohne die das Leben in einer Gesellschaft 
mit ressourcensparender Wirtschaft 
nicht funktionieren kann.

Die mehrheitlich veralteten und phy­
sisch verschlissenen Produktionsfonds 
konnten unter den Bedingungen er­
drückender Auslandsschulden nicht 
mehr aus eigener Kraft ersetzt werden.

Die ökologischen Schäden hatten dra­
matische Ausmaße angenommen, eine 
gesunde Bevölkerungsreproduktion 
konnte nicht mehr gesichert werden.

Angesichts des offensichtlichen

Bankrotts, jahrzehntelanger Entmün­
digung und dieses Waren- sowie Lei­
stungsmangels sahen Bevölkerungs­
mehrheiten keine Perspektive mehr für 
den Sozialismus. Sie wollten nicht mehr 
experimentieren. Mangelndes Selbst­
vertrauen einerseits und Illusionen an­
dererseits waren fruchtbarer Boden für 
solcherart Logik: „Wir sind ein rück­
ständiges, unzivilisiertes Land. Wir 
müssen nach Europa gelangen bzw. zu­
rückkehren. Der Westen wird uns dabei 
helfen, denn er freut sich doch auf das 
Ende des Blockkonflikts. Wir werden 
bald westlichen Wohlstand haben. Nur 
müssen wir dem Westen zeigen, daß wir 
nicht zurück zum alten System wollen.“

Allein schon diese Gedanken kritisie­
ren eigentlich das untergegangene Sy­
stem.

Szenarien und ihre Folgen

Unter den genannten Bedingungen hat­
ten es IWF und Weltbank leicht, ihr Ziel 
zu erreichen: Zerstörung der ökonomi­
schen Grundlagen für eine zum Kapita­
lismus alternative Gesellschaftsent­
wicklung. Seine Auflagen, an deren Er­
füllung Kreditgewährung und Schul­
denstreichung gebunden waren, waren 
eindeutig eben darauf gerichtet. Das 
angewandte Szenario ist immer das 
Gleiche: Zunächst wurde Liberalisie­
rung der Wirtschaft gepredigt, d.h. ins­
besondere Preisfreigabe, Abschaffung 
des Außenhandelsmonopols, Zerschla­
gung des Systems der staatlichen Pla­
nung und Leitung. Bei einer hochkon­
zentrierten und -monopolisierten, vom 
Weltmarkt weitgehend abgeschotteten 
Wirtschaft mußte das zu Preistreiberei 
und zum Zusammenbruch des Finanzsy­
stems sowie zum Riß von Kooperations­
ketten und zur Verkomplizierung der 
Zahlungsbilanz führen, zum Kollaps 
der sowieso kaputten Wirtschaft. Und 
„im Interesse des Marktes“ mußten 
Kombinate und Großbetriebe zer- 
kloppt werden, weil das ja „Monopole“ 
waren. Dann hieß der Schlachtruf „Pri­
vatisierung“, denn erst „richtige Eigen­
tümer“ sorgen für einen effektiven Res­
sourceneinsatz.

Schattenwirtschaftler und gewendete 
Nomenklatura-Leute griffen sich, was 
sie greifen konnten. Spekulation, Prel­
lerei und Räuberei feiern Hochkon­
junktur. „Selber dran schuld, wer die 
Gunst der Stunde nicht zu nutzen ver­
steht!“

Die noch staatlichen Betriebe bzw. 
Unternehmen mit Staatsanteil und 
überhaupt die Produzenten werden zur 
Kasse gebeten. Denn trotz der beschrie­
benen Folgen wurden nun Bilanzen und 
Zirkulationskategorien zu den ent­
scheidenden Orientierungsgrößen. Die 
Steuerregelungen befördern Bankrott- 
Wellen und provozieren Steuerhinter­
ziehungen. Die staatliche Haushaltspo­
litik läßt häufig den Regionen nicht ein­
mal das Lebensnotwendige, was wiede­
rum Partikularismus, Gebietsabtren­
nungen, Egoismus und Nationalismus 
befördert.

Wer irgendwie über eine ökonomische 
Machtstellung verfügt, nutzt diese, um 
anderen Ressourcen zu nehmen. Bezo­
gen auf die russische Wirtschaft heißt 
das zum Beispiel: Die Grundstoffindu­
strie nimmt dem Schwermaschinenbau, 
der Schwermaschinenbau dem Leicht­
maschinenbau, der der Leichtindustrie, 

die Landmaschinenproduzenten und 
Verarbeiter landwirtschaftlicher Pro­
dukte nehmen der Landwirtschaft. Das 
Hauptinstrument ist die Preispolitik.

Zu den Folgen dieser Ressourcenab­
schöpfung gehören begünstigte Entsoli- 
darisierung von Lohnabhärigigen und 
fortschreitende soziale Differenzierung 
bei durchschnittlich sinkendem Le­
bensniveau.

Neue Gewerkschaften entstehen, die 
Gruppeninteressen vertreten. Insge­
samt aber gibt es kaum sozialen Wider­
stand gegen die Politik der Zerstörung. 
Die Ursachen sind im Erbe des unterge­
gangen Systems, in Überforderung und 
fehlenden überzeugenden Alternativen 
zu finden. Das befördert Verfall.

Dieser zeigt sich vor allem in gravie­
renden Produktionsrückgängen, in der 
Zunahme aller für den Staatssozialis­
mus typischen ökonomischen Dispro­
portionen, im Zerfall der gesamten so­
zialen Infrastruktur. Die sowieso schon 
besonders dramatischen Produktions­
kürzungen in der Landwirtschaft und 
Leichtindustrie und Wohnungsbau wer­
den weiter angepeitscht durch die ein­
schneidenden Realeinkommensverlu­
ste der Bevölkerungsmehrheit, insbe­
sondere infolge von Erwerbslosigkeit.

Arbeitsplatzverlust bewirkt Verlust 
grundlegender Sozialleistungen, die im 
Staatssozialismus an den Betrieb und 
die betriebliche Gewerkschaft gebun­
den waren. Wohnungsprivatisierung 
heißt wachsende Obdachlosigkeit. Pri­
vatisierung von Leistungen für die Be­
völkerung bedeutet Ende garantierter 
Ausbildung und medizinischer Betreu­
ung.

Keine „ konzeptionellen 
Fehler“ sondern Konzeption

Naiv ist, wer diese Tatsachen, die we­
sentlich mit der Umsetzung von IWF- 
und Weltbank-Auflagen verbunden 
sind, mit „konzeptionellen Fehlem“ 
erklären will. Erstens waren die oben 
aufgezeigten Folgen der Liberalisie- 
rungs- und Privatisierungsforderungen 
einfach logisch. Zahlreiche seriöse Wis­
senschaftlerinnen und Wissenschaftler, 
Politikerinnen und Politiker hatten 
davor gewarnt. Zum zweiten waren die 
praktizierten Methoden erprobt: Jeffry 
Sachs von der Universität Harvard, der 
das polnische Memorandum nach la­
teinamerikanischen Erfahrungen ver­
faßte, hatte schon vor Jahren für Pino­
chet die chilenische Wirtschaft kaputt 
saniert. Bevor Sachs das polnische Me­
morandum dann für die russische Re­
gierung um- bzw. abschrieb, hatte die 
Bevölkerung in unserem östlichen 
Nachbarland schon unter Rückgängen 
der Industrieproduktion von 40 % zu lei­
den.

Setzen wir das Nationaleinkommen 
des Jahres 1990 = 100, also ignorieren 
wir bereits Nationaleinkommensverlu­
ste in den Vorjahren, so betrug es Ende 
1993 82,9 für Polen, 80 für Tschechien, 
82,3 für die Slowakei, 80,2 für Ungarn, 
71,9 für Bulgarien, 64 für Rumänien und 
63,7 für Rußland. Das hat insbesondere 
zur Konsequenz, daß die Arbeitslosen­
rate 1993 für Polen 15%, für die Slowa­
kei 18 %, für Tschechien 6 %, für Ungarn 
16%, 18% für Bulgarien und 12% für 
Rumänien berig. Für diese Länder 
weist nunmehr Portugal bezüglich der 
staatlichen Gesundheitsausgaben und 

der Kindersterblichkeit traumhafte 
Kennziffern auf.

Entwertung menschlicher 
Arbeitskraft

Die Entindustrialisierung in Osteuropa 
geht', wie gezeigt, einher mit einer ga­
loppierenden Entwertung menschlicher 
Arbeitskraft: Setzen wir die durch­
schnittlichen westdeutschen Monats­
löhne 1992 = 100%, so betrugen sie für 
Bulgarien 2,8 %, 5,1 % für die ehemalige 
Tschechoslowakei, 6,9% für Polen, 
2,0% für Rumänien, 8,9% für Ungarn. 
Die Arbeitskraft in der Landwirtschaft 
wurde weit unter den nationalen Lohn­
durchschnitt gedrückt. Dabei gibt es in 
Osteuropa Unterernährung, sogar Hun­
ger, und Lebensmittelknappheit. Aber 
die hochleistungsfähige ungarische 
Landwirtschaft „mußte“ verschwin­
den, weil sie genossenschaftlich und in­
ternational konkurrenzfähig war. Das 
störte einflußreiche EG-Kreise.

Die sozialen Folgen dieser Politik 
waren vielleicht nicht ganz so gewollt, 
zum einen wegen möglicher • Gesell­
schaftskonflikte mit nicht kalkulierba­
ren Konsequenzen. Zum anderen, weil 
doch neue Märkte im Osten erschlossen 
werden sollen, die aber zahlungsfähige 
Nachfrage voraussetzen. Doch letztend­
lich ging es darum, wie eingangs schon 
erklärt, schnellstmöglich die ökonomi­
schen Grundlagen für eine „nicht geneh­
me“ Gesellschaftsordnung zu vernich­
ten.

Nachdem die Mächstigsten des Fi­
nanzkapitals also erfolgreich in Osteu­
ropa zerstört und Arbeitskraft entwer­
tet haben, wird nun Produktion, zum 
Beispiel aus Deutschland, nach Osteu­
ropa ausgelagert. Zuvor hatten die Aus- 
lagerer die DDR-Wirtschaft mehr oder 
weniger gekonnt in die Kapitalstruktu­
ren der Alt-BRD eingepaßt und Ost­
deutschland wesentlich entindustriali- 
siert. Nun predigen sie der Bevölkerung 
Verzicht zur Rettung des Industrie­
standortes Deutschland. Die „Standort­
debatte“ ist also keineswegs von der 
Problematik Osteuropa losgelöst. Das 
„scheue deutsche Kapital“ (die Ossis 
werden sich gleich an ein einstiges 
Staatsoberhaupt erinnern) hat nämlich 
seinen Machtbereich ausgedehnt, hat 
auf Grund der zugriffsbereiten osteuro- 
poäischen Ressourcen sowohl mehr und 
neue Möglichkeiten für Produktions­
standort-Entscheidungen erhalten als 
auch Druckmöglichkeiten. Verzichten 
zum Beispiel die AEG-Werker unter 
dem Eindruck angedrohter Produk­
tionsauslagerung nach Tschechien und 
Ungarn auf Lohn und Sozialleistungen, 
begünstigen sie die Kapitalakkumula­
tion, die die Produktionsauslagerung 
sogar noch schneller möglich macht. 
Diese muß der Bevölkerung in Tsche­
chien und Ungarn insgesamt überhaupt 
nicht helfen. Werden zum Beispiel we­
gen Produktivitätssteigerungen und 
Lohnverzicht in Deutschland andere 
deutsche Waren mit solch gewaltiger 
Wucht auf die Binnenmärkte der ost­
europäischen Länder geschleudert, 
können rasch weitere einheimische Pro­
duzenten ruiniert werden. Das entwer­
tet nun wieder menschliche Arbeits­
kraft, was zum einen weitere Produk­
tionsauslagerung für Kapital lukrativ 
macht, zum anderen den Druck auf Er- 

Fortsetzung nächste Seite
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werbstätige in diesen Ländern erhöht. 
Und wird dann auch noch die Welt­
marktkonkurrenz insgesamt betrach­
tet, wäre zu resümieren: Es wird also so 
oder so stets von neuem der Wert der 
Ware Arbeitskraft, egal welcher Natio­
nalität und wo auch immer, gedrückt. 
Der Raubbau an der Natur schreitet da­
bei voran. Ausländisches Kapital 
schafft inmitten zerstörter osteuropä­
ischer Wirtschaft punktuell industrielle 
Oasen, die als Ressourcen- bzw. Zuliefe­
rer für Unternehmen der Metropolen 
dienen.

Dennoch brechen regionale Struktu­
ren in Ländern der Metropolen und in 
Osteuropa zusammen. Diese Prozesse 
sind wiederum mit Produktionskon­
zentration und steigenden Transport­
aufwendungen verbunden. Entwertung 
der Arbeitskraft und Ressourcen, insbe­
sondere von natürlichen, und wachsen­
de Transportintensität bewirken er­
neut die Zerstörung natürlicher Lebens­
grundlagen.

Es ist also eine Lebensfrage, ob der 
Mär von der Bedrohung des Industrie­
standortes Deutschland bzw. Europas 
unter deutscher Hegemonie gefolgt 
wird. Denn diese ist eine spezifische 
Widerspiegelung kapital dominierter 
Entwicklung. Deren Funktionsweis 
und Mechanismen müssen wir immer 
wieder aufzeigen, wollen wir zum Bei­
spiel nationalistische Reaktionen auf 
Produktionsauslagerungen und Unter- 
Ihrif-Beschäftigung von ausländischen 
Kolleginnen und Kollegen offensiv ent­
gegentreten.

Es ist ebenso, wie schon bemerkt, eine 
Lebensfrage, ob sich die Menschen in 
Osteuropa wirksam gegen die herr­
schende Politik wehren und ob wir Soli­
darität mit ihnen organisieren können. 
Dabei ist es keineswegs eine Sache der 
PDS, für Osteuropa Rezepte zu entwik- 
keln. Gerade unter dem Gesichtspunkt 
der tiefen Wirkungen der Entwicklun­
gen für Osteuropa geht es um Konzepte 
und Aktionen, die die auf der Logik der 
Kapitalverwertung beruhenden gesell­
schaftspolitischen Strategien in Frage 
stellen.

Dazu gehören sowohl Kämpfe gegen 
Arbeitsplatzvemichtung hier und heute 
als auch die Diskussion zu Entwick- 
lungsaltemativen. Und da scheinen mir 
Forderungen nach Aufnahme der ost­
europäischen Länder in die EG wenig 
hilfreich. Schließlich haben wir unsere 
Erfahrungen mit Illusionen, unter den 
gegenwärtigen Bedingungen Vereini­
gungsprozesse „sozial und ökologisch 
verträglich gestalten“ zu können. Eher 
kommt es darauf an, zu zeigen, daß an­
dere, neue Lösungen gefunden werden 
müssen. Dazu gehört zum Beispiel eine 
derartige regionale, interregionale und 
internationale Integration, die die Er­
schließung und Nutzung kommunaler 
und regionaler Ressourcen und Ent­
wicklungspotentiale ermöglicht. Diese 
müßte verbunden sein mit einer aktiven 
Strukturpolitik, orientiert an der Lö­
sung sozialer, insbesondere beschäfti­
gungspolitischer, und ökologischer Er­
fordernisse. Dazu ist zum Beispiel in 
unserem „wirtschaftspolitischen Dis­
kussionsangebot“ für Berlin einiges 
mehr zu finden.

Dr. Judith Dellheim ist gewerkschafts­
politische Sprecherin des Landesvor­
standes der PDS Berlin.

Den hier abgedruckten Beitrag für die 
gewerkschaftliche Konferenz der PDS 
in Hamburg im Sommer 1994 entnah­
men wir mit freundlicher Genehmigung 
der Verfasserin der Zeitschrift 
„betrieb&gewerkschaft, das offene 
diskussions- und informationsblatt der 
ag betriebe und gewerkschaften der 
pds“.
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Europol - das europäische 
Kriminalamt etabliert sich
Von Hartmut Aden

Beim Treffen der europäischen In­
nen- und Justizminister Anfang 
September in Berlin stand einmal 
mehr der Aufbau des europäischen Kri­

minalamts Europol auf der Tagesord­
nung. Mitten im bundesdeutschen Wahl­
kampfgetöse verkündeten die Minister 
öffentlichkeitswirksam, was seit lan­
gem absehbar war: Europol soll nicht 
nur, wie zunächst beschlossen, den ille­
galen Drogenhandel bekämpfen, son­
dern darüber hinaus auch den interna­
tionalen Terrorismus, Menschenhan­
del, Nuklearschmuggel und andere 
Zweige der sogenannten „organisierten 
Kriminalität“. Die Europol-Konven­
tion, die inzwischen in einer vollständi­
gen Entwurfsfassung vorliegt, soll die­
se Erweiterung und insbesondere die im 
Rahmen der neuen Behörde in Den 
Haag geplanten zentralen EDV-Syste­
me verrechtlichen.

Staatsinstitutionen 
ohne Staat

In.Europa werden neue Polizeistruktu­
ren geschaffen, obwohl sich die „euro­
päische Einigung“ aufgrund des Wie­
deraufflammens nationalistischer Ten­
denzen in einer Krise befindet. Daß die 
Europäisierung der Institutionen öf­
fentlicher Sicherheit trotz dieser Krise 
weiter betrieben wird, liegt nicht nur an 
der offiziell immer wieder propagierten 
Befürchtung, gut organisierte Krimi­
nelle könnten die Grenzöffnung zur 
Ausweitung ihrer Aktivitäten nutzen. 
Immer größere Bedeutung hat ein wei­
terer Aspekt erlangt, der mit nationali­
stischen Tendenzen ideologisch gut ver­
einbar ist: die Abschottung Europas ge­
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genüber dem Einwanderungsdruck aus 
den armen Regionen der Welt und damit 
die Verteidigung des europäischen 
Wohlstandsniveaus. Diese Abschot­
tungspolitik hat sich seit der zweiten 
Hälfte der 80er Jahre zu einem dominie­
renden Faktor der innenpolitischen 
Kooperation in Europa entwickeltl. Mit 
der in Berlin beschlossenen Auswei­
tung der Europol-Aktivitäten auf die 
sogenannte „Schleuserkriminalität“, 
die überhaupt nur existiert, weil es im­
mer schwerer geworden ist, auf legale 
Weise in die europäischen Staaten zu ge­
langen, wird das neue europäische Kri­
minalamt in diese Strategie einbezo­
gen.

Ob ein staatsähnliches europäisches 
Gebilde tatsächlich zentralstaatliche 
Institutionen der öffentlichen Sicher­
heit bräuchte, oder ob dezentrale Insti­
tutionen diese Aufgaben nicht ebenso 
gut oder besser wahmehmen können, 
ist gar nicht ernsthaft erwogen worden. 
Aus der Sicht derjenigen, die eine Euro­
päisierung und Internationalisierung 
der Polizeiarbeit für unabdingbar hal­
ten, bietet die Loslösung der Schaffung 
neuer Sicherheitsstrukturen von einer 
eventuellen Staatsgründung zudem 
einen weiteren Vorteil: Die Instrumen­
tarien öffentlicher Kontrolle sind auf 
europäischer Ebene bisher nur so 
schwach entwickelt, daß sich neue Insti­
tutionen bei dem derzeitigen Machtva­
kuum wesentlich leichter schaffen las­
sen als dies in einem ausgebauten demo­
kratischen System der Fall wäre. Die 
bescheidene Kompetenzausstattung des 
Europäischen Parlaments ist hierfür 
symptomatisch. Sollte es später zur 
Gründung eines demokratisch struktu­
rierten europäischen Staates kommen,
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so werden die einmal geschaffenen Si 
cherheitsinstitutionen bereits derar 
etabliert sein, daß ihre Abschaffung 
kaum mehr ernsthaft zur Diskussioi 
gestellt werden kann.

Europol im Aufbau

Der Aufbau von Europol ist bereits weit 
vorangeschritten. Insbesondere führen 
de bundesdeutsche Polizeibeamte hat 
ten schon seit geraumer Zeit Ambitio 
nen, ein zentrales europäisches Krimi 
nalamt nach dem Vorbild des deutscher 
BKA oder des US-amerikanischen FF 
zu schaffen. In der zweiten Hälfte dei 
80er Jahre gehörte die entsprechend! 
Forderung zum Standardrepertoire öf 
fentlicher Äußerungen zahlreicher füh­
render Polizeifunktionäre. Ihre guten 
Verbindungen zur politischen Füh- 
rungsebene zahlten sich aus: Bundes­
kanzler Kohl schlug dem europäischen 
Rat in Luxemburg im Juni 1991 gemein­
sam mit dem französischen Staatspräsi­
denten Mitterrand die Gründung einei 
zentralen Stelle für die Bekämpfung 
des illegalen Drogenhandels vor. Dies« 
European Drug Intelligence Unit (EDU 
war von vornherein als erstes Elemeni 
eines europäischen Kriminalamts ge 
plant.

Die Arbeit begann nicht erst, als sich 
die neue Behörde im Februar 1994 in 
ehemaligen Gebäude des zentralen nie­
derländischen Kriminalamts CRI art 
Raamweg in Den Haag einzurichten be­
gann. Bereits seit Mitte 1992 hatte ein 
Aufbaustab in Straßburg das neue Kri­
minalamt vorbereitet und sogar schon 
mit der Arbeit begonnen. Dabei stamm­
ten nicht nur die konzeptionellen Ideen
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jus dem Umfeld des Wiesbadener BKA. 
Auch personell sicherte sich die deut­
le Seite eine zentrale Einflußposi- 
♦jon. Jürgen Storbeck, der Leiter der in- 
ornationalen Dienststellen im BKA, 

'iTJrde gezielt als prädestinierter An- 
’zarter für die Position des Europol-Di- 
rektors „aufgebaut“. Er leitete bereits 
Qen Aufbaustab in Straßburg und ist 
nun provisorischer Direktor des neuen 
Amtes in Den Haag. Seine Chancen, 
auch der erste offizielle Europol-Direk- 

Urzu werden, stehen daher gut. Auffal­
lend ist, daß die Vorbereitung der Euro­
polarbeit nicht wie bei früheren Polizei- 
sooperationsprojekten unbemerkt von 
jer fhchöffentlichkeit vonstatten ging. 
Storbeck reiste als Leiter des Aufbau­
stabes monatelang zu Kolloquien und 
fortragsveranstaltungen in ganz Euro­
pa und gab zahlreiche Presseinter- 
riews. Dadurch wurde zugleich seine 
Position als „Macher“ des neuen Krimi- 
aalamtes und prädestinierter Direktor 
gefestigt2. Stets sind diese Beiträge mit 
□ehr oder minder differenzierten War­
nungen vor einem Ansteigen internatio­
naler Kriminalität, dem altbekannten 
Legitimationsmuster der neueren Poli- 
zeikooperationsproj ekte, verbunden.

Lange bevor die Europol-Konvention 
ausgehandelt und ihre Ratifizierung 
auch nur in Sicht war, wurde damit be­
gonnen, personenbezogene Daten über 
mutmaßliche Drogenhändler auszutau­
schen. Aufgrund der erwarteten Kritik 
von Datenschutzexperten griff man da­
für auf einen Trick zurück: Man begann, 
die Daten nicht im Online-Verbund zu 
übertragen, sondern man versammelte 
bei Europol Verbindungsbeamte, die 
Zugang zu den Datenbeständen ihrer 

: Herkunftsstaaten haben und die ge­
wünschten Informationen mündlich an 
ihre Kollegen aus den anderen Staaten 
weiterleiten3.

Das Vertrauen der Polizeipraktiker 
in Informationen, die sie von Kollegen 
bekommen, ist ohnehin größer als das 
in Online-Datenverbünde, die ihnen nur 
schematisierte Auskünfte liefern. 
Schließlich können die Kollegen neben 
der gewünschten Sachinformation auch 
ihr gesamtes Insider- und Erfahrungs- 

S wissen über die Hintergründe des je- 
ff weiligen Falles einbringen. Daher gel- 
* ten auch heute nicht die zentralen Da- 
k tenverbünde, sondern die inzwischen in 

zahlreichen Bereichen tätigen Verbin­
dungsbeamten unter Praktikern als er­
folgreichstes Element der Polizeikoope­
ration. Unter den 60 Bediensteten, die 
ab Februar 1994 den Aufbau in Den 
Haag fortführen, sind 20 Verbindungs- 

: beamte aus den beteiligten Staaten.
Außerdem sehen die EuropoZ-Prota­

gonisten schon jetzt ihre Aufgabe darin, 
sogenannte „Lagebilder“ und Krimina­
litätsanalysen zu erstellen. Sie sind die 
Grundlage für Handlungsempfehlun­
gen an die zuständigen Innenpolitiker. 
Die Fachminister, die selbst nicht über 
das erforderliche Expertenwissen ver­
fügen, segnen diese Vorschläge häufig 
nur noch ab.

Fortsetzung von Zentrali­
sierung s-und
Technisierungstendenzen

Der Aufbau von Europol ist kein isolier­
ter Vorgang. Er setzt Zentralisierungs­
und Ibchnisierungstendenzen fort, die 
in den Nationalstaaten seit langem in 
Gang sind. Auffallend ist z.B. die Paral­
lele zwischen dem Aufbau des deut­
schen BKA und von Europol: Zunächst 
als zentrale Informationsaustausch­
und Koordinationsstelle konzipiert, 
war das BKA in den 50er und 60er Jah­
ren eine kleine, aber stetig wachsende 
Behörde. Seit Anfang der 70er Jahre 
hingegen wurde das Amt bei jedem neu 
auftauchenden „Sicherheitsproblem“ 
weiter ausgebaut, insbesondere im Zu­

sammenhang mit der Tbrrorismusbe- 
kämpfung und der Bekämpfung des il­
legalen Drogenhandels. Für die verant­
wortlichen Innenpolitiker war es stets 
bequem, sich auf die Experten in Wies­
baden zu verlassen; dies gilt auch für die 
sozial-liberale Regierungszeit, als der 
BKA-Ausbau zusätzlich der Auswei­
tung des innenpolitischen Einflusses 
der Bundesregierung diente. Die repres­
sive Linie des Polizeiausbaus ersetzte 
ursachenorientierte politische Lösun­
gen. Eine ähnliche Entwicklung ist nun 
für Europol absehbar. Der Beschluß der 
EU-Innenminister, den Aufgabenkata­
log bereits in der Europol-Konvention 
deutlich über den Drogenbereich hinaus 
zu erweitern, ist ein erster Schritt in 
diese Richtung.

In allen europäischen Staaten sind die 
Polizeistrukturen während der letzten 
Jahrzehnte durch die Schaffung von 
Spezialdienststellen für bestimmte De­
likte und durch den Aufbau großange­
legter EDV-Systeme für die Fahndung 
wesentlich zentralistischer geworden. 
In den Niederlanden wurden z.B. die 
traditionell eigenständigen Gemeinde­
polizeien gerade in eine regionalisierte 
Zentralstruktur eingefügt. Auch auf 
der internationalen Ebene ist Europol 
nicht die erste und einzige Initiative zur 
Schaffung zentraler Polizeistrukturen. 
Nachdem Interpol als bereits seit den 
20er Jahren bestehende internationale 
Polizeiinstitution es in den 70er Jahren 
abgelehnt hatte, sich an der Tbrroris- 
musbekämpfung zu beteiligen, wurden 
hierfür in Europa neue Strukturen ge­
gründet, z.B. die Police Working-Group 
on Terrorism und der Wiener Club. In 
diesem Zusammenhang entstand auch 
die TREVI-Gruppe, die inzwischen ihre 
Tätigkeit erheblich ausgeweitet hat 
und zum 1.11.1993 in eine „intergouver- 
nementale“ Kooperationsstruktur im 
Rahmen des Vertrages von Maastricht 
überführt wurde.

Der Aufbau zentraler Datenverbünde 
ist eine wesentliche Komponente der 
Europol-Planungen, die frühere Initia­
tiven in diesem Bereich fortsetzt: Inter­
pol hat seinen Datenaustausch nach sei­
nem Umzug von Paris nach Lyon von 
Morsefunk auf EDV, Tblefax etc. umge­
stellt. Und im Rahmen des Schengener 
Abkommens (1985, „Zusatzabkommen“ 
von 1990) wurde bereits der Aufbau 
eines zentralen Fahndungssystems be­
schlossen. Trotz erheblicher Investitio­
nen ist dieses System allerdings bisher 
aufgrund von technischen Schwierig­
keiten nicht einsatzbereit4. Europol soll 
nun sowohl ein zentrales Fahndungs­
system im Stil des Schengener Informa­
tionssystem (SIS) als auch ein Daten­
netz mit sogenannten „weichen“ Daten, 
also Verdachtsmomenten u.ä., zur Un­
terstützung der Ermittlungstätigkeit 
der spezialisierten Dienststellen in den 
Nationalstaaten bekommen. Aufgrund 
der Kritik vieler Datenschutzexperten 
an der Polizeikooperation enthält die 
Konvention Bestimmungen für den Da­
tenschutz. Wie immer in sensiblen Be­
reichen bleiben sie vage.

Polizeiliche Visionen 
für den weiteren Ausbau

Nicht nur die Parallelen zwischen Euro­
pol und dem deutschen BKA, sondern 
auch Äußerungen von führenden Prota­
gonisten der Polizeikooperation ma­
chen deutlich, wohin sich das neue euro­
päische Kriminalamt entwickeln soll: 
Wie das US-amerikanische FBI soll es 
mittelfristig eigenständige Fahndungs­
kompetenzen und „operativ“ tätige 
Ermittler erhalten. Zur zentralen Orga­
nisation geheimpolizeilicher Ermitt­
lungsmethoden (V-Leute, optische und 
akustische Observation) durch das eu­
ropäische Kriminalamt ist es von dort 
nicht mehr weit.

Das größte Hindernis für eine eigen­
ständige Ermittlungstätigkeit ist die 
formelle Bindung der Strafverfol­
gungstätigkeit an die Justiz: Denn eine 
europäische Staatsanwaltschaft ist 
noch lange nicht in Sicht und wird z.Zt. 
auch von'den meisten Mitgliedstaaten 
genauso wenig gewollt wie ein zentrales 
europäischen Strafgericht, an das eine 
solche Staatsanwaltschaft angebunden 
sein könnte. Als Alternative wird von 
den Europol-Protagonisten eine euro­
päische Ermittlungsbehörde in Erwä­
gung gezogen, die den bestehenden Ge­
richten in den Nationalstaaten zuarbei­
tet3. Die Verselbständigung des Polizei­
apparats gegenüber den Staatsanwalt­
schaften würde damit weiter voran­
schreiten.

Polizeiausbau als 
symbolischer Ersatz 
für Pro b lemlösungen

Ob sich die immer wieder heraufbe­
schworenen Gefahren einer zunehmen­
den internationalen „Organisierten 
Kriminalität“ tatsächlich durch Euro­
pol wirksam eindämmen lassen, bleibt 
zu bezweifeln. Einerseits ist der Ver­
dacht nicht ausgeräumt, daß die inter­
nationale Kriminalität in den letzten 
Jahren in der öffentlichen Darstellung 
gezielt aufgebauscht wurde, um ein 
günstiges Meinungsklima für die Aus­
weitung von Polizeikompetenzen und 
-Strukturen zu schaffen6 Andererseits 
sind die meisten als Rechtfertigung für 
diese Ausweitung angeführten Formen 
von Kriminalität überhaupt nur mög­
lich, weil politische Probleme nicht 
grundsätzlich, sondern nur an ihren 
Symptomen bekämpft werden. Beim 
Drogen- oder Waffenhandel ist dies be­
sonders deutlich.

Die Schaffung neuer Polizeistruktu­
ren wie Europol dient daher nicht zu­
letzt dazu, dem Wahlpublikum die 
Handlungsentschlossenheit und -fähig- 
keit der politischen Klasse zu symboli­
sieren. Die Kosten sind immens, nicht 
nur im finanziellen Sinne, sondern auch 
deshalb, weil die eigentlichen Probleme 
nicht gelöst werden.

Hartmut Aden ist Jurist und Sozialwis­
senschaftler und lebt in Hamburg. Er 
promoviert über die Europäisierung 
der Polizeipolitik und des Polizei­
rechts.
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1994 aus Kultur. ,^g vvissenscnatt

Vor zehn Jahren starb der 1926 gebo­
rene Theoretiker Michel Foucault 
an AIDS. Der Tod durch eine 
schwere Krankheit sowie Foucaults 

Bekenntnis zu Homosexualität und 
Sado-Masochismüs, auch sein öffentli­
ches Engagement für verschiedene so­
ziale Bewegungen sind nicht der einzige 
Grund, warum er schnell zum Medien­
star avancierte. Im Gegenteil wurde 
eher durch die Fixierung auf die biogra­
fischen Daten versucht, Foucaults theo­
retischen Einfluß zu schmälern und sei­
ne Philosophie losgelöst von seinem po­
litischen Engagement zu sehen.

Für die einen hat er den Existentialis­
mus — und damit die akademische Posi­
tion Sartres — abgelöst, für die anderen 
ist er der Begründer der postmodernen 
Philosophie. Wieder anderen gilt er als 
ein Nietzsche unserer Zeit, dann als Be­
gründer einer neuen Aufklärung. Als 
Etikett seines Denkens rangiert der Be­
griff „Poststrukturalismus“ und seine 
Werke heißen in den Untertiteln hier 
„Archäologie“, dort „Genealogie“. Von 
Kommunisten wurde er als Faschist be­
schimpft, Rechte sahen in seiner Theo­
rie die Gefahr, Keimzelle einer Praxis 
jenseits des Marxismus zu bieten. Seine 
Theorie schillert von Wandlungen und 
Experten teilen gern einen frühen, mitt­
leren und späten Foucault. So beginnt 
der Streit mit Sartre seinerzeit um des­
sen Formulierung, der Mensch, das Sub­
jekt, sei zur Freiheit verurteilt. Fou­
cault setzt dagegen, daß es keinerlei 
Freiheit gäbe und ebensowenig ein Sub­
jekt — der „Mensch“ sei eine Erfindung 
der neuzeitlichen Humanwissenschaf­
ten, also von Jurisprudenz, Philosophie 
und Medizin. Im letztpublizierten 
Werk, dem dritten Band von Sexualität 
und Wahrheit, entwirft Foucault ganz 
entgegen zur alten Kritik an Sartre ein 
„neues“ Subjekt, eine Ästhetik der Exi­
stenz des Menschen. Daß mindestens 
der vierte Band (manche vermuten über 
zehn fertig geschriebene Bände) abge­
schlossen, aber nicht zur Publikation 
freigegeben ist, gibt der akademischen 
Philosophie viel Stoff zu hitzigen Spe­
kulationen, als erwarte man die Auflö­
sung eines großen Rätsels. Auch das ist 
eine Strategie, um die praktisch-politi­
sche Theorie zu entpolitisieren und zu 
re-akademisieren. Daß Foucault seine 
Schriften einmal als Werkzeugkasten 
für soziale Bewegungen verstanden 
wissen wollte und nicht als Sandkasten 
für Gedankenspielchen des universitä­
ren Betriebes, wird ausgeklammert.

Was hat es also mit der Philosophie 
Foucaults auf sich? Was kann sie als 
Theorie für Menschen bedeuten, die in 
praktischen sozialen Auseinanderset­
zungen stehen? In Foucaults Theorie 
geht es insgesamt um Macht, das heißt 
ihn interessiert, wann, wie und wo sich 
Macht in der Gesellschaft ausbreitet.- 
Was heißt hier also Macht? Nietzsche 
hatte im letzten Jahrhundert gegen den 
christlich-bürgerlichen Moralanspruch 
der Mitleidsethik und Nächstenliebe 
polemisiert, daß eine solche Moral sich 
nicht aufrechterhalten läßt, weil jeder 
nur seinen Willen zur Macht verfolgt. 
Foucault übernimmt diesen Gedanken 
und wendet ihn strukturalistisch, das 
heißt: nicht von einzelnen Personen 
oder Institutionen ausgeübte Herr­
schaft, also etwa Klassenherrschaft, ist 
Motor der Geschichte, sondern viel­
mehr eine unterschwellige Machtstruk­
tur, die sich in feinste Verästelungen 
wie ein Netz über die Gesellschaft legt.

Auch Marx hat solche strukturelle 
Macht angenommen, indem er von der

Quelle:
1 Foucault, Truth and Method (Inter­

view), in: Paul Rabinow (Hg.), The 
Foucault Reader, New York 1984, S.
58 (meine Übersetzung)

Lesehinweise: Die erwähnten Bücher 
Foucaults sind zumeist im Suhrkamp- 

Allmacht des 'Ihuschprinzips sprach 
und betonte, daß es nicht Einzelwillen 
der Kapitalisten sind, die Not und Un­
terdrückung mit sich bringen, sondern 
die ökonomischen Gesetze, schließlich 
der Fetischcharakter der Ware. Wie 
schon Nietzsche die bürgerliche Gesell­
schaft zwar durchschaute, ihr aber nur 
ihr radikalisiertes bürgerliches Eben­
bild entgegenhielt, den Übermenschen, 
so ist auch bei Foucault vieles unserer 
Gesellschaft durchschaut, ohne daraus 
Konsequenzen zu ziehen. Um kurz Marx 
und Foucault gegeneinander zu stellen: 
nach Marx (und Engels) ist die Geschich­
te eine von Klassenkämpfen; solche 
Kämpfe entscheiden darüber, wer über 
Produktionsmittel und demnach auch 
über Macht verfügt. Motor dieser Bewe­
gung sind Widersprüche zwischen den 
Klassen, die durch Produktivkraftent­
wicklung („industrielle Revolution“) 
und durch verschärfte Produktionsver­
hältnisse (neue Formen von Arbeitstei­
lung) entstehen. Zentral ist der Gedan­
ke eines Primats der ökonomischen Ba­
sis, die Formen des gesellschaftlichen 
Überbaus, also Recht, Staat, Kultur 
etc., bestimmt. Hier ist philosophisch

„Da man den Marxismus nicht,übertreffen* kann, schafft man ihn eben ab“ 
(Jean Paul Sartre über Michel Foucault)

Was bietet der 
Poststrukturalismus 
für eine kritische Theorie 
der Gesellschaft?
Die Philosophie Michel Foucaults im Rückblick

die Frage nach Geschichtszusammen­
hängen und Bewußtsein maßgeblich, 
also Begriffe von Vernunft, Erkenntnis, 
Fortschritt, wie sie bei Kant und Hegel 
am entwickelsten untersucht werden. 
Marx hat diese philosophischen Fragen 
materialistisch auf das konkrete gesell­
schaftliche Sein der Menschen ange­
wandt. Er zeigte, daß nicht die bürgerli­
che Gesellschaft und der preußische 
Staat die höchste geschichtliche Form 
darstellen, in der Gleichheit und Frei­
heit verwirklicht sind, sondern dies nur 
durch eine Revolution zur kommunisti­
schen Gesellschaft verwirklicht werden 
kann, in der die bestehenden Eigen­
tumsverhältnisse auf gehoben sind.

Das Sein bestimmt das Bewußtsein. 
Diesen Schritt vom abstrakten Bewußt­
sein („Freiheit der Gedanken“) zum 
konkreten Sein („Freiheit als Einsicht 
in die praktische Notwendigkeit“) 
konnte die bürgerliche Philosophie 
nicht mitmachen: sie verschob ihr Inter­
esse von bewußtseinstheoretischen Fra­
gen auf sprachphilosophische Fragen. 
Das Bewußtsein bestimmt das Sein, 
aber dieses Bewußtsein ist bestimmt 
durch unsere Sprache. Zumindest die 
Einsicht, daß der Sprache eine zentrale

Verlag Frankfurt/M. erschienen. Im 
Merve Verlag Berlin sind zudem einige 
Aufsatz- und Interviewbände veröf­
fentlicht.

Einführungen in das Denken Fou­
caults: Heinrich Fink-Eitel, Foucault 

Stellung in der Gesellschaft zukommt, 
ist nicht ganz falsch. Foucault unter­
sucht die Rolle der Sprache und der 
„Diskurse“ in allen Bereichen der Ge­
sellschaft, in denen Menschen durch 
Wissenschaft und Sprache ausgeschlos­
sen oder diskriminiert werden. Macht 
durch Wissen definiert sich etwa nicht 
nur durch den Inhalt, dadurch Was ich 
weiß, sondern durch die Form, Wie ich 
weiß und Daß ich weiß. Solche Macht 
üben etwa Ärzte über Patienten aus, in­
dem sie eine wissenschaftliche Geheim­
sprache haben, um zwischen krank und 
gesund zu unterscheiden. Schließlich ist 
der ganze Mensch, der heute pervers 
oder normal, krank oder gesund, erzo­
gen, kriminell, gebildet, genial oder 
verrückt ist, ein Resultat aus den hu­
manwissenschaftlichen Prozessen der 
Neuzeit. Ein Wissen über den Menschen 
verleiht auch Macht über ihn. Und diese 
Macht verlängert sich auch dort, wo 
man den Menschen als unterdrücktes 
Wesen erkennt. Foucault zeigt etwa im 
ersten Band von Sexualität und Wahr­
heit, daß die von Sigmund Freud er­
kannte, und dann von Erich Fromm, 
Wilhelm Reich oder Herbert Marcuse 

fortentwickelte Theorie von der unter­
drückten Sexualität (nach der etwa 
Homosexualität eine Krankheit ist) aus 
der wissenschaftlichen Erfindung der 
Sexualität resultiert. Die Sexualwis­
senschaften haben den Perversen, die 
hysterische Frau etc. vom gesunden Sex 
abgesondert. Der nach Foucault angeb­
lich sexuell unterdrückte Mensch wird 
öffentlich gezwungen, seinen Sex zu 
beichten: es wurde eine sexuelle Revo­
lution verkündet, in jeder Tblk-Show 
sitzt ein Sexualexperte, eine Pornodar­
stellerin, der Homosexuelle wird hier 
diskriminiert, dort als Exot vorgeführt; 
auch in der Bevölkerungspolitik, der 
Familienideologie, der Erziehung 
wirkt dieses, wie Foucault sagt, „Se­
xualdispositiv“. Eine medizinisch und 
juristisch organisierte und disziplinier­
te Sexualität bringt schließlich den Ras­
sismus hervor, redet von der Reinheit 
des Blutes und setzt ihre Hauptfor­
schung in der Genetik an.

Ähnlich zu den Arbeiten des Soziolo­
gen Norbert Elias entwickelt Foucault 
die Theorie von Disziplinierungs- und 
Normierungsmächten, durch die der 
neuzeitliche Mensch kontrolliert wird. 
Irrenanstalten, Gefängnisse, Kranken- 

zur Einführung, Hamburg 1989; Urs 
Marti, Michel Foucault, München 1988.

Als Biografie liegt vor: Didier Eribon, 
Michel Foucault. Eine Biographie, 
Frankfurt/M. 1991; James Miller, The 
Passion of Michel Foucault, New York 

häuser (die zu Beginn eine gemeinsam 
Institution waren), sowie Schulen, Er. 
ziehungsheime, Arbeitshäuser, Fabri- 
ken und Kasernen sind Orte, an denen 
der Mensch diszipliniert wird, bezip. 
hungsweise undisziplinierte Mensche; 
eingeschlossen werden. Die Studien 
Wahnsinn und Gesellschaft über dit 
Entstehung der Psychiatrie, Die Geburi 
der Klinik sowie Überwachen und 
Strafen über die Entstehung des Ge- 
fängnisses sind — zum Teil übrigens 
sehr fesselnd geschriebene — Unterst 
chungen zu diesem Themenkomplex; 
ebenso wie die kleineren Aufsatz- unc 
Interviewbände Foucaults, in dener 
seine Theorie oft aus der politischer 
Praxis erklärt wird, können eine Berei­
cherung für kritische Gesellschafts­
theorie sein, kann das politische Enga­
gement Foucaults allemal ein Beispiel 
für Eingriffsmöglichkeiten des Intel­
lektuellen geben.

Aber man darf nicht übersehen, daß 
Foucault sich auch ganz bewußt von der 
kritischen Gesellschaftsthoerie des 
Marxismus distanziert. Foucault erläu­
tert: „Von den Marxisten wird Macht im 
Kapitalismus der westlichen Welt bloß 
aus dem Klasseninteresse verkürzt er­
klärt; aber die Mechanismen der Maehl 
innerhalb der Klassen wurden nie ana 
lysiert. Dieses konnte erst nach 1968, al 
so angesichts der alltäglichen Kämpfe 
der Neuen Sozialen Bewegungen, zwi­
schen denen, deren Kampf in den feinen 
Maschen des Netzes der Macht seinen 
Platz hatte. Hier wurde die konkrete 
Natur der Macht sichtbar ...“1 Hiei 
wird nicht nur deutlich, inwiefern Fou 
cault sich auf Nietzsche, statt auf Man 
beruft, indem die Macht als Natur ange­
sehen wird, statt als Resultat aus Pro­
duktionsverhältnissen. Indem alles 
Macht ist und nur hier und dort kleine 
Nischen existieren (die aber auch wie 
der von Macht durchsetzt sich zeigen] 
indem das Problem der Macht zum Na 
turproblem wird, verkennt Foucault 
daß die Macht der Arbeiterbewegung 
immer noch eine andere ist als dii 
Macht des Kapitals, daß die bürgerlich! 
Friedensbewegung andere Ziele hat ah 
eine revolutionäre Bewegung etc. Fou 
cault muß dieses verkennen, weil ei 
nach seiner Machttheorie nicht mehr ar 
tiefgreifende soziale Veränderungen 
glauben kann: Macht macht alle gleich, 
die Foucaultsche Gesellschaft wird wie 
bei Nietzsche zum Kampf Aller gegen 
Aller; das Hobbes’sche Motiv vom Men 
sehen als des Menschen Wolf taucht hiei 
in strukturalistischer Variante auf.

Sowohl in der Theorie Foucaults wie 
auch in der Mode seiner Philosophie 
spiegelt sich nicht zuletzt etwas von 
„linker Frustration“. Von der politi­
schen Situation Frankreichs aus beur 
teilt, steht auch Foucaults Engagemenl 
in Patienten- und Gefangenengruppei 
immer noch im Schatten etwa zum En 
gagement Sartres in der kommunisti 
sehen Bewegung. Aber vielleicht ge 
lingt es eines Thges, gerade vor den 
Hintergrund der politischen Situatioi 
anfang der 70er Jahre, die theoretischer 
Entwicklungen im Spiegel ihrer Zeit a 
betrachten. Was an Foucaults Philoso 
phie produktiv ist, schließt den Marxis 
mus nicht aus. Im Gegenteil sieht di 
kritische Gesellschaftstheorie des Mai 
xismus selbst entsprechende Machtana 
lysen vor. Die Theorie vom Fetischcha 
rakter der Ware ist so eine Analyse - 
und geht sogar über Foucault hinam 
weil ja gerade entlarvt wird, wenn gr 
sellschaftliche Verhältnisse als natüi 
lieh erscheinen. — (rob)
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